EINLADUNG
PARTEITAG
28. FEBRUAR 2026

Kongresszentrum Biel, Zentralstrasse 60
Konzertsaal

Beginn: 10.45 Uhr (Turoffnung: 10.00 Uhr)

Versandheft Il vom 22. Januar 2026



Liebe Genossinnen und Genossen

Wir héatten uns alle einen anderen Start ins neue Jahr gewulnscht. In der Schweiz erschittern
uns die tragischen Ereignisse in Crans-Montana. International erschrecken uns der US-Angriff
auf Venezuela, der das Volkerrecht mit Fussen tritt sowie die brutale Repression der Proteste
im Iran. Diese Entwicklungen zeigen erneut, wie fragil unsere Welt ist - und wie wichtig unser
Engagement fUr Gerechtigkeit, Demokratie und Solidaritat im Kampf gegen die Macht des Star-
keren bleibt.

Umso mehr freuen wir uns, euch am Samstag, 28. Februar 2026, am Parteitag in Biel zu be-
grussen. Wir diskutieren anhand des Positionspapiers «Wuchermieten stoppen — Immobilien-
wirtschaft in den Dienst der Menschen stellen!», wie wir Spekulationen eindammen, Mieter:in-
nen besser schitzen und das Wohnen wieder bezahlbar machen kénnen.

Zusatzlich werfen wir einen Blick auf mehrere richtungsweisenden Abstimmungen. Am 8. Marz
stimmen wir Uber die Anti-SRG-Initiative ab, gegen die wir unbedingt gewinnen mussen. Sonst
werden Fake News von Elon Musk das Vakuum fullen. Zudem steht eine wichtige klimapoliti-
sche Weichenstellung an. Mit unserer Klimafonds-Initiative schaffen wir die Grundlage, um end-
lich die Energiewende voranzubringen, unsere klimafreundliche Infrastruktur auszubauen und
die Energieeffizienz zu starken. Und mit der Individualbesteuerung bringen wir die Gleichstel-
lung einen Schritt voran: Alle Personen - unabhangig vom Zivilstand — werden endlich steuer-
lich gleich behandelt.

Wir freuen uns auf spannende Debatten mit euch! Ausserdem mochten wir euch daran erin-
nern, dass die Anmeldefrist bis 6. Februar verlangert wurde, sodass noch mehr Genoss:innen
am Parteitag teilnehmen konnen (Online-Link: www.sp-ps.ch/anmeldung-parteitag).

Bis dahin werden wir uns mit vollem Elan in der Kampagne fur die M&rz-Abstimmungen enga-
gieren.

Herzliche und solidarische Grusse,

/T ‘
N / ; , ) , . [
()\L“m (/ZW b/ el & COloft f?z/a /\
Tom Cassee Eleonora Guido Colette Siegenthaler

Generalsekretar Koordinatorin Parteigremien Projektleiterin Events


http://www.sp-ps.ch/anmeldung-parteitag
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PROVISORISCHE TRAKTANDENLISTE
(REIHENFOLGE KANN NOCH ANDERN)

10.45 1. Eré6ffnungsgeschifte und Begriissungen
» Grusswort von Glenda Gonzalez Bassi, Stadtprasidentin Biel
» Grussworte von Selen Baskara und Julian Meider,

Co-Prasidium SP Biel

2. Geschifte zum Ablauf des Parteitages
3. Protokoll des Parteitages vom 25. Oktober 2025 in Sursee

4, Begriissung und Reden von Mattea Meyer und Cédric Wermuth
Co-Prasidium SP Schweiz

5. Politische Aktualitaten

6. Initiativen und Referenden
Marz-Abstimmungen
» Anti-SRG-Initiative — 200 Franken sind genug!
» Klimafonds-Initiative

» Individualbesteuerung

7. Parolenfassungen fiir eidg. Abstimmungen
8. Rede Bundesrat Beat Jans
9. Positionspapier der SP Schweiz

Wuchermieten stoppen, Immobilienwirtschaft in den Dienst
der Menschen stellen!

» Einflhrung

» Behandlung der Antrage und Diskussion

» Verabschiedung des Positionspapiers

10.  Genehmigung Berichte
» Evaluation der Statutenreform 2021 (Strukturreform)

11. Statutarische Geschifte
» Budget 2026
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12.  Resolutionen und Antrage

» Resolution des Préasidiums der SP Schweiz:
Fur Volkerrecht und Demokratie statt Machtpolitik und Autoritaris-
mus: Mehr Europa ist unsere Antwort

» Resolution des Préasidiums der SP Schweiz und der SP Frauen
Schweiz: Geschlechterspezifische Gewalt stoppen.
Schutz jetzt sichern!

» Resolution des Préasidiums der SP Schweiz:
Klare Haltung gegenuber Teheran: Menschenrechte schitzen,
Zivilgesellschaft starken, Krieg verhindern

» Resolution des Préasidiums der SP Schweiz:
Fur den Schutz der Zivilbevolkerung in Syrien, fur Minderheiten-
rechte und fur eine politische Losung mit Perspektive

» Resolution der SP Migrant:innen: Fur echte Selbstbestimmung -
gegen antimuslimischen Rassismus. Eine Resolution fur Gleichstel-
lung, Religionsfreiheit und Antidiskriminierung

17.00 13. Div. Mitteilungen
ab 17.00 Apéro
ab 18.00 WINE, FOOD + MUSIC mit der SP Biel im «Ici c’est |e vin» (hier)
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WICHTIGE HINWEISE ZUM PARTEITAG

PARTEITAGSUNTERLAGEN

Uberarbeitete Traktandenliste

Geschaftsordnung flr den Parteitag

Budget 2026

Positionspapier der SP Schweiz: «\Wuchermieten stoppen, Immobilienwirtschaft
in den Dienst der Menschen stellen!»

Antragspapier: Uberarbeitete Fassung

Arbeitspapier mit allen Antragen aus Frist 1

Antragsformular zum Stellen von Antragen

Merkblatt zu den Antragen des Positionspapiers

Unterlagen zu den Abstimmungsvorlagen (folgen mit der Schlussdokumentation)
Eingegangene Resolutionen

Bericht Evaluation der Statutenreform 2021-2022 (Strukturreform)

Informationen zum Tagungsort

ORGANISATION DES PARTEITAGS

Leitung:

Mattea Meyer, Cédric Wermuth, Jacqueline Badran, Samuel Bendahan, Tom Cassee,
Mirjam Hostetmann, Baptiste Hurni, Samira Marti, Valérie Piller Carrard, Jon Pult, David
Roth

Organisation und Betrieb:

SP Schweiz, Colette Siegenthaler, Theaterplatz 4, 3011 Bern
E-Mail: colette.siegenthaler@spschweiz.ch

Telefon: 031 329 69 69
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DELEGIERTEN-/GASTEKARTE

Die Delegierten-/Gastekarte inklusive QR-Code wird integriert im E-Mail-Versand mit der Schluss-
dokumentation vom 20. Februar 2026 direkt allen angemeldeten Delegierten und Gasten zuge-
stellt.

Das E-Mail mit integrierter Delegierten-/Géastekarte und dem gut sichtbaren QR-Code ausgedruckt
oder auf dem Handy dient fur die Eingangskontrolle.

Alle Parteitagsdelegierten mussen fristgemass angemeldet und beim Zentralsekretariat registriert
worden sein. Wir erinnern die Delegierten daran, dass verlorene Stimmkarten nicht ersetzt werden.

ERSATZDELEGIERTE

Wenn jemand verhindert ist, am Parteitag teilzunehmen, so kann er/sie sich durch ein anderes
Sektions- oder Organmitglied vertreten lassen. Dies muss vorgangig schriftlich bis spatestens Frei-
tag, 27. Februar 2026, 17.00 Uhr, dem Sekretariat mitgeteilt werden, und zwar per Mail an par-
teitag@spschweiz.ch oder per Telefon 031 329 69 69.

ANTRAGE UND RESOLUTIONEN
Antragsfrist 1: 9. Januar 2026 - abgelaufen
Antragsfrist 2: 9. Februar 2026, 18.00 Uhr

Resolutionen und Antrage zu traktandierten Parteitagsgeschaften kdnnen bis Montag, 9. Februar
2026, 18.00 Uhr im Zentralsekretariat eingereicht werden. Diese werden auf der Website der SP
Schweiz mit den Stellungnahmen von Prasidium und/oder Parteirat am Freitag, 20. Februar 2026,
18.00 Uhr, veroffentlicht.

Alle Unterlagen bitte einreichen an: parteitag@spschweiz.ch

Bitte Antrage und Resolutionen im Word- und nicht in PDF-Format formatiert!

WICHTIG: FUr Antrage zum Positionspapier bitte Hinweise unter dem entsprechenden Trak-
tandenpunkt beachten und zum Einreichen der Antrage das separate Antragsformular benut-
zen sowie das Merkblatt zu den Antragen beachten.

VERLANGERUNG DER ANMELDEFRIST

Anmeldungen sind weiterhin bis zum 6. Februar Uber folgenden Link moglich: www.sp-ps.ch/an-
meldung-parteitag
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SCHLUSSDOKUMENTE

Samtliche Schlussdokumente mit den Stellungnahmen von Prasidium und/oder Parteirat zu ein-
gegangenen Antrdgen und Resolutionen werden am Freitag, 20. Februar 2026, 18.00 Uhr, auf
der Website veroffentlicht (www.spschweiz.ch/biel2026).

WICHTIG: Am Parteitag werden keine Dokumente verteilt. Bitte Dokumente selbst ausdrucken,
wenn ein Papierexemplar gewlnscht ist.

WORTMELDUNGEN

Die Wortmeldezettel liegen am Parteitag beim Tagungssekretariat neben der Buhne bereit. Die
Wortmeldezettel mussen gut leserlich und komplett ausgefullt bis zum Beginn des vorhergehen-
den Traktandums beim Tagungssekretariat neben der Buhne eingereicht werden. Auch Antrag-
stellende mussen eine Wortmeldung einreichen. Unvollstandig ausgefllite Wortmeldezettel wer-
den nicht bertcksichtigt.

IHR HABT DAS WORT!

Viele Leute melden sich nicht zu Wort, weil es ihnen an Ubung fehlt oder weil sie sich nicht ge-
trauen. Wir mdchten daher alle Delegierten explizit auffordern, euch zu Wort zu melden. Wenn ihr
noch nie oder schon lange nicht mehr an einem Parteitag gesprochen habt, unterstutzen wir euch
gerne bei der Vorbereitung. Ihr kdnnt euch dazu mit den unten aufgeflhrten Kontaktpersonen in
Verbindung setzen. Wir helfen euch gerne mit rhetorischen Tricks und Kniffs gegen Nervositét,
beim Ordnen eurer Gedanken oder auch mit dem Gegenlesen eines vorbereiteten Votums. Auch
eure Sektion, eure Kantonalpartei oder euer Organ (SP Frauen, SP 60+, SP Migrant:innen, SP
queer sowie JUSQO) unterstitzen euch.

Kontaktpersonen zu eurer Unterstitzung:
e Tom Cassee, Generalsekretar SP Schweiz (tom.cassee@spschweiz.ch)
e Mia Jenni, Sekretarin SP queer (mia.jenni@spschweiz.ch)

VERPFLEGUNG WAHREND DES PARTEITAGS

Fur das leibliche Wohl wahrend des Parteitags ist ein Getranke- und Snackbuffet gedffnet und
bietet ein reichhaltiges Verpflegungsangebot an.

SIMULTANUBERSETZUNG

Die Verhandlungen werden simultan Franzésisch, Deutsch und ltalienisch Ubersetzt. Aus Kosten-
grunden bitten wir, dass nur jene Teilnehmerinnen und Teilnehmer Kopfhérer beziehen, die auf
die Simultantbersetzung angewiesen sind.

WICHTIG: Die Kopfhorer missen unbedingt nach dem Parteitag wieder beim Ausgang zurtick-
gegeben werden.

Parteitag Biel 28. Februar 2026



http://www.spschweiz.ch/biel2026
mailto:tom.cassee@spschweiz.ch
mailto:mia.jenni@spschweiz.ch

GEBARDENSPRACHE

Es ist geplant, am Parteitag bei entsprechender Nachfrage eine Simultantbersetzung in Gebar-
densprache (in Deutsch/DSGS und/oder Franzdsisch/LSF) anzubieten. Um abschatzen zu kon-
nen, ob eine Nachfrage besteht, bitten wir um ein Mail bis 6. Februar 2026 an partei-
tag@spschweiz.ch mit dem Vermerk, welche Sprache gewunscht wird.

PERSONEN MIT HORBEHINDERUNG

Personen mit Implantaten kdnnen uns dies via Mail (parteitag@spschweiz.ch) bis 6. Februar 2026
melden, damit wir entsprechend Kopfhérerverstarker bestellen kénnen.

PERSONEN MIT SEHBEHINDERUNG

Personen mit Sehbehinderungen kénnen uns dies via Mail (parteitag@spschweiz.ch) bis 6. Feb-
ruar 2026 mitteilen, damit wir ihnen im Vorfeld die Power-Point-Prasentationen zukommen lassen
kdnnen.

PERSONEN, DIE AUF EINEN ROLLSTUHL ANGEWIESEN
SIND

Aus organisatorischen Grinden bitten wir Personen, die auf einen Rollstuhl angewiesen sind, uns
im Vorfeld via Mail (parteitag@spschweiz.ch) bis 6. Februar 2026 zu kontaktieren.

FINANZIELLE UNTERSTUTZUNG IM BEDARFSFALL

Alle Genoss:innen sollen an den Anlassen der Partei teilnehmen kénnen - auch solche mit wenig
Geld. Die delegierenden Parteigliederungen (Kantonalparteien, Sektionen, Organe usw.) sind
dazu aufgefordert, inre Delegierten im Bedarfsfall finanziell zu unterstutzen (Reisekosten, Verpfle-
gung, allenfalls Ubernachtung). Falls keine Losung gefunden werden kann, bitte setzt euch mit
uns in Verbindung (parteitag@spschweiz.ch).

KINDERHUTEDIENST

Wahrend des Parteitags wird von der SP Biel ein Kinderhltedienst angeboten. Bei Interesse an
diesem Angebot muss aus organisatorischen Griinden bis 6. Februar 2026 eine schriftliche An-
meldung mit Namen und Alter des Kindes/der Kinder an folgende Mailadresse erfolgen: partei-
tag@spschweiz.ch. Die SP Schweiz wird anschliessend die Interessierten schriftlich informieren,
ob der Kinderhutedienst durchgefuhrt werden kann.
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INFORMATIONEN ZUM TAGUNGSORT

Kongresszentrum Biel, Zentralstrasse 60, Konzertsaal

(vgl. Routenplaner hier)

O Kongresshaus / Palais des Congrés
€) Bahnhof / Gare

An- und Abreise mit dem offentlichen Verkehr

Vom Bahnhof aus ist das Kongresshaus in 5 Gehminuten erreichbar.

Zugang fir Genoss:innen, die auf einen Rollstuhl angewiesen sind

Die Raumlichkeiten sind rollstuhlgangig. Da die Anlagen in Biel jedoch etwas veraltet sind, bitten
wir Genoss:innen, die auf einen Rollstuhl angewiesen sind, uns im Vorfeld via Mail (partei-
tag@spschweiz.ch) bis 6. Februar 2026 zu kontaktieren.

Parteitag Biel 28. Februar 2026
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GESCHAFTSORDNUNG FUR DEN PARTEITAG

Art. 1

Art. 2

Art. 3

Art. 4

Art. 5

Art. 6

Art. 7

Art. 8

Er6ffnungsgeschafte

Unmittelbar nach der Er6ffnung wéhlit der Parteitag

e die Stimmenzahler:iinnen mit je einer:einem Stellvertreter:in
e die Mandatsprufungskommission

Traktandierte Geschafte und Antrage

Nach Art. 14, Ziff. 12 der Statuten darf der Parteitag nur traktandierte Geschéafte behan-
deln. Ausnahmen sind nur moglich, wenn zeitliche Dringlichkeit sowie ein entsprechen-
der Antrag des Parteirats vorliegen. Sinngemass kann nur Uber Antrage verhandelt wer-
den, die sich auf traktandierte Geschafte beziehen.

Resolutionen

Resolutionen mussen bis Montag, 9. Februar 2026, 18.00 Uhr im Zentralsekretariat ein-
gereicht werden. Sie werden vom Zentralsekretariat Ubersetzt und im Internet am Frei-
tag, 20. Februar 2026, ab 18.00 Uhr veréffentlicht.

Wortmeldungen

Die Wortmeldezettel liegen am Parteitag beim Tagungssekretariat neben der Blihne be-
reit. Die Wortmeldezettel mussen gut leserlich und komplett ausgefullt bis zum Beginn
des vorhergehenden Traktandums beim Tagungssekretariat neben der Bluhne einge-
reicht werden. Auch Antragstellende mussen eine Wortmeldung einreichen. Unvollstan-
dig ausgefullte Wortmeldezettel werden nicht berlcksichtigt.

Redezeit
Der Antrag betreffend Redezeit wird nach Vorliegen aller Antrage, das heisst mit dem
Versand der Schlussdokumentation, erganzt.

Redner:innen-Liste

Diskussionsredner:innen melden sich schriftlich beim Parteitagssekretariat. Jede Red-
nerin und jeder Redner kbnnen zur gleichen Sache das Wort ein zweites Mal verlangen.
Redner:innen, welche noch nicht gesprochen haben, haben den Vorrang. Ein drittes
Votum zur gleichen Sache kann nur mit Zustimmung des Parteitages erfolgen. Ord-
nungsantrage kénnen jederzeit eingebracht werden.

Ordnungsantrage

Ordnungsantrage sind sofort zu behandeln. Sie werden von der antragstellenden Per-
son kurz begrindet. Nach der Stellungnahme des Prasidiums wird unmittelbar abge-
stimmt.

Antrage auf Redezeitkiirzung, Schluss der Redner:innenliste und der Debatte
Antrage auf Redezeitverklrzung, Schluss der Redner:innenliste und solche auf Schluss
der Debatte sind als Ordnungsantrage zu behandeln. Vor der Abstimmung wird die Liste
der noch gemeldeten Redner:innen bekanntgegeben.
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Art. 9

Art. 10

Art. 11

Art. 12

Art. 13

Ausmehrung
Far Abstimmungen gilt das Einfache Mehr. Bei Stimmengleichheit gibt das Co-Prasi-
dium gemeinsam mit einer Stimme den Stichentscheid.

Der/die Vorsitzende lasst die Stimmen auszéhlen, wenn die Mehrheit nicht eindeutig
auszumachen ist oder wenn die Auszahlung aus der Mitte der Versammlung verlangt
wird.

Wahlen: Allgemein
Wahlen finden in der Regel offen statt.

Verhandlungsfiihrung

Die:der Vorsitzende wacht dartiber, dass die Verhandlungen ruhig und sachlich geflihrt
werden. Sie:er ruft unsachliche Redner:innen zur Ordnung. Wer absichtlich die Ver-
handlungen stort, kann nach zweimaligem Ordnungsruf auf Antrag der:des Vorsitzen-
den durch Versammlungsbeschluss aus dem Saal gewiesen werden.

Sprachen

Jede Rednerin und jeder Redner kann sich einer Landessprache bedienen. Die auf der
Traktandenliste enthaltenen Antrage des Préasidiums/des Parteirats werden dem Partei-
tag deutsch, franzdsisch und italienisch vorgelegt. Referate und Voten werden simultan
auf Franzdsisch, Deutsch und bei entsprechender Nachfrage auch auf ltalienisch Uber-
setzt.

Beschlussprotokoll und Gender-Watch-Protokoll

Uber die Verhandlungen des Parteitages werden ein Beschlussprotokoll sowie ein Gen-
der-Watch-Protokoll gefuhrt. Die Verhandlungen werden aufgezeichnet und im Zentral-
sekretariat aufbewahrt.

Parteitag Biel
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TRAKTANDUM 2:
GESCHAFTE ZUM ABLAUF DES PARTEITAGES

WAHL DER MANDATSPRUFUNGSKOMMISSION

Vorschlag:

e Karin Mader
e Andreas Weibel

Empfehlung des Prasidiums: Das Prasidium beantragt eine offene Wahl, gemass Artikel 10
der Geschaftsordnung des Parteitages.

Parteitag Biel 28. Februar 2026
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TRAKTANDUM 3:

PROTOKOLL DES PARTEITAGES VOM 25. OKTOBER
2025

Genehmigung des Beschluss-Protokolls des Parteitages vom 25. Oktober 2025 in Sursee.

Das Protokoll des Parteitags kann auf der Homepage www.spschweiz.ch/biel2026 eingesehen
und heruntergeladen werden.

Parteitag Biel 28. Februar 2026
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TRAKTANDUM 9:
POSITIONSPAPIER DER SP SCHWEIZ

WUCHERMIETEN STOPPEN, IMMOBILIENWIRTSCHAFT IN
DEN DIENST DER MENSCHEN STELLEN!

Das Positionspapier «Wuchermieten stoppen, Immobilienwirtschaft in den Dienst der Menschen
stellen!» liegt als separates Dokument vor. Unter www.spschweiz.ch/biel2026 sind folgende zwei
Papiere zu finden:

e Arbeitspapier
mit allen Antragen aus Frist 1
Zusammenstellung aller bis zum 9. Januar eingereichten Antrage inklusive der Stellung-
nahmen des Prasidiums.

o Antragspapier: iiberarbeitete Fassung
Die 14 angenommenen Antrage aus Antragsfrist wurden in diese Fassung eingearbeitet.

Die uberarbeitete Fassung, das Antragspapier bildet die Grundlage fiir die Antragsfrist 2
vom 9. Februar 2026 (18.00 Uhr).

Die Bestimmungen und Grundséatze flr Antragsteller:iinnen sind in einem separaten Merkblatt
festgehalten und konnen dort entnommen werden. Zum Einreichen der Antrdge unter
www.spschweiz.ch/biel2026 muss das separate Antragsformular heruntergeladen und einge-
reicht werden.

Antragsberechtigte Kapitel: Es sind nur Kapitel 3, 4 und 5 «strategische Schwerpunkte» antrags-
berechtigt.

Schlussdokument: Die definitive Fassung mit den Antragen an den Parteitag aus der zweiten
Frist wird am Freitag, 20. Februar 2026, 18.00 Uhr, auf der Website der SP Schweiz aufgeschal-
tet und bildet die Grundlage fur die Diskussion des Parteitags.

Wichtig: Am Parteitag werden keine ausgedruckten Dokumente verteilt. Bitte ausdrucken, wenn
ein Papierexemplar gewUlnscht wird.

Parteitag Biel 28. Februar 2026
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TRAKTANDUM 10:
GENEHMIGUNG BERICHTE

EVALUATION DER STATUTENREFORM 2021
(STRUKTURREFORM)

verabschiedet vom Prasidium der SP Schweiz vom 14. Januar 2026 zu Handen des Parteitags
vom 28. Februar 2026

1. Einleitung

Am Parteitag in St. Gallen vom 28. August 2021 - dessen Diskussion aus zeitlichen Grinden am
digitalen Parteitag vom 5. Februar 2022 in Genf fortgesetzt und abgeschlossen werden musste -
hat die SP Schweiz eine umfassende Statutenreform («Strukturreform») verabschiedet. Diese
stand unter dem Titel «<Die SP der Zukunft gestalten — wir schaffen die organisatorischen Grund-
lagen daftr!»

Mit dieser Reform sollten insbesondere drei Ziele erreicht werden:

1. Starkung der Verantwortung und Mitbestimmung: Entscheidungen sollen von jenen
getroffen werden, die anschliessend auch die Verantwortung daftr tragen. Die Kantonal-
parteien sollen deshalb starker in die Formulierung der nationalen Politik eingebunden
werden.

2. Bessere vertikale Integration der Politik: Die Politik der SP Schweiz soll Uber die neuen
Themenkommissionen vertikal besser vernetzt und abgestimmt werden.

3. Offnung der nationalen Partei fiir die Basis: Die nationale Partei soll sich gegeniiber der
Basis weiter 6ffnen — Uber Arbeitsgruppen, Foren, Themenkommissionen sowie Uber den
Parteitag, der neu zweimal jahrlich tagt.

Gleichzeitig nahmen die Delegierten am Parteitag in St. Gallen den Antrag von Ursula Funk et al.
an.' Dieser verlangte, dass die neuen Strukturen nach vier Jahren auf ihre Wirksamkeit hin evalu-
iert werden. Besonders gepruft werden sollten dabei der Parteirat, die Themenkommissionen so-
wie die Foren.

"' Am Parteitag in St. Gallen vom 28. August 2021 wurde folgender Antrag eingereicht:

Die folgende modifizierte Formulierung der damaligen Geschéftsleitung wurde von den Delegierten verabschiedet:
«Die Geschadlftsleitung hélt diesen Antrag fir sehr sinnvoll. Wir wiirden den Text jedoch nicht in die Statuten schrei-
ben, sondern als Antrag des Parteitags zur Annahme empfehlen und entsprechend im Protokoll verbindlich festhal-
ten.»
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Die damalige Geschéftsleitung empfahl, den Antrag nicht in die Statuten aufzunehmen, sondern
ihn als verbindlichen Parteitagsauftrag im Protokoll festzuhalten. Mit dem vorliegenden Bericht
wird dieser Auftrag erfullt. Der Bericht prasentiert die Ergebnisse der Evaluation, fasst die wichtigs-
ten Erkenntnisse der letzten vier Jahre zusammen und formuliert Empfehlungen fur die Weiterent-
wicklung der Parteistrukturen der SP Schweiz.

2. Parteirat

Mit der Strukturreform von 2021 wurde der Parteirat als neues strategisches Organ der SP
Schweiz geschaffen. Die damalige Geschaftsleitung sowie die damalige Koordinationskonferenz
wurden durch dieses Gremium ersetzt, das sowohl als Vertretung der Organe und weiterer Grup-
pen innerhalb der Partei als auch als Vertretung der Kantonalparteien und grésseren Stadtparteien
fungieren sollte. Zuséatzlich gehéren dem Gremium zehn vom Parteitag frei gewahlte Mitglieder
an. Zudem wurden dem Parteirat auch einzelne Aufgaben und Kompetenzen der damaligen De-
legiertenversammlung Ubertragen; gleichzeitig wurde die Frequenz des Parteitags erhdht, der seit-
her zweimal jahrlich stattfindet.

Der Parteirat wurde als breites und reprasentatives «Parlament» der Partei konzipiert, um die ver-
schiedenen Ebenen und Strukturen der SP verbindlich in die strategische Politikformulierung ein-
zubeziehen.

Bereits am Parteitag vom 28. August 2021 in St. Gallen wurde der Parteirat intensiv diskutiert.
Zahlreiche Anderungsantrage wurden gestellt, bevor das neue Modell schliesslich angenommen
wurde. Die konstituierende Sitzung des Parteirats fand am 25. Marz 2022 statt. Seither tagt der
Parteirat in der Regel viermal jahrlich, erganzt durch etwa eine ausserordentliche Sitzung pro Jahr.

Im Jahr 2024 wurde eine interne Umfrage zur Funktionsweise des Parteirats durchgefihrt; die
Ergebnisse wurden an der Sitzung im Juni 2024 vorgestellt (siehe Bericht). Die Auswertung zeigte
Verbesserungsbedarf in folgenden Punkten:

e FEine weit verbreitete Unzufriedenheit mit der Zusammensetzung des Gremiums, verbun-
den mit einer geringen Beteiligung an den Sitzungen und einer noch geringeren aktiven
Mitwirkung (Redebeitrage, Antrage).

e Der Wunsch nach mehr Zeit und Raum fUr strategische Debatten und die Entwicklung
neuer ldeen, insbesondere zur mittel- bis langfristigen politischen Ausrichtung der SP. Der
Parteirat wird teilweise als zu passiv gegenUber der ParteifUhrung und dem Sekretariat
wahrgenommen.

e Die Wahrnehmung des Parteirats als «<Abnickgremium» oder Resonanzkammer des Prasi-
diums und der Fraktion, deren Einfluss als GUbermassig stark eingeschatzt wird. Der tatsach-
liche politische Einfluss des Parteirats wird entsprechend als gering bewertet.

Als Reaktion auf diese Ergebnisse setzte der Parteirat im Jahr 2024 die Arbeitsgruppe «Weiterent-
wicklung des Parteirats» ein. Diese prasentierte ihre Resultate und Empfehlungen im November
2024 (siehe Bericht). Sie kam zum Schluss, dass eine umfassendere Evaluation, einschliesslich
der Priifung maglicher statutarischer Anderungen, notwendig sei.
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Daraufhin hat das Prasidium ein zweistufiges Konsultationsverfahren gestartet mit konkreten sta-
tutarischen Verbesserungsvorschlagen. Die erste Vernehmlassung wurde im Juni 2025, die zweite
im November 2025 abgeschlossen und im Parteirat diskutiert (siehe Bericht zu Vernehmlassung
1 und Bericht zur Vernehmlassung 2).

In beiden Phasen wurden relevante Akteur:innen der Partei konsultiert: die Kantonalparteien, die
zehn grossten Stadtparteien, die Organe der SP Schweiz, einschliesslich der JUSO, die Themen-
kommissionen, die Reformplattform, die aktuellen Mitglieder des Parteirats sowie die Geschafts-
prafungskommission (GPK).

Zur Diskussion standen verschiedene Modelle — von grundlegenden Statutenreformen, wie der
Ersetzung des Parteirats durch einen zusétzlichen Parteitag oder eine Starkung des Gremiums zu
einer Prasidialkonferenz, bis hin zu punktuellen Anpassungen, die nur teilweise statutarischer Na-
tur gewesen waren.

Die beiden Vernehmlassungsrunden zeigten, dass die bestehenden Probleme des Parteirats breit
anerkannt werden. Gleichzeitig konnte jedoch keine tragfahige Mehrheit flr eine der verschiede-
nen diskutierten Reformoptionen gefunden werden. Wahrend ein breiter Konsens Uber den Ver-
besserungsbedarf in Bezug auf Fokus, Vorbereitung der Geschafte und Rolle der Leitung besteht,
gehen die Einschatzungen zu Tempo, Umfang und Richtung mdéglicher statutarischer Anpassun-
gen deutlich auseinander.

Vor diesem Hintergrund diskutierte der Parteirat an seiner Sitzung vom 28. November 2025 in
Bern die Ergebnisse der zweiten Vernehmlassung sowie die moglichen nachsten Schritte vertieft.
Dabei stand insbesondere zur Debatte, ob dem Parteitag vom Februar 2026 eine Statutenrevision
- und falls ja, in welcher Variante — unterbreitet oder eine solche auf einen spateren Zeitpunkt
verschoben werden soll.

Der Parteirat entschied mit nur einer Enthaltung, auf eine Statutenrevision im Jahr 2026 zu ver-
zichten. Stattdessen soll der Parteirat innerhalb des bestehenden statutarischen Rahmens weiter-
entwickelt und gestarkt werden. Ausschlaggebend flr diesen Entscheid war insbesondere die
Einschatzung, dass zum jetzigen Zeitpunkt kein ausreichend breiter Konsens daruber besteht, in
welche Richtung der Parteirat statutarisch angepasst werden sollte. Eine Revision wird zudem als
verfriht erachtet, der Parteirat will sich noch etwas langer Zeit geben, um besser funktionieren zu
kdnnen.

Gleichzeitig anerkennt der Parteirat ausdricklich die bestehenden Schwachen. Um den begon-
nenen Verbesserungsprozess weiterzufuhren, beschloss er die erneute Einsetzung einer Arbeits-
gruppe, welche die Weiterentwicklung des Parteirats begleitet und dabei auch mogliche Anpas-
sungen auf Reglementsebene pruft.

Als Fazit |asst sich festhalten, dass die mit der Statutenrevision 2021 angestrebten Ziele im Bereich
des Parteirats nur punktuell erreicht wurden.
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3. Themenkommissionen

Im Nachgang zur Statutenrevision von 2021 hat die SP Schweiz die Themenkommissionen (ehe-
mals Fachkommissionen) neu ausgerichtet und deren Rolle aufgewertet. Gemass den Statuten,
Artikel 21, entwickeln die Themenkommissionen «das themenspezifische Wissen und koordinie-
ren und unterstUtzen die Politik der SP in den wesentlichen politischen Themenfeldern auf natio-
naler, kantonaler und kommunaler Ebene». Die Themenkommissionen arbeiten eng mit der Frak-
tion zusammen und haben eine beratende Funktion und Rolle.

Seit dieser Neuausrichtung sind zwolf Kommissionen mit vom Parteirat gewahlten Prasidien (in
der Regel Co-Prasidien, bestehend aus einer oder einem Vertreter:in des Bundesparlaments und
einer oder einem Vertreter:in eines kantonalen oder kommunalen politischen Gremiums) in fol-
genden Themenbereichen aktiv:

e Aussenpolitik

e Frieden und Sicherheit

e |andwirtschaftspolitik

e Migration und Integration

e Netz- und Datenpolitik

e Soziale Gerechtigkeit und Gesundheit
e Umwelt, Energie und Raumplanung

e Verkehr und Kommunikation

e Wirtschaft und Finanzen

e Wissenschaft, Bildung und Kultur

e Wohn- und Bodenpolitik

e Demokratisierung der Demokratie (neu gegrindet am Parteirat vom September 2025)

Die Themenkommissionen sind aktiv und weisen eine gute Beteiligung auf. In den vergangenen
Jahren haben sie verschiedene Positionspapiere erarbeitet, unter anderem zur Neutralitat, zur Fi-
nanzpolitik und zum Instrument der Schuldenbremse sowie zur Regulierung von KI-Systemen.
DarUber hinaus beteiligen sich die Themenkommissionen regelmassig an Vernehmlassungen, ar-
beiten mit der Fraktion zusammen und organisieren vertiefte Diskussionen mit externen Expert:in-
nen und Gasten. Weitere Informationen finden sich im «Bericht zu den Themenkommissionen der
SP Schweiz 2023-2024».

Im Austausch mit den Prasidien der Themenkommissionen hat sich gezeigt, dass die BedUrfnisse
der Kommissionen je nach Thema und interner Zusammensetzung sehr unterschiedlich sind. Auf
die ursprunglich angedachte, weitere Vereinheitlichung der Arbeitsweise der Themenkommissio-
nen wurde deshalb in Absprache mit den Prasidien verzichtet.
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Ein Bereich mit Verbesserungspotenzial liegt in der Ausgestaltung der Rolle der Themenkommis-
sionen gegenuber dem Parteirat sowie in der Zusammenarbeit mit der Fraktion. Dieser Punkt
wurde auch in den Ruckmeldungen zu den Vernehmlassungen 1 und 2 zum Parteirat sowie be-
reits in der vorausgegangenen Umfrage hervorgehoben. Dennoch gilt — wie auch im Fall des
Parteirats selbst —, dass es fur statutarische Anpassungen noch zu fruh ist. Es empfiehlt sich, den
Strukturen im geltenden statutarischen Rahmen mehr Zeit zu geben, um sich weiter zu konsoli-
dieren und die Zusammenarbeit schrittweise zu vertiefen.

4. Foren

Die Foren sind im Rahmen der Strukturreform als neue Form innerparteilicher Zusammenarbeit
eingefuhrt worden. Sie kbnnen sowohl thematisch als auch entlang politischer Stromungen aus-
gerichtet werden. Nach Erfullung der in den Statuten festgelegten Kriterien erhalten sie ein Stimm-
recht im Parteirat und damit auch eine indirekte Beteiligung am Parteitag.

Gemass Statuten, Artikel 22: «Die Foren widmen sich im Rahmen einer offenen, selbstorganisier-
ten Form bestimmten Themen und Interessenbereichen innerhalb der SP.»

a) Der Parteirat entscheidet Uber die Zulassung eines Forums auf Antrag einer Arbeits-
gruppe. Dazu mussen folgende Voraussetzungen kumulativ erfullt sein:

Ziel, Zweck und Aktivitaten missen den Werten und Zielen der SP Schweiz entsprechen.

b) Es muss vorher wahrend mindestens zwei Jahren eine aktive Arbeitsgruppe bestanden
haben.

c) Diese Arbeitsgruppe muss zum Zeitpunkt des Antrags auf Zulassung als Forum mindes-
tens 500 Mitglieder der SP Schweiz vereinigen, die aus mindestens sechs Kantonalpar-
teien stammen. Mitglieder des Forums, die nicht Mitglieder der SP sind, werden mit Faktor
0,5 und maximal zu 25 % der Gesamtsumme gezahlt.

d) Es darf nicht bereits ein anderes Forum oder eine Themenkommission mit dem gleichen
Inhalt bestehen.

Seit Einfuhrung dieser Moglichkeit hat sich mit der ,Reformplattform. Sozialliberal in der SP
Schweiz" ein Forum gebildet, das als anerkanntes Forum im Parteirat vertreten und damit auch
am Parteitag stimmberechtigt ist. Insgesamt lasst sich festhalten, dass die mit der Statutenrevision
verfolgten Ziele in diesem Bereich erreicht wurden: Die Schaffung einer klar geregelten, aber of-
fenen Struktur zur Bildung von Foren hat sich als sinnvoll erwiesen. Es bestehen keine Hinweise
auf statutarische Anpassungsbedurfnisse in diesem Bereich.
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5. Fazit und weiteres Vorgehen

Die Strukturreform verfolgte das Ziel, die Basis starker einzubeziehen, die politische Debatte zu
vertiefen und die Wirkung der Politik der SP auf allen Staatsebenen zu starken. Sie stand auf zwei
Saulen: Einerseits wurde eine neue, klarere Struktur der Parteigremien geschaffen — bestehend
aus Parteitag, Parteirat und Prasidium. Andererseits wurde die inhaltliche Arbeit durch neu ausge-
richtete Themenkommissionen, neu geschaffene Foren sowie die in den Statuten verankerten Ar-
beitsgruppen gestarkt.

Fast vier Jahre nach dem Inkrafttreten der Strukturreform 2021 lasst sich festhalten, dass die Ziele
der Statutenreform nur teilweise erreicht wurden. Die neu geschaffenen Gremien - Parteirat, The-
menkommissionen und Foren - funktionieren in ihrer Grundstruktur, weisen jedoch Verbesse-
rungspotenzial auf. Dieses betrifft insbesondere die Arbeitsweise, die Entscheidfindung sowie die
politische Funktion des Parteirats.

Eine erneute Statutenrevision wird friihestens ab 2028, nach dem Wahljahr 2027, in Angriff ge-
nommen. Bis dahin sollen die bestehenden Strukturen konsolidiert, weiterentwickelt und so ge-
starkt werden, dass eine klnftige Revision auf einer breiten politischen und organisatorischen Ab-
stitzung aufbauen kann.
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TRAKTANDUM 11:
STATUTARISCHE GESCHAFTE

BUDGET 2026

Betriebsertrag

Beitrage
Mitgliederbeitrage
Solidaritatsbeitrage

Finanzbeschaffung
Mitgliederspenden
Freie Spenden
Ubrige Spenden

Verkaufserlos

Ubriger Ertrag

Auflésung Riickstellungen
Total Betriebsertrag
Betriebsaufwand
Produktionsaufwand
Warenaufwand

Bezogene Dienstleistungen
Personal- und Sozialversicherungsaufwand
Ubriger Personalaufwand
Raumaufwand

Unterhalt, Reparaturen, Leasing
Sachversicherungen, Abgaben
Verwaltungsaufwand
Informatikaufwand
Werbeaufwand

Ubriger Parteiaufwand
Bildung Rickstellungen
Abschreibungen

Kiirzung variable Sachkosten
Total Betriebsaufwand
Betriebserfolg

Finanzerfolg
Ausserordentlicher Erfolg

Ergebnis

Rechnung
2024

2’315’041
2'055'717
259’324

4°236°038

800’000
1794464
1'641’573

358’763
498’905
525’175
7'933’921

323’488
67°506
358’742
4’390°369
135’780
300°930
49°698
7’193
568’291
141’841
487’273
492’337
494’175
73’212
7'890’835
43’086
2°423
-43’806
1°703

Budget
2025

2’318’450
2'068'450
250’000

3’442°'752
795’000
1'874°552
773’200

201’300
491°000
553’200
7°006’702

233’500
600
568’000
4’346’802
169’750
347’800
49°200
5’800
409’270
141’806
168’400
399’930
148’000
102’000
-86’505
7°004’353
2’348
-1°600

748

Budget
2026

2°450’950 "
2'200'950
250’000

3°887°409 2
835’000

1°958’°399

1°094°010

224’100 3

521°450

505400 ©
7’589’309

251’400 ©
22’500 ©
589’840 7
4’°366’374 ®
154’110 ©
323’660 0
61’290 "
5’800
555’105 2
146’706 9
387’150 ¥
483’717 1
137’400 °
79’000 ')
7’564°052
25’257
-22’300

2’957
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Budget 2026 - Kostenstellen

Rechnung Budget Budget
2024 2025 2026
Partei 1'671°298 1'535’448 1°670°854 17
Beitrage 2'300°'176 2'303’450 2'435’950
Spenden 801°915 795’000 835’000
Sachaufwand Partei -111'482 -74°400 -74°900
Personal- u. Anteil GK -997'416 -1'020’207 -1’041'109
Parteitag -115'123 -138'000 -169'600
Parteirat -27°'789 -31°'230 -20'940
Entwicklungsprojekte - -100°000 -100°000
Sachaufwand Préasidium -27'193 -25’750 -25'650
Sachaufwand Kommissionen -8'167 -22’590 -18'650
Entschadigung Co-Préasidium inkl. Spesen -95'284 -95’5685 -95'657
Spesen Vizeprasidium -30'240 -30'240 -30'240
Internationales -18’098 -25’000 -23'450
Bildung -380’088 -368’635 -385’531 19
Personal- u. Anteil GK -322'381 -255’285 -255’631
Bildung Mitarbeiter:innen Kantonal- und Stadtparteien -9’825 -12’'850 -32’'500
Bildung Mitglieder mit Funktionen -9’071 -27°000 -25'000
Bildung Mitglieder und Interessierte -11’982 -28’000 -25’800
Mitgliederentwicklung -18'852 -27°000 -27°500
Mitglieder in Behdrdenamtern -7'976 -13’500 -14’100
Stadtekonferenz - -5’000 -5’000
SP60+ -113°813 -116’983 -119’563 1
Personal- u. Anteil GK -76'264 -79’033 -79'707
Sachaufwand Generationen 8'304 -1°000 760
Spesen Prasidium -7'000 -7'000 -7'000
GL/DV/MK -24’804 -19°950 -30'964
Themenanlasse/Kampagnen -14°049 -10’000 -2'652
SP Migrant:innen -96’421 -100°992 -109’982 20
Personal- u. Anteil GK -80’460 -83'392 -93’'336
Sachaufwand Migrant:innen -15'961 -17’600 -14°646
Sachaufwand Prasidium/GL - - -2'000
Juso -191’573 -203’143 -196°265 2V
Personal- u. Anteil GK -191'573 -203'143 -196'265
SP Frauen -138’630 -149’632 -154’299 22
Personal- u. Anteil GK -90’565 -100'442 -115'849
Mailing SP Frauen 5’096 9’000 11’000
Sachaufwand SP Frauen -933 -4’650 -4’435
Spesen SP Frauen Prasidium -7'355 -10'250 -9'925
Mitgliederversammlung -12'603 -17°190 -16’090
Kampagnen -32'270 -26’100 -19°000
SP queer -75’549 -82’410 -82’456 2°)
Personal- u. Anteil GK -61'676 -64°860 -65’606
Sachaufwand SP queer -13'873 -17’550 -16’850
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Publikationen
Personal- u. Anteil GK
links
socialistes
ps.ch
Jahresbericht
direkt-magazin

Kampagnen & Kommunikation
Personal- u. Anteil GK
Sachaufwand
Kampagnen allgemein
Abstimmungszeitungen
Referenden
Initiativen
Wahlen
E-Fundraising
Nettoauflosung/-bildung Rickstellungen Kampagnen/We

Basis
Personal- u. Anteil GK
Sachaufwand
Basiskampagnen KP/Sektionen

Fundraising
Personal- u. Anteil GK
Nettoauflosung/-bildung Rickstellungen
Ertrag Grossspenden/Unternehmen
Ertrag aus Sammelaktionen
Legate / Neue Fundraisingprojekte
Ausschuttung Fundraising an KPs

Ergebnis Shop
Ergebnis

Rechnung
2024

-525’823
-313’105
-78’043
-30°'764
-35’358
-9’305
-59’248
-848°514
-1’250’510
-79’604
-40’179
1’693
-367'960
918’047
-30°000

-427°763
-480°471
-3’337
56’045
1°126°656
-453'189
-15°189

1'794'464
25'086
173445

1’922
1°703

Budget
2025

-565’843
-330°503
-99°030
-40’980
-36’630
-4’500
-54’200
-672°900
-1’334’994
-4’750
-157°350
-36’000
-66’000
-101'500
573’694
454’000

-426°280
-463’625
-17°655
55’000

1°1562°’117
-479'434
-106'000
85’000
1’874°552
-42’000
-180°000

748

Budget
2026

-591°107
-367'317
-93’680
-34°480
-36'630
-4’600
-54’400
-835’359
-1’239’503
-4’750
-244°000
-45’000
-66°000
-470'200
-20°000
878’094
376’000

-471°351
-495’121
-24’230
48’000

1°278°015
-447°984
-94°800
85’000
1’958°399
-42°600
-180°000

2’957

24)

25)

26)

27)
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Kommentar zum Budget 2026

Das Budget 2026 beinhaltet samtliche Aufwendungen und Ertrage der SP Schweiz und ist aus-
geglichen.

1. Beitrdge

Die Berechnung der Mitgliederbeitrage basiert auf dem Mitgliederbestand per Anfang 2025 und
berlcksichtigt einen leichten Anstieg, der sich per August 2025 abzeichnet. Die Beitrage werden
durch die Kantonalparteien zuverlassig in den vorgegebenen Zahlungsfristen Uberwiesen. Die
Skonto-Gutschriften an die Kantonalparteien werden entsprechend der effektiven Gutschriften der
Vorjahre budgetiert.

2. Finanzbeschaffung

Die Mitgliederspenden werden ebenso wie die freien Spenden (Gdnnerinnen und Gonner) netto
ausgewiesen. Die Budgetierung der Spenden erfolgt unter Berlcksichtigung der effektiven Er-
trage der vergangenen Jahre.

In dieser Position sind die Ertrage aus dem Public Fundraising mit den Spendenmailings und den
Spenden der Gruppe 2027 sowie unter Ubrige Spenden die Einnahmen aus den E-Fundraising-
Kampagnen, dem Spendenaufruf an die Empfangerinnen und Empfanger von links und socialis-
tes sowie an die Mitglieder der SP Frauen und von SP60+ enthalten.

Die Gesamtertrage sind insbesondere aufgrund der zu erwartenden Abstimmungen und Kampag-
nen hoher eingesetzt als 2025. Im Jahr 2026 werden die Stimmberechtigten unter anderem Uber
die beiden SP-Initiativen Klimafond wie auch die Kita-Initiative befinden kénnen. Zuséatzlich wird
die SP sich stark einbringen gegen die SVP-Halbierungsinitiative und die SVP-Klndigungsinitia-
tive.

3. Verkaufserlos

Die Erl6se aus dem Verkauf von Inseraten/Beilagen/Publikationen sowie die Beteiligung der Kan-
tonalparteien und Sektionen an der Durchflhrung von kantonalen und lokalen Basiskampagnen
sowie Einnahmen aus geplanten Veranstaltungen und den Ertrag aus Dienstleistungen sind leicht
tiefer eingesetzt als im Vorjahr, unter anderem weil in wenigen bevolkerungsstarken Kantonen
Wahlen stattfinden. Die Kampagne der SP Frauen zu 30 Jahre Gleichstellung beinhaltet den Ver-
kauf von Sonnenbroschen. Dies fUhrt zu einem geplanten Mehrertrag im Verkaufserlos.

4. Ubriger Ertrag

Die Position beinhaltet Unterstitzungsbeitrage von Standortgemeinden und -kantonen an Apéros
der Parteitage sowie die Kostenbeteiligungen fur die Teilnahme am Fest anlasslich des zweitagi-
gen Parteitags und TeilnahmegebUhren weiterer Veranstaltungen. Die Abgeltung der Fraktion an
die Gemeinkosten sowie die Leistungen des Generalsekretariats liegt leicht unter dem Budget
2025.
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5. Veranderung Riickstellungen

Im Budget 2026 ist die Auflosung von bestehenden Ruckstellungen im Umfang von total rund
505 000 Franken geplant. Gleichzeitig werden Ruckstellungen im Umfang von rund
137 000 Franken gebildet:

e |Im Umfang von rund 376 000 Franken werden Ruckstellungen zugunsten von Referen-
den/Initiativen und Kampagnen aufgeldst, unter anderem fur die SP-Initiativen Klimafond
und Kita-Initiative.

e Zur Deckung der Abschreibungen aus den Investitionen in die Fundraising-Datenbank, in
das erweiterte Basiskampagnen-Tool zur Verwaltung der Freiwilligeneinsatze sowie fur die
Weiterentwicklung des Fundraisings werden Ruckstellungen von rund 82 000 Franken
aufgelost.

o Weiter werden Ruckstellungen flur eine zusatzliche Anstellung der SP Frauen im Umfang
von 47 000 Franken aufgelost.

e Aus den jahrliche UnterstUtzungsbeitragen der Raiffeisen Schweiz und der Mobiliar Versi-
cherung werden Ruckstellungen von rund 85 000 Franken geaufnet. Dies erfolgt entspre-
chend dem Beschluss der Delegiertenversammlung vom Dezember 2012 in Thun. Die ge-
plante Verwendung der Spenden von genossenschaftlich organisierten Unternehmen wird
im Budget bzw. Finanzplan berucksichtigt, entsprechend ausgewiesen und kommentiert.
Im Budget 2026 ist die Aufldsung von 164 000 Franken aus diesen Ruckstellungen ge-
plant.

e Zugunsten von Fundraising-Projekten ist die Bildung von Ruckstellungen im Umfang von
rund 52 000 Franken vorgesehen.

Im Personalaufwand ist die Aufnung einer Riickstellung im Sinne einer Arbeitgeberbeitragsre-
serve gemass Beschluss des Prasidiums berlcksichtigt.

6. Produktions- und Warenaufwand

Die Produktionskosten Medien, d.h. flr das links, socialistes und ps.ch sowie die Abstimmungs-
zeitungen, sind leicht héher geplant als 2025. Dies insbesondere aufgrund héherer Auflagen und
eines zusatzlichen Splittings beim links.

Die Kosten fUr Mailings beinhalten die Aufwendungen fur das Spendenmailing an die Empfange-
rinnen und Empfanger von links und socialistes und an die SP Frauen sowie fur Mailings im Rah-
men von Kampagnen. Letztere sind gegenuber 2025 hbher eingesetzt.

Die neuen Fundraisingprojekte enthalten u.a. die Aufwendungen fur Massnahmen im Zusammen-
hang mit dem Testament-Ratgeber sowie flr Projekte zur Weiterentwicklung des Fund-raisings.
Die Aufwendungen werden 2026 durch bestehende Ruckstellungen gedeckt.

Im Warenaufwand ist der Kauf der Materialien zur Kampagne der SP Frauen zu 30 Jahren Gleich-
stellung berucksichtigt.
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7. Bezogene Dienstleistungen

Die Aufwande umfassen unter anderem Agenturhonorare im Rahmen von Kampagnen und Pro-
jekten, Honorare fur Bildungsprojekte sowie fiir Layout und Lektorat der Publikationen. Uberset-
zungen beinhalten Drittleistungen und Simultantbersetzungen fur die Parteitage sowie Konferen-
zen und Anlasse der Organe. Zudem auch die Ubersetzung in Gebardensprache anlasslich der
Parteitage sowie fUr Webseiten-Inhalte in Gebardensprache und Einfacher Sprache.

Die Honorare Dritter sind mit rund 437 000 Franken hdher als 2025 geplant. Insbesondere im
Bereich Kampagnen sind die Honorare Dritter aufgrund der anstehenden Abstimmungen und
Projekte hdher eingesetzt als im Vorjahr. Das Budget fiir Ubersetzungen ist gegentiber 2025 leicht
tiefer eingesetzt.

8. Personalaufwand und Sozialversicherungsaufwand

Der Gesamtstellenetat (exkl. Fraktion) liegt mit 3 250% leicht unter dem Budget 2025 (Vorjahr:
3288% inkl. Praktika; 3 870% inkl. Fraktion, Vorjahr 3 952%). Die Personalkosten 2026 (exkl. Frak-
tion) bleiben mit total rund 4.3 Mio. Franken unverandert. Flr 2026 ist ein Teuerungsausgleich
von 0.5% berUcksichtigt.

Rund 250 Stellenprozent sind befristete Anstellungen. Die unbefristeten Stellenprozente sinken
gegenuber dem Vorjahr von rund 3 120% auf rund 3 000%.

Erganzend zur Arbeitgeberbeitragsreserve bei der Pensionskasse wird eine Ruckstellung mit
demselben Zweck geaufnet. Die Rucklage betragt flir 2026 30 000 Franken.

Die Veranderung der Stellenprozente gegentber dem Vorjahr ist in den Erlauterungen zu den
einzelnen Bereichen ausgefuhrt.

9. Ubriger Personalaufwand
Der Ubrige Personalaufwand ist gegentber dem Budget 2025 leicht tiefer.
10. Raumaufwand

Das Budget fur Raumaufwand sinkt gegentber 2025 leicht. Es beinhaltet weiterhin die Miete der
BUrordume des Zentralsekretariats, eines zusatzlichen Raums fur das Videostudio (u.a. fur Pro-
duktion Meyer:Wermuth ab Juni 2022) sowie die Miete externer Raume fur Veranstaltungen. Letz-
tere sind fur 2026 tiefer eingesetzt.

11. Unterhalt, Reparaturen, Leasing

Diese Position beinhaltet u.a. die Miete fur die Technik verschiedener Anlasse. Berucksichtigt sind
zwei Parteitage (je ein ein- und ein zweitagiger; im 2025 waren es zwei eintagige), die Sitzungen
des Parteirats sowie Bildungsveranstaltungen und die Versammlungen und Veranstaltungen der
Organe.
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12. Verwaltungsaufwand

Die Summe Verwaltungsaufwand flr 2026 liegt mit rund 555 000 Franken Uber dem Budget
2025. Insbesondere die Aufwande fur Drucksachen, Porti sowie Honorare flir Ubrige Dienstleis-
tungen fallen im Bereich Kampagnen aufgrund der anstehenden Abstimmungen und Projekte
gegenuber dem Vorjahr hdher aus.

13. Informatikaufwand

Der Informatikaufwand (Lizenzen/Dienstleistungen und Wartung) ist mit rund 147 000 Franken
gegenlber 2025 leicht hdher budgetiert. Hoher eingesetzt sind insbesondere die Aufwande fur
Lizenzen/Dienstleistungen.

14. Werbeaufwand

Im Werbeaufwand sind insbesondere die voraussichtlichen Kosten flr Inserate- und Plakatekam-
pagnen sowie fur Online-Kampagnen fUr Abstimmungen, Referenden und Initiativen enthalten.
Dazu gehdren auch Social Media-Kampagnen. Gegenuber 2025 sind die Aufwande wieder héher
budgetiert. Grund dafur sind ebenfalls die Abstimmungskampagnen und Projekte im 2026.

15. Ubriger Parteiaufwand
Der Ubrige Parteiaufwand ist gegentber 2025 mit rund 484 000 Franken hoher.

Die Ausschuttung an die Kantonalparteien als Beteiligung am Fundraising der SP Schweiz ist auf-
grund der budgetierten Fundraisingeinnahmen erfreulicherweise unverandert mit dem Maximal-
betrag berlcksichtigt. Die Ende 2019 verabschiedeten Reglemente Uber die Beteiligung der Kan-
tonalparteien am Fundraising der SP Schweiz dienen als Grundlage fur die Berechnung. Die ef-
fektive Beteiligung wird sich nach den tats&chlichen Nettoeinnahmen des Fundraisings im Jahr
2026 richten.

Die Beitrage an Organisationen, welche u.a. Kampagnenbeitrage an Komitees und Tragervereine
umfassen, sind gegenuber 2025 leicht hoher eingesetzt.

Der Ubrige Veranstaltungsaufwand féllt 2026 hoher aus als 2025. Er beinhaltet die Kosten fur
Apéros, Verpflegung und diverse Aufwande im Rahmen der Parteitage, des Parteirats, des Prasi-
diums sowie von Kommissionen und von Bildungsveranstaltungen. Insbesondere die Durchflh-
rung eines zweitagigen Parteitags mit einem Fest sowie geplante Veranstaltungen der SP Frauen
fuhren zu Mehrkosten in dieser Position.

Fur die Kontaktpflege mit auslandischen Schwesterparteien ist 2026 ein Budget analog der Vor-
jahre eingesetzt.

16. Abschreibungen

Die Abschreibungen flr die inhouse betriebenen Systeme - Mitgliederdatenverwaltungssystem,
Fundraising-Datenbank, Basiskampagnen-Tool — sinken gegenuber 2025. Dies aufgrund insge-
samt tieferen Investitionen gegenuber 2025.
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Kostenstellen

Die Kosten fur Zentrale Dienste, d.h. Personalkosten Support und IT sowie Finanzen & Controlling
und Personalwesen, Miete BlUroraumlichkeiten, Unterhalt/Reparaturen/Ersatz Buromaterial und -
mobiliar, Sachversicherungen und allgemeine Verwaltungskosten wie Fotokopien, Telefon, Porti
sowie Informatikaufwendungen und Abschreibungen sind mit total 1 386 000 Franken gegenUber
dem Vorjahr leicht tiefer. Rund 640 Stellenprozente (Vorjahr: 720) exkl. Lernende:r sind im Bereich
Zentrale Dienste budgetiert. 10 Stellenprozente davon sind befristet.

Die Kosten der Zentralen Dienste werden im Verhaltnis der Lohnkosten auf die Hauptkostenstel-
len umgelegt.

17. Partei

Die Einnahmen sind basierend auf dem Mitgliederbestand per Anfang 2025 geplant und berutck-
sichtigen ein leichtes Wachstum im Mitgliederbestand. Die Mitgliederspenden sind im Verhaltnis
zum langjahrigen Anteil am gesamten Sammelertrag ausgeschieden. Zur Planung des Fundrai-
sing-Sammelertrags sind Details im Kommentar zur Finanzbeschaffung zu finden.

Die Kosten fur die ZusammenkuUnfte der statutarischen Parteigremien entsprechen jenen der Vor-
jahre, wobei im 2026 ein eintagiger und ein zweitagiger Parteitag geplant sind (2025: zwei einta-
gige Parteitage). Seit 2022 werden Mittel fur Entwicklungsprojekte vorgesehen. Diese sind an der
Schnittstelle zwischen Parteiarbeit, Bildung und Kommunikation angesiedelt. Sie sollen die SP
stérken und explorative Projekte ermdglichen. Fur 2026 sind daftir 100 000 Franken vorgesehen.
Der Sachaufwand Préasidium bertcksichtigt ebenfalls Mittel fur externe Studienauftrage und liegt
im Rahmen des Vorjahres.

Die insgesamt rund 550 Stellenprozente im Bereich der Parteiarbeit (Vorjahr: 540) entsprechen
ungefahr dem Vorjahr. Darin enthalten sind 30 Stellenprozente, welche befristet sind.

18. Bildung
Die Sachkosten sind 2026 hoéher als im Budgets 2025.

Die Sachkosten beinhalten Aufwendungen fur die Durchflihrung von Bildungsmodulen fur ver-
schiedene Ansprechsgruppen: Mitarbeiter:innen von Kantonal- und Stadtparteien, Mitglieder mit
Funktionen (parteiinterne Amter sowie gewahlte Behérdenamter) sowie fir Mitglieder/Interes-
sierte. Im 2026 sind wiederum die DurchfUhrung der kommunalpolitischen Tagung fur Mitglieder
in Behdrdenamtern in kleinen Gemeinden sowie die Unterstitzung der sozialdemokratischen
Stadtekonferenz geplant. Geplant ist zudem die Funktionar:innen-Schulung sowie die Léwenberg-
Tagung fur Vertreter:innen von Kantonal- und Stadtparteien. Ferner gehdren zu dieser Kostenstel-
lengruppe auch die Projekte im Bereich Mitgliederentwicklung.

Die Bereiche parteiinterne Bildung und Basis arbeiten eng zusammen. Insgesamt sind im Budget
2026 370 Stellenprozente (Vorjahr 350) geplant, exkl Praktikum. 50 Stellenprozente davon sind
befristet.
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19. SP60+

Der Gesamtaufwand liegt im Rahmen des Vorjahresbudget. Im Budget sind weiterhin 40 Stellen-
prozente, die Entschadigungen fur die Gremien sowie Sachaufwendungen fur Konferenzen, The-
menanlasse und Kampagnen enthalten.

20. SP Migrant:innen

Wie 2025 sind 40 Stellenprozent (exkl. Anteil Praktikum) geplant. Der allgemeine Sachaufwand
sowie der Sachaufwand und die Spesen fur Prasidium und Geschéftsleitung bleiben unverandert.

21. JUSO

Gemass Vereinbarung mit der JUSO tragt die SP Schweiz die Personalkosten fur die Zentralsek-
retarin der JUSO, einen Teil des Bruttolohns der JUSO-Prasidentin sowie die gesamten anteiligen
Gemeinkosten der Mitarbeitenden der JUSO. Der regulare Kampagnenbeitrag betragt
25 000 Franken.

22. SP Frauen

Das Budget SP Frauen beinhaltet 100 Stellenprozente (Vorjahr: 60). 40 Stellenprozente sind be-
fristetet fur 2026 und bis Ende 2027. Die Kosten der befristeten Stellenprozente werden Uber
Ruckstellungen der SP Frauen gedeckt (47 000 Franken). Die anteiligen Gemeinkosten steigen
durch die hoheren Stellenprozente gegenuber dem Vorjahr. Der Aufwand Sachkosten, unter Be-
ricksichtigung der Spendeneinnahmen ist in der Summe tiefer als im Vorjahr.

23. SP queer

Im 2026 sind unverandert 40 Stellenprozente geplant. Der allgemeine Sachaufwand sowie der
Sachaufwand fur Prasidium und Geschéftsleitung entsprechen dem Vorjahr.

24. Publikationen

Fur Publikationen stehen geplante 210 Stellenprozente bereit (2025: 190%). Davon sind 10 Stel-
lenprozente befristet.

Die Sachkosten der Publikationen links (6 Ausgaben), socialistes (4 Ausgaben) und ps.ch (4 Aus-
gaben) entsprechen fur 2026 dem Budget 2025. Das Mailing an die Empfanger:innen von links
und socialistes, welches in der Vergangenheit jeweils einen Nettoertrag einbrachte, wird seit 2016
ja@hrlich versandt und ist entsprechend der effektiven Ertrage in den Vorjahren geplant. Der grafi-
sche Relaunch wurde im 2025 umgesetzt. Diese Kosten entfallen 2026. Im Gegenzug ergeben
sich hohere Kosten bei der Produktion insbesondere durch héhere Auflagen und ein zusétzliches
Splitting beim links.

Fur das direkt-magazin sind Sachkosten von rund 54 000 Franken budgetiert, vor allem flr online
Werbekosten und externe Kolumnist:iinnen. Insgesamt entspricht das Sachkostenbudget jenem
von 2025.
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25. Kampagnen & Kommunikation

Der Sachaufwand im Bereich Kampagnen umfasst die Aufwendungen fur die Produktion von Ab-
stimmungsmaterialien, die Koordination und Mitarbeit in Komitees und Uberparteilichen Bundnis-
sen, die Konzeption und Umsetzung von Aktionen, die Planung und Realisierung von Paid-Media-
Kampagnen und Online-Aktivitdten sowie die Publikation der Abstimmungszeitungen. 2026 sind
drei Abstimmungszeitungen vorgesehen.

Im Bereich Kampagnen sind 2025 ohne Praktika rund 630 Stellenprozent (Vorjahr 690%) einge-
plant. 80 Stellenprozente betreffen eine befristete Anstellung hinsichtlich der umfangreichen Kam-
pagnen, welche 2026 anstehen, und zur Unterstutzung wahrend der Kampagne zu den eidgends-
sischen Wahlen 2027.

Im 2026 werden Abstimmungen zu Kernthemen der SP stattfinden. Die Stimmberechtigten stim-
men Uber zwei wichtige SP-Initiativen ab: Die Klimafonds-Initiative ermdglicht Milliardeninvestitio-
nen in erneuerbare Energien, Gebaudesanierungen und klimafreundliche Mobilitat, um Netto-Null
bis 2050 zu erreichen. Die Kita-Initiative schafft genugend bezahlbare Betreuungsplatze, starkt die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf und fordert so die Gleichstellung. Ausserdem gilt es, mit einer
kraftvollen Gegenkampagne zu verhindern, dass die SVP mit ihrer Kiindigungsinitiative die bilate-
ralen Vertrage kundigt und die Schweiz isoliert. Zuletzt droht die sogenannte Halbierungsinitiative,
welche die unabhangigen Angebote der SRG zerstéren wirde. Zudem wird die SP eine Initiative
fur Pramien-Rabatte lancieren, um sicherzustellen, dass die Krankenkassenpramien fur breite Be-
vOlkerungskreise wieder bezahlbar werden. Zugunsten dieser geplanten Kampagnen werden
Ruckstellung von total 376 000 Franken aufgeldst.

Seit 2018 wird das E-Fundraising im Bereich Kampagnen & Kommunikation geftihrt. Im 2026 sind
Nettoertrage aus dem E-Fundraising von rund 878 000 Franken geplant. Weitere Informationen
zur Planung der E-Fundraising-Ertrage sind im Kommentar zur Finanzbeschaffung und zur Kos-
tenstelle Fundraising zu finden.

26. Basis

In dieser Kostenstellengruppe werden die Aufwande der Basiskampagnen - insbesondere die
UnterstlUtzung der Kantonalparteien und Sektionen bei kantonalen und lokalen Wahlen und Ab-
stimmungen — abgebildet.

Im Bereich Basiskampagne sind auch Aktivitdten angesiedelt, welche dazu dienen, Bildungsan-
gebote in Sektionen zu ermoglichen. Zusatzlich wird in diesem Bereich das Projekt «Sektionen
starken» vorangetrieben. Dabei stehen die Starkung und der Know-How-Transfer fur Sektionen im
Zentrum.

Im Bereich Bildung und Basis zusammen sind im Budget 2026 370 Stellenprozente (Vorjahr 350)
geplant, exkl. Praktikum. 50 Stellenprozente davon sind befristet.

Zur Deckung der Abschreibungen aus den Investitionen in das Basiskampagnen-Tool Avanti wer-
den Ruckstellungen von 30 000 Franken aufgeldst.
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27. Fundraising

Der netto ausgewiesene Ertrag aus Sammelaktionen sowie der Mitgliederspenden (Kostenstelle
Partei) sowie die Einnahmen im E-Fundraising, welche im Bereich Kampagnen & Kommunikation
ausgewiesen werden, sind basierend auf den effektiven Ertragen der vergangenen Jahre unter
BerUcksichtigung von Sondereffekten geplant. Die Ertrage sind angesichts der im 2026 zur Ab-
stimmung kommenden Vorlagen hdher geplant als im 2025.

Im Fundraising sind insgesamt rund 270 Stellenprozente (Vorjahr 280%) geplant.

Die AusschUttung an die Kantonalparteien als Beteiligung am Fundraising der SP Schweiz ist auf-
grund der budgetierten Fundraisingeinnahmen mit dem Maximalbetrag berlcksichtigt. Die effek-
tive Beteiligung wird sich nach den tatsachlichen Nettoeinnahmen des Fundraisings 2026 richten.

Von den bestehenden Ruckstellungen flr Fundraisingprojekte werden 2026 rund 52 000 Fran-
ken aufgeldst: zur Deckung der Abschreibungen aus der Investition in die neue Fundraising-Da-
tenbank sowie fur Massnahmen im Rahmen neuer Fundraising-Projekte. Weiter werden basierend
auf die erwahnten Reglemente RUckstellungen fur zukinftige Investitionen gebildet (52 000 Fran-
ken). Die jahrliche Unterstitzungsbeitrage der Raiffeisen Schweiz und der Mobiliar Versicherung
von rund 85 000 Franken werden zugunsten zukUnftiger Kampagnen und Projekte zurickgestellt.

Empfehlung des Parteirates: Genehmigung Budget 2026.
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TRAKTANDUM 12:
RESOLUTIONEN UND ANTRAGE

RESOLUTION DES PRASIDIUMS DER SP SCHWEIZ
FUR VOLKERRECHT UND DEMOKRATIE STATT
MACHTPOLITIK UND AUTORITARISMUS:

MEHR EUROPA IST UNSERE ANTWORT

Riickkehr imperialer Machtpolitik

Das Vodlkerrecht und die multilaterale Zusammenarbeit werden von autoritdren und nationalisti-
schen Grossmachten offen herausgefordert. Das diktatorisch-kleptokratische Putin-Regime unter-
drlckt die Zivilgesellschaft und fuhrt einen Angriffskrieg gegen die Ukraine sowie einen hybriden
Krieg gegen Europa. China verfolgt eine neokoloniale Aussenpolitik und hat einen totalitaren Kon-
troll- und Repressionsstaat gegen innen aufgebaut. Und die USA unter Trump erpressen ihre ehe-
maligen VerblUndeten, als ob es kein Vdlkerrecht gébe, und untergraben Demokratie und Rechts-
staat im Inneren. Diesen drei Machten ist gemein, dass sie kleinen Staaten faktisch ihre Souvera-
nitat absprechen und die Welt in ihren Einflussspharen denken. Zudem beférdern alle drei Gross-
machte ein oligarchisch gepragtes Wirtschaftsverstandnis und verscharfen so die wirtschaftliche
und soziale Ungleichheit massiv. Weltweit geraten Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Men-
schenrechte wegen dieser Grossmachtpolitik noch mehr unter Druck.

Die Ruckkehr imperialer Gewaltpolitik zeigt sich nicht nur in Russlands Angriffskrieg gegen die
Ukraine, sondern auch dort, wo Grossmachte wieder offen mit militdrischem Zwang und Drohku-
lissen operieren. So wie dies China gegentber Taiwan tut. Auch der US-Angriff auf Venezuela und
die gewaltsame Verschleppung politischer Fihrungspersonen sind ein eklatanter Verstoss gegen
das volkerrechtliche Gewaltverbot und schaffen gefahrliche Prazedenzfélle, die weiteren autorita-
ren Regimen zusatzlich Argumente flr eigene Aggression liefern. Ebenso inakzeptabel sind Dro-
hungen gegenlber anderen lateinamerikanischen Staaten sowie Ansprliche, welche die territori-
ale Integritat Danemarks einschliesslich Gronland infrage stellen. Gerade kleine und mittelgrosse
Staaten sind darauf angewiesen, dass Recht und Selbstbestimmung konsequent geschutzt wer-
den, statt dass Machtpolitik und Einflussspharen Uber dem Volkerrecht stehen. Deshalb muss die
Schweiz Kklar Position beziehen, volkerrechtswidrige Gewalt unmissverstandlich verurteilen und
sich gemeinsam mit Europa fur Multilateralismus, Deeskalation und demokratische Souveranitat
einsetzen.

In dieser Lage ist Europa der einzige Kontinent, der trotz negativen Tendenzen in einzelnen Lan-
dern und nicht zu verleugnenden Verfehlungen zum Beispiel in der Migrationspolitik politisch und
wirtschaftlich stabil durch demokratische Institutionen und eine insgesamt verlassliche Rechtsge-
meinschaft verbunden ist. FUr die Schweiz, die mitten in Europa liegt und wirtschaftlich, gesell-
schaftlich wie auch politisch eng verflochten ist, stellt sich damit eine zentrale Frage: Wollen wir —
als Voraussetzung echter Souveranitat - unsere Integration in den demokratischen Rechtsraum
Europa vertiefen? Oder wahlen wir eine opportunistische Isolation nach dem Modell eines «Singa-
pur in den Alpen», die nur den heimischen Oligarchen nutzt, unseren Werkplatz aber schwacht

Parteitag Biel 28. Februar 2026




35

und unsere politische Unabhangigkeit untergrabt, weil sie uns noch starker den Launen der Gross-
machte ausliefert?

Die SP Schweiz engagiert sich fur européische Integration und Souveranitat und setzt sich als Teil
der Sozialdemokratischen Partei Europas (SPE) fUr ein soziales und demokratisches Europa ein.
Dartber hinaus bekennt sich die SP zu einer Aussenpolitik, die Verantwortung fir Freiheit, Frieden
und soziale wie 6kologische Gerechtigkeit Ubernimmt, internationale Zusammenarbeit starkt und
das Vélkerrecht, die Menschenrechte und die Menschenwdrde aktiv verteidigt.

Darum verurteilt die SP jeden Vdlkerrechtsbruch und steht immer auf der Seite der Opfer. Sie
verurteilt genauso den morderischen Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine, den Genozid am
palastinensischen Volk in Gaza, oder die Verbrechen gegen die Menschlichkeit im Sudan und
allen anderen Konflikten.

Mehr Europa wagen

Die Bilateralen Ill und eine kluge Umsetzungsgesetzgebung erneuern und stabilisieren den bilate-
ralen Weg und sichern der Schweiz den rechtssicheren Zugang zum europaischen Binnenmarkt
und zu den Kooperationsprogrammen. Sie schitzen damit Arbeitsplatze und Léhne, den For-
schungsstandort und den Austausch in Bildung, Kultur und Wissenschaft. Das ist fundamental fur
eine soziale Schweiz.

Gleichzeitig ist klar: Wirtschaftliche Integration allein gentgt nicht mehr. Die Schweiz braucht eine
enge Zusammenarbeit mit Europa auch in Bereichen wie Klimaschutz, Tech-Regulierung, Steuer-
politik und Sicherheit.

Die SP lehnt die «Keine-10-Millionen-Schweiz»-Initiative entschieden ab. Sie wirde nicht nur das
Asylrecht in Frage stellen, sondern auch zu einer Kindigung der zentralen Vertradge mit der EU
fuhren und die Beziehungen zur wichtigsten Partnerin der Schweiz massiv gefahrden. Ebenso
lehnt die SP die Kompass-Initiative ab. Sie will, dass europapolitische Vertrage kiunftig dem Stan-
demehr unterstellt werden. Dies wurde die bewahrte, in der Bundesverfassung verankerte, demo-
kratische Mitsprache der Bevolkerung verzerren und es einer kleinen Minderheit ermdglichen,
zentrale Staatsvertrage zu blockieren. Die Initiative wirde die Handlungsfahigkeit der Schweiz in
Europa und in der Welt schwachen und den bilateralen Weg instabil machen. In einer Welt, die
von geopolitischen Spannungen gepragt ist, braucht die Schweiz verlassliche Verfahren, nicht
neue Hurden und Blockademechanismen.

Die Zukunft der Schweiz liegt in einer aktiven und gestaltenden Zusammenarbeit mit Europa, nicht
in institutioneller Verkomplizierung und politischer Abriegelung.

Neutralitat heisst Verantwortung, nicht Opportunismus

Die SP steht zu einer aktiven Neutralitatspolitik. Neutralitat bedeutet aber nicht, dass die Schweiz
in einem weltpolitischen Ausnahmezustand schweigt, sich wegduckt oder gar versucht, von Krie-
gen und Menschenrechtsverletzungen wirtschaftlich zu profitieren. Denn Neutralitat ergibt nur
Sinn, wenn sie als Anwaltschaft fir das Vélkerrecht verstanden wird, als Bollwerk gegen das Recht
des Starkeren. Wir wissen: Jede politische Entscheidung — und ebenso jede Nicht-Entscheidung
- bedeutet eine Positionierung. Wer etwa bei schwersten Volkerrechtsbrichen wie dem Angriff
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Russlands gegen die Ukraine keine Position bezieht, starkt faktisch den Aggressor. Neutralitats-
politisch vollig unglaubwurdig ist dagegen der Beschluss des Parlaments, das Kriegsmaterialge-
setz derart aufzuweichen, dass Schweizer Waffen wieder in Staaten wie Saudi-Arabien, Israel oder
Myanmar gelangen kénnten, wahrend die Ukraine ausdricklich von Waffenlieferungen ausge-
schlossen bleibt. Die SP stellt sich diesem Vorgehen der Parlamentsmehrheit mit dem Referen-
dum entschieden entgegen. Die Neutralitatsinitiative verlangt hingegen, dass die Schweiz grund-
satzlich keine Sanktionen mehr gegen Staaten verhangen darf, selbst wenn diese das Volkerrecht
brechen oder Angriffskriege fuhren. Damit wirde sie sich gegen die in der UNO-Charta volker-
rechtlich verankerte Achtung des Angriffskriegs positionieren. Das ist das Gegenteil einer verant-
wortungsvollen Neutralitatspolitik. Gegenuber der volkerrechtlichen Doktrin der «kollektiven Si-
cherheit», wonach sich alle gegen den Aggressor verblinden, kann man nicht neutral sein.

Aktive Neutralitat heisst: Einsatz flr das Volkerrecht, Unterstitzung des Multilateralismus, klare
Verurteilung von Angriffskriegen, keine Waffenverkaufe an Aggressoren und Vélkerrechtsbre-
chern und enge Zusammenarbeit mit jenen Staaten, die demokratische und rechtsstaatliche
Grundsétze achten. Die SP bekampft die Neutralitatsinitiative, die besser «Pro-Putin-Initiative» heis-
sen sollte, deshalb entschieden.

Multilateral statt erpressbar: Handelspolitik mit klaren Prinzipien

Der von den USA geforderte Zoll-«Deal» ist kein Verhandlungsergebnis, sondern ein politisches
Diktat. Die Senkung der US-Zélle von 39 auf 15 Prozent wird mutmasslich an Bedingungen ge-
knupft, die fur die Schweiz unannehmbar sein kdnnten und unsere Souveranitat direkt unter Druck
setzen. Solche Erpressungsversuche untergraben internationale Regeln und bedrohen die Fahig-
keit kleiner und mittelgrosser Staaten, ihre Interessen selbstbestimmt zu vertreten. Es ist kein Wun-
der, dass gerade die Oligarchen dies- und jenseits des Atlantiks diese Art der Politik begrissen
und aktiv vorantreiben. Wer wie Elon Musk oder einheimische Grossaktionare von willkurlichen
Handelsbeziehungen ohne verbindliche Regeln profitiert, bek&mpft Rechtsstaatlichkeit und de-
mokratische Kontrolle. Wo nicht mehr Vertrage, Parlamente und Gerichte entscheiden, sondern
Drohkulissen, Kapitalmacht und persénliche Nahe zu Regierungen, wird die Substanz von Demo-
kratie und Rechtsstaatlichkeit ausgehohilt.

Gerade deshalb braucht die Schweiz eine Handelspolitik, die auf klaren Prinzipien, auf Multilate-
ralismus und auf Vélkerrecht basiert — nicht auf Machtpolitik.

Die SP setzt sich fur faire Handelsabkommen ein, die hohe Standards bei Arbeit, Umwelt und
Menschenrechten sichern und die demokratischen Handlungsspielrdume nicht einschranken. Sie
lehnt Abkommen ab, die Staaten zu einer einseitigen Abhangigkeit drangen, demokratische Re-
gulierung unterlaufen oder der Bevolkerung Kosten aufburden, wahrend Konzerne und Oligar-
chen profitieren.

Gleichzeitig ist klar: Eine gerechte internationale Ordnung entsteht durch starke Partnerschaften,
nicht durch Isolation. Die Schweiz soll aktiv mit jenen Landern zusammenarbeiten, die sich flr das
Volkerrecht und eine nachhaltige Entwicklung einsetzen — in Europa aber auch und besonders
im globalen Stden.
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Fiir eine Schweiz, die Souveranitat durch Zusammenarbeit starkt
Die drei anstehenden Volksinitiativen weisen in die falsche Richtung:

e Die «Keine-10-Millionen-Schweiz-Initiative» gefahrdet die zentrale européaische Zusammen-
arbeit der Schweiz.

e Die sogenannte «Neutralitatsinitiative» verpflichtet die Schweiz zur Untatigkeit gegenuber
Kriegstreibern und Vdélkerrechtsbrechern wie Putins Russland und isoliert die Schweiz in
Europa.

e Die Kompass-Initiative schafft neue institutionelle Blockaden und schwacht die demokrati-
sche Entscheidungsfindung sowie den aussenpolitischen Handlungsspielraum.

Die SP Schweiz sagt zu allen drei Initiativen klar Nein. Hingegen bieten die Bilateralen Il die
Chance, den Werk-, Forschungs- und Bildungsplatz zu starken und die Zusammenarbeit in Eu-
ropa zu vertiefen.

Die Schweiz braucht eine Aussenpolitik, die Verantwortung flr Freiheit und Frieden Gbernimmt,
europaisch verankert ist und die Grundwerte unserer Demokratie und unserer humanitaren Tradi-
tion verteidigt. Eine Politik, die internationale Zusammenarbeit starkt, das Volkerrecht schutzt und
global fur soziale und 6kologische Gerechtigkeit einsteht. Nur so kann die Schweiz ihre Zukunft
in einer zunehmend instabilen Welt souveran gestalten und zur Linderung von Not und Armut in
der Welt, zur Achtung der Menschenrechte und zur Férderung der Demokratie, zu einem friedli-
chen Zusammenleben der Volker sowie zur Erhaltung der naturlichen Lebensgrundlagen beitra-
gen, wie es in Artikel 54 der Bundesverfassung vorgesehen ist.

Empfehlung des Prasidiums: Annahme.
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RESOLUTION DES PRASIDIUMS DER SP SCHWEIZ UND
DER SP FRAUEN SCHWEIZ
GESCHLECHTERSPEZIFISCHE GEWALT STOPPEN.
SCHUTZ JETZT SICHERN!

In der Schweiz wurden im letzten Jahr 29 Frauen und Madchen getdtet. Diese Tdtungsdelikte sind
keine tragischen Einzelfalle, sondern Ausdruck struktureller, geschlechtsspezifischer Gewalt, die
tief in patriarchale Machtverhéaltnisse eingebettet ist. Gewalt gegen Frauen, trans und non-binare
Personen ist kein individuelles Versagen, sondern das Resultat patriarchaler Gewalt und politi-
schen Versagens im Bereich Opferschutz, Gewaltpravention, Strafverfolgung und Gleichstellung.

Trotz wichtiger Fortschritte in der Sensibilisierung nimmt die Gewalt nicht ab: Die Nachfrage nach
Schutz und UnterstUtzung steigt. Vielerorts stossen die bestehenden Strukturen an ihre Grenzen
- raumlich, personell und vor allem finanziell. Anderorts fehlen die Strukturen komplett. In zahlrei-
chen Kantonen werden die ndtigen Mittel nicht zu Verfugung gestellt, um der Bedurfnisse der
Betroffenen gerecht zu werden, geschweige denn die nétigen Massnahmen ergriffen, um Gewalt
praventiv zu verhindern. Frauenhauser sind Uberlastet, Beratungsstellen arbeiten unter massivem
personellem und finanziellem Druck, die durch die Revision des Sexualstrafrecht ins Gesetz ein-
geflhrte Taterarbeit wird in den meisten Kantonen nicht umgesetzt, Sensibilisierung an Schulen
bleibt die Ausnahme, statt die Regel zu bilden. Fehlende und unterfinanzierte staatliche Massnah-
men gefahrden das Leben von Gewaltbetroffenen unmittelbar.

Dies geht aus dem Parallelbericht des Netzwerks Istanbul-Konvention, der im Oktober 2025 ver-
offentlicht wurde, hervor. Der Bericht zeigt unmissverstandlich auf, dass die Schweiz ihren Ver-
pflichtungen aus der Istanbul-Konvention nicht nachkommt. Die Bemuhungen zur Bekampfung
von geschlechtsspezifischer Gewalt sind ungenigend, unkoordiniert, zufallig und werden den Be-
durfnissen der Betroffenen und von unterschiedlichen Betroffenengruppen nicht gerecht. Damit
verletzt die Schweiz ihre Verantwortung gegenuber Gewaltbetroffenen.

Besonders betroffen sind Menschen, die mehrfach diskriminiert werden: LGBTQIA+-Personen,
Menschen mit Behinderungen, geflliichtete und migrantische Menschen sowie rassifizierte Perso-
nen. FUr sie ist der Zugang zu Schutzunterklnften und Beratungsangeboten weiterhin erschwert.
Ein wirksamer Opferschutz muss diesen unterschiedlichen Lebensrealitdten Rechnung tragen
und diskriminierungsfrei ausgestaltet sein.

In der Budgetdebatte vom Dezember 2025 haben rund eine halbe Million Menschen unseren
Appell fur mehr Mittel gegen patriarchale Gewalt unterzeichnet. Dieses starke Signal zeigt: Ge-
schlechtsspezifische Gewalt bewegt die Bevdlkerung und macht betroffen. Die Menschen erwar-
ten zu Recht, dass die Politik handelt. Frauen- und FLINTA Leben zu schuitzen ist eine gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe - und sie braucht die notwendigen finanziellen Mittel.
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Fur die SP Schweiz und die SP Frauen ist deshalb klar: Es braucht eine gesicherte und nachhaltige
Finanzierung der Opferhilfe gemass Opferhilfegesetz (OHG) und Istanbul-Konvention (IK), den fla-
chendeckenden Ausbau von Schutzunterkinften, diskriminierungsfreien Zugang zu allen Unter-
stitzungsangeboten sowie breit angelegte Informations- und Praventionskampagnen, Sensibili-
sierungen an Schulen, am Arbeitsplatz und im Freizeitbereich, Tateransprachen, Electronic Moni-
toring, Taterarbeit und vieles mehr — damit alle Betroffenen von Gewalt die Hilfe finden und erhal-
ten, die sie bendtigen.

Das Parlament hat bewiesen, dass es nur zégerlich vorangeht und dass es nicht bereit ist, die
ndtigen Mittel zu Verfugung zu stellen und die Verantwortung fur den Schutz von Frauen und
FLINTA-Personen endlich zu dem zu machen, was es ist: eine Prioritat.

Deshalb lancieren die SP Schweiz und die SP Frauen eine Volksinitiative - gemeinsam mit
Fachorganisationen, Expert:innen und politischen Verbiindeten aus allen Lagern. Die Initi-
ative soll die notwendige Finanzierung der Bekdmpfung von geschlechtsspezifischer, se-
xualisierter und hauslicher Gewalt sichern sowie die Vereinheitlichung und Sicherstellung
von qualitativ guten und inklusiven Angeboten gemass Istanbul-Konvention in der ganzen
Schweiz garantieren.

Empfehlung des Prasidiums: Annahme.
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RESOLUTION DES PRASII_?IUMS DER SP SCHWEIZ
KLARE HALTUNG GEGENUBER TEHERAN:
MENSCHENRECHTE SCHUTZEN, ZIVILGESELLSCHAFT
STARKEN, KRIEG VERHINDERN

Die SP steht solidarisch an der Seite der Menschen im Iran, die mutig fur Freiheit, soziale Gerech-
tigkeit und demokratische Grundrechte einstehen. Die aktuellen Proteste gegen das autoritare
Regime und die wirtschaftliche Not werden mit brutaler Gewalt beantwortet. Berichte tber Tote,
Massenverhaftungen, Folter und Einschichterung sind alarmierend. Gleichzeitig schrankt das Re-
gime den Zugang zu Internet und Kommunikationsmitteln gezielt ein, um Informationen zu unter-
dricken und die Zivilgesellschaft zu isolieren.

Die SP verurteilt diese Repression entschieden. Gleichzeitig ist klar: Ein demokratischer Wandel
im Iran kann und soll international unterstutzt werden, aber nicht militarisch. Die SP warnt aus-
drlcklich vor einer militarischen Intervention, sei es durch die USA unter Prasident Trump oder
durch Israel unter Ministerprasident Netanyahu. Die Folgen flr die Menschen im Iran und fUir die
Stabilitat der gesamten Region waren unkalkulierbar. Die Erfahrungen aus friheren militarischen
Regimewechseln, etwa im Irak 2003 oder in Libyen im Jahr 2011, zeigen, wie schnell humanitare
Krisen und langfristige Destabilisierung entstehen kénnen. Der Bundesrat soll sich international
entsprechend gegen einen solchen vélkerrechtswidrigen Angriff Irans positionieren.

Die Schweiz muss jetzt konsequent handeln, abgestimmt mit europaischen Partnern und getra-
gen von einer klaren Menschenrechtspolitik.

Die SP fordert den Bundesrat auf:

1. Die EU-Sanktionen gegen das iranische Regime vollsténdig zu ibernehmen und
konsequent durchzusetzen, insbesondere gegen Verantwortliche fur Menschenrechts-
verletzungen, die Revolutionsgarden und weitere Repressionsorgane.

2. Die Schweiz muss Sanktionsumgehungen uiber den Finanzplatz konsequent verhin
dern. Der Bundesrat soll SECO und FINMA mit gentugend Ressourcen ausstatten, damit
sanktionierte Vermogenswerte systematisch identifiziert, eingefroren und Uberwacht wer-
den. Zudem braucht es strenge Kontrollen gegen Strohfirmen und verschleierte Eigentu-
merstrukturen, inklusive wirksamer Nachweispflichten zu den wirtschaftlich berechtigten
und spurbarer Sanktionen bei Verstdssen.

3. Der Bundesrat soll die UNO-Untersuchungsmission und den UNO-Sonderberichter-
statter zum Iran politisch und finanziell starken und sich international fur die Verlange-
rung der Mandate einsetzen, damit Beweise gesichert und Verantwortliche zur Rechen-
schaft gezogen werden kdnnen.

4. Sich konsequent fiir die Achtung und Starkung der Minderheitenrechte im Iran ein-
zusetzen, insbesondere der Rechte ethnischer und religidser Minderheiten, sowie Demo-
kratiebestrebungen zu unterstutzen.
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5. Die iranische Zivilgesellschaft und unabhangige Menschenrechtsorganisationen
finanziell zu unterstiitzen und Schutzmassnahmen fur gefahrdete Aktivist:innen, Jour-
nalist:innen, Gewerkschafter:innen und Frauenrechtsverteidiger:iinnen auszubauen.

6. Gemeinsam mit europaischen Partnerstaaten konkrete Massnahmen fiir Kommuni-
kationsfreiheit umzusetzen. Die Schweiz soll sich mit EU-Staaten und gleichgesinnten
Regierungen koordinieren, um Internetabschaltungen und digitale Repression internatio-
nal klar zu verurteilen und politisch zu sanktionieren. Gleichzeitig soll sie Programme un-
terstUtzen, die der Zivilgesellschaft einen mdglichst sicheren Zugang zu Information und
Kommunikation ermdéglichen, etwa durch technische Unterstiitzung gegen Abschaltun-
gen und die Forderung unabhangiger Informationskanale.

7. Eine atomare Bewaffnung Irans konsequent zu verhindern, durch Diplomatie, inter-
nationale Kontrolle und koordinierten Druck. Die Schweiz soll inre guten Dienste an-
bieten, Gesprachsformate in Genf ermoglichen und gemeinsam mit europaischen Part-
nern und der internationalen Gemeinschaft auf eine glaubwurdige Nichtverbreitungspoli-
tik hinwirken. Dazu gehért auch die aktive Unterstltzung der Arbeit der IAEA sowie aller
internationalen Kontroll- und Verifikationsmechanismen, damit das Regime keine nukle-
are Eskalation vorantreiben kann.

Empfehlung des Prasidiums: Annahme.
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RESOLUTION DES PRASIDIUMS DER SP SCHWEIZ

FUR DEN SCHUTZ DER ZIVILBEVOLKERUNG IN SYRIEN,
FUR MINDERHEITENRECHTE UND FUR EINE POLITISCHE
LOSUNG MIT PERSPEKTIVE

Die Lage in Syrien spitzt sich Anfang 2026 erneut gefahrlich zu. In Aleppo ist es seit Anfang Januar
zu schweren Kampfen in mehrheitlich kurdischen Quartieren gekommen. Zehntausende Men-
schen wurden vertrieben, viele Zivilpersonen sind verletzt oder getdtet worden. Gleichzeitig blei-
ben Nord und Ostsyrien (Rojava) und andere Regionen durch militarische Operationen, Gewalt
gegen die Zivilbevolkerung und Angriffe auf zivile Infrastruktur wie Wasser und Strom akut be-
droht. Besonders betroffen sind ethnische und religidse Minderheiten sowie Frauen, Kinder und
altere Menschen.

Die SP Schweiz halt fest: Der Schutz der Zivilbevolkerung und die Einhaltung des humanitaren
Volkerrechts sind nicht verhandelbar. Syrien braucht eine politische Lésung, die Menschenrechte,
Minderheitenschutz, Demokratie und soziale Gerechtigkeit ins Zentrum stellt. Die Schweiz hat als
humanitare Akteurin, als Depositarstaat der Genfer Konventionen und als Staat mit Erfahrung in
ziviler Friedensférderung eine besondere Verantwortung.Der Bundesrat wurde im Dezember
2025 durch eine parteitbergreifende Motion (24.4498) beauftragt, sich fur den Schutz ethnischer
und religidser Minderheiten in Syrien einzusetzen. Dieser parlamentarische Auftrag ist rasch um-
zusetzen.

Angesichts der aktuellen Eskalation fordern wir den Bundesrat auf, umgehend zu handeln.
Die SP fordert den Bundesrat auf:

1. Schutz der Zivilbevélkerung und Minderheiten zur Prioritdt zu machen: Die Schweiz
soll sich bilateral und in internationalen Organisationen konsequent fur den Schutz der
Zivilbevolkerung und von Minderheiten in Syrien einsetzen.

2. Deeskalation und Waffenruhe aktiv zu unterstitzen: Der Bundesrat soll auf eine sofor-
tige Deeskalation drangen und politische Gesprache fordern, auch mit Blick auf lokale
Schutzmechanismen in Stadten wie Aleppo.

3. Humanitare Hilfe zu verstarken: Die Schweiz soll ihre humanitare Unterstitzung aus-
bauen, insbesondere fUr medizinische Versorgung, Wasser, Nahrung, Unterklinfte, psy-
chosoziale Hilfe und Winterhilfe, auch fur Binnenvertriebene. Die humanitare Hilfe soll pri-
mar Uber UNO-Organisationen abgewickelt werden.

4. Humanitaren Zugang und sichere Versorgungswege durchzusetzen: Die Schweiz soll
sich international fur sichere Flucht- und Versorgungswege einsetzen und dafur, dass hu-
manitare Organisationen ungehindert Zugang erhalten, ohne Einschuchterung und ohne
Blockaden.

5. Angriffe auf zivile Infrastruktur klar zu verurteilen: Wo Wasser, Strom, Spitaler oder
Schulen getroffen werden, braucht es politischen Druck. Der Schutz ziviler Infrastruktur
muss in allen Gesprachen und multilateralen Foren eingefordert werden.
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6. Zivile Friedensforderung und Unterstiitzung der syrischen Zivilgesellschaft auszu-
bauen: Die Schweiz soll gezielt Organisationen starken, die Menschenrechte, Bildung, Ge-
sundheitsversorgung, Frauenrechte und Jugendperspektiven férdern, auch in schwer er-
reichbaren Regionen.

7. Eine menschenrechtsbasierte Sanktionspolitik sicherzustellen: Sanktionen mussen
gezielt Verantwortliche treffen, durfen aber humanitare Hilfe und zivile Grundversorgung
nicht behindern. Es braucht wirksame humanitare Ausnahmen und klare Finanzkanéle fur
Hilfeleistungen. Es ist zu begrlssen, dass der Bundesrat am 20.06.2025 die Wirtschafts-
sanktionen gegenuber Syrien grossmehrheitlich aufgehoben hat, nachdem die EU dies
auch getan hatte. Angesichts der heutigen Lage ist in Koordination mit der EU zu prUfen,
ob ein partielle Wiederverhangung gewisser Sanktionen sinnvoll ist.

8. Rechenschaft und Aufarbeitung zu unterstiitzen: Schwere Menschenrechtsverletzun-
gen mussen dokumentiert und verfolgt werden. Die Schweiz soll internationale Mechanis-
men fur Beweissicherung und Strafverfolgung aktiv unterstitzen und starken.

9. Solidaritat mit Nord und Ostsyrien (Rojava) praktisch werden zu lassen: Die Schweiz
soll sich fur den Schutz der Zivilbevélkerung und der lokalen demokratischen Strukturen
einsetzen und humanitare Hilfe, Wiederaufbau der Grundversorgung sowie Unterstitzung
far Fluchtlingslager verstarken.

Empfehlung des Prasidiums: Annahme.
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RESOLUTION DER SP MIGRANT:INNEN

FUR ECHTE SELBSTBESTIMMUNG - GEGEN
ANTIMUSLIMISCHEN RASSISMUS. EINE RESOLUTION
FUR GLEICHSTELLUNG, RELIGIONSFREIHEIT UND
ANTIDISKRIMINIERUNG

Antimuslimischer Rassismus in der Schweiz ist eine Form von Rassismus, die wie andere Formen
gruppenbezogener Diskriminierung — wie beispielsweise Antisemitismus - strukturell verankert
und intersektional wirkt. Er zeigt sich in systematischen Benachteiligungen in Bildung und Arbeits-
welt sowie in Ausgrenzung und Herabwlrdigung im Alltag. Aktuelle Befunde deuten darauf hin,
dass rassistische Diskriminierung insgesamt zunimmt. Eine nationale Grundlagenstudie zu anti-
muslimischem Rassismus dokumentiert systematische Benachteiligungen, hohe Vorbehalte und
massives Underreporting, was hohe Dunkelziffern signalisiert.” 35 % der Muslim:innen erleben
Diskriminierung; im Jahr 2024 stiegen die gemeldeten Félle um 40 %.°

Antimuslimischer Rassismus wirkt intersektional. Besonders betroffen sind muslimische Frauen,
die aufgrund ihres Geschlechts, ihrer Religion und sozialer Zuschreibungen mehrfach diskrimi-
niert werden. Auffallig ist dabei, dass sich gesellschaftliche Debatten selektiv auf bestimmte Grup-
pen konzentrieren. Wahrend kopftuchtragende Frauen in prekaren Tatigkeiten kaum Aufmerk-
samkeit erhalten, geraten insbesondere Lehrerinnen oder andere offentlich sichtbare Berufsgrup-
pen ins politische Visier. Diese Selektivitat zeigt, dass es nicht um Neutralitdt oder Schutz geht,
sondern um Ausschluss und Symbolpolitik.

Rechtsstaatlich ist die Lage hingegen eindeutig: Art. 15 in der Bundesverfassung garantiert Reli-
gionsfreiheit. Pauschale Kopftuchverbote fur Schulerinnen sind gemass Bundesgericht unverhalt-
nismassig.” Auch der Bundesrat lehnt generelle Kopftuchverbote ab.” Der Ausschluss von kopf-
tuchtragenden Lehrerinnen verscharft nicht nur den Lehrer:innenmangel, sondern widerspricht
auch der Neutralitét und ist gruppenspezifisch.® Antimuslimischer Rassismus ist empirisch belegt,
verfassungswidrig und demokratiegefahrdend. Fur die Betroffenen zeigen sich — wie bei anderen
Formen von Diskriminierung - vielfaltige und langfristige Folgen, darunter Frustration, Vertrauens-
verlust gegenlber Institutionen sowie gesundheitliche Beeintrachtigungen.’

? Grundlagenstudie «Antimuslimischer Rassismus in der Schweiz» (SZIG/FRB, Februar 2025), news.ad-
min.ch/de/nsb?id=104323 und https://www.frb.admin.ch/de/studien-und-berichte

® Schweizerische Gesellschaft Mittlerer Osten und Islamische Kulturen (05.03.2025), Keine Einzelfélle: Antimuslimi-
scher Rassismus in der Schweiz — Schweizerische Gesellschaft Mittlerer Osten und Islamische Kulturen und le
News (20.02.2025), Most Muslims in Switzerland don’t report racist incidents

*(BGE 142 1 49), http://relevancy.bger.ch/cqi-bin/JumpCGI?id=BGE-142-1-49 und https://www.ser-
vat.unibe.ch/dfr/bge/c1142049.html

* Medienmitteilung (22.10.2025), Bundesrat lehnt ein Verbot von Kinderkopftiichern in éffentlichen Schulen ab und
SRF (22.10.2025, Kopfticher an &ffentlichen Schulen: Bundesrat will kein Verbot - News - SRF

® Der Bund (03.11.2025), Bern: Regierungsrat hélt an Kopftuchverbot fiir Lehrerinnen fest und Blick (20.07.2025),
Lehrermangel vor Schulstart

" Grundlagenstudie «Antimuslimischer Rassismus in der Schweiz» (SZIG/FRB, Februar 2025), news.ad-
min.ch/de/nsb?id=104323 und https://www.frb.admin.ch/de/studien-und-berichte
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Die Kopftuchdebatte als Ausdruck antimuslimischen Rassismus

Kein anderes Thema verdeutlicht antimuslimischen Rassismus klarer als die Kopftuchdebatte. Die
aktuelle Eskalation ist hochgradig alarmierend. Das Egerkinger Komitee reichte am 1. Dezember
2025 die Petition «Keine Kopftlicher an Schweizer Schulen!» mit Uber 12'000 Unterschriften ein
und fordert ein Verbot fir Lehrerinnen und Schulerinnen an allen Bildungseinrichtungen.® In der
Wintersession 2025 lancierten Vorstandsmitglieder zwei nationale Vorstdsse. Therese Schlapfer
reichte am 17. Dezember 2025 eine Motion fur ein Verbot fur Schulerinnen unter 16 Jahren ein
(25.4591). Thomas Knutti fragte am gleichen Tag mit der Interpellation 25.4592 an: «Wie viele
Madchen und Lehrerinnen wéaren von einem Kopftuchverbot betroffen?». Lorenzo Quadri reichte
am 25. September 2025 eine Motion fur einen Gesetzesentwurf ein, der das Tragen des Kopf-
tuchs in den &ffentlichen Schulen aller Stufen in der Schweiz sowohl fur Lehrerinnen als auch fur
Schulerinnen verbietet (25.4165). Bei Scheitern im Parlament droht eine Volksinitiative.®

Parallel sind mehrere kantonale Vorstdsse unterwegs, die pauschale Kopftuchverbote an Schulen
und Kindergarten anstreben:

e |Im Kanton Zug lancierte die SVP am 24. Oktober 2025 die kantonale Gesetzesinitiative
«Keine Kopftucher an Zuger Schulen und Kindergérten», die das Tragen religios oder welt-
anschaulich begrindeter Kopfbedeckungen an 6ffentlich-rechtlichen Schulen grundséatz-
lich untersagt. Sie benétigt 2000 Unterschriften.™

¢ |Im Kanton Aargau reichten Grossrate am 18. November 2025 zwei Motionen ein. Eine von
Roland Haldimann (EDU) zur Neutralitat bei Angestellten der 6ffentlichen Hand und eine
von Adrian Schoop (FDP) zum «Schutz vor religiosem Zwang» flur Schilerinnen unter 16
Jahren.

e |Im Kanton Zurich reichte die SVP am 24. November 2025 die Motion «Keine UnterdrU-
ckung von Frauen und Méadchen an Zurcher Schulen und Kindergarten» ein, die Kopfbe-
deckungen aus religiosen Grinden an o6ffentlichen Schulen und Kindergarten verbieten
will.12

Weitere Vorstdsse und Anfragen gab es in St. Gallen (Verbot fur Lehrpersonen) und Luzern (An-
frage zu religidsen Symbolen).”

® Tages-Anzeiger (01.12.2025), Kopftuchverbot: Egerkinger Komitee lanciert Volksinitiative und NZZ (30.12.2025),
Jetzt rollt eine schweizweite Offensive gegen das Kopftuch an

° Egerkinger Komitee (01.12.2025): Kopftuchverbot an Schulen: Nach erfolgreicher Petition lanciert das Egerkinger
Komitee zwei parlamentarische Vorstdsse

1920 Minuten (28.10.2025), SVP-Initiative Zug: Kopftuchverbot fiir Schiilerinnen gefordert und Egerkinger Komitee
(28.11.2025), SVP Zug lanciert kantonale Initiative «Keine Kopfticher an Zuger Schulen und Kindergarten»

" Aargauer Zeitung (26.11.2025), Kopftuchverbot im Aargau: Wortgefechte im «TalkTaglich» und Aargauer Zeitung
(22.11.2025), Das Kinderkopftuch soll aus den Aargauer Schulen verschwinden

"2 Tages-Anzeiger (24.11.2025), Im Kanton Ziirich sollen Kopftlicher an den Schulen verboten werden

'® SP Kanton St. Gallen (10.07.2025), SVP-Motion will Kopftuchverbot bei Lehrpersonen: Riickschrittlich und diskri-
minierend und Egerkinger Komitee (23.11.2025), Religiése Symbole und Bekleidung im Schulwesen: Anfrage im
Luzerner Kantonsrat
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https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20254591
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https://www.20min.ch/story/svp-zug-will-kopftuchverbot-an-schulen-300-unterschriften-gesammelt-103441562
https://egerkingerkomitee.ch/svp-zug-lanciert-kantonale-initiative-keine-kopftuecher-an-zuger-schulen-und-kindergaerten/
https://www.aargauerzeitung.ch/aargau/kanton-aargau/kopftuchverbot-im-aargau-wortgefechte-im-talktaeglich-ld.4052026?
https://adrianschoop.ch/wp-content/uploads/2025/11/20251122-Klare-Regeln-die-Kinder-schuetzen-Das-Kinderkopftuch-soll-aus-den-Aargauer-Schulen-verschwinden.pdf
https://www.tagesanzeiger.ch/kopftuchverbot-an-schulen-zuercher-svp-fordert-neues-gesetz-229098076185
https://sp-sg.ch/blog/2025/07/10/svp-motion-will-kopftuchverbot-bei-lehrpersonen-rueckschrittlich-und-diskriminierend/
https://sp-sg.ch/blog/2025/07/10/svp-motion-will-kopftuchverbot-bei-lehrpersonen-rueckschrittlich-und-diskriminierend/
https://egerkingerkomitee.ch/religioese-symbole-und-bekleidung-im-schulwesen-anfrage-im-luzerner-kantonsrat/
https://egerkingerkomitee.ch/religioese-symbole-und-bekleidung-im-schulwesen-anfrage-im-luzerner-kantonsrat/
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Diese kantonalen Vorstdsse folgen der gleichen Logik wie die nationale Eskalation: Unter dem
Vorwand von «Neutralitat» und «Frauenrechte» werden muslimische Frauen gezielt sichtbar ge-
macht, problematisiert und mehrfach diskriminiert — aufgrund von Geschlecht, Religion und zuge-
schriebener Herkunft.

Eine &hnliche Stigmatisierung zeigt der geplante Verkauf des Treffpunkts Wittigkofen in Bern (Ab-
sichtserklarung September 2025, 1,8 Mio. CHF an die moderate Stiftung 1ZB fur interreligiose
Nutzung)." Das Egerkinger Komitee diffamiert dieses Vorhaben als «Ghetto»-Gefahr, obwohl das
|ZB transparent lokal finanziert (Spendenkampagne bis 2026) und offen ist." Solche Narrative
bedienen gezielt Angste und verstarken Ausgrenzung.

Politische Einordnung

Die Strategie der SVP und des Egerkinger Komitees ist durchsichtig: Statt Losungen fur reale
gesellschaftliche Probleme wie steigende Mieten, Fachkraftemangel, Pflegekrise oder soziale Un-
gleichheit anzubieten, wird ein angebliches Problem konstruiert. Der Anteil kopftuchtragender
Musliminnen im Bildungsbereich ist verschwindend gering. Dennoch werden Minderheiten gezielt
zur Projektionsflache gemacht.

Diese Politik folgt einem bekannten Muster: Ablenkung durch Stndenbockpolitik, Machtaus-
Ubung auf Kosten marginalisierter Gruppen und bewusste Spaltung der Gesellschaft. Diskriminie-
rung und Hass sind jedoch nachweislich schadlich - sie erzeugen Frustration, zerstdren Vertrauen
und hinterlassen langfristige gesundheitliche und soziale Schaden. Das darf nicht Ziel der Schwei-
zer Politik sein. Wegschauen oder Schweigen schwéachen den gesellschaftlichen Zusammenhalt
und gefahrden das friedliche Zusammenleben.

Die Kopftuchdebatte bedroht demokratische Grundwerte, hohlt den Gleichheitsgrundsatz aus,
kostet dringend benétigte Fachkrafte und mindert gesellschaftliche Teilhabe. Ein klares Bekennt-
nis zur Religionsfreiheit, zur staatlichen Neutralitdt und gegen pauschale Verbote sowie hetzeri-
sche Kampagnen ist deshalb zentral, um unsere Demokratie zu schtzen.

Die Situation ist akut und erfordert entschlossenes Handeln. Die laufenden Vorstdsse und die dro-
hende Volksinitiative kdnnen nur durch gemeinsames, konsequentes Handeln verhindert werden.
Die SP Schweiz muss jetzt klar Position beziehen und mit voller Kraft und in breiten Allianzen den
Vorstdssen des Egerkinger Komitees und der SVP entgegentreten, um gleiche Rechte zu sichern
und einer schleichenden Aushodhlung von Grundrechten entschieden die Stirn zu bieten. Wir set-
zen auf Zusammenleben statt Stigmatisierung und verteidigen echte Selbstbestimmung.

' |slamisches Zentrum Bern (1ZB), Wittigkofen: Moschee-Plane im ehemaligen Gemeindezentrum - News - SRF

'® Egerkinger Komitee (27.11.2025), Treffpunkt Wittigkofen Bern: Verkauf an muslimische Stiftung — Genau hin-
schauen und Transparenz herstellen, Babanews (30. November 2025), https://www.babanews.ch/was-die-medien-
ueber-die-moschee-in-wittigkofen-schreiben-und-was-nicht/
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Forderungen

1.

Wir fordern, dass das Arbeitsrecht weiterentwickelt wird, um indirekte und intersektionelle
Diskriminierungen - insbesondere zulasten muslimischer Frauen - wirksam zu bekamp-
fen. Dabei ist die Rechtsprechung des Européaischen Gerichtshofs (Urteile vom
15.07.2021, C-804/18 und C-341/19) zu berucksichtigen.

Die SP Schweiz verurteilt pauschale Kopftuchverbote in staatlichen Institutionen und Bil-
dungsstéatten. Kopftuchverbote fur Lehrpersonen sind unverhaltnismassig und verfas-
sungswidrig. Solche Verbote verletzen die Grundrechte auf Religionsfreiheit und Gleichbe-
handlung.

Die SP Schweiz erkennt antimuslimischen Rassismus als eine Form gruppenbezogenen
Hasses in der Schweiz. Sie fordert eine entschlossene Bekampfung dieses Phanomens
durch Bildung, Sensibilisierung und effektive rechtliche Massnahmen.

Die SP Schweiz fordert eine breite Mobilisierung durch Allianzen gegen die Eskalation, um
Betroffene zu schitzen und demokratische Grundrechte zu starken.

Die SP Schweiz fordert, dass gegen Stigmatisierung vorgegangen wird, indem entspre-
chende Kampagnen entschieden zurlckgewiesen werden und stattdessen interreligidser
Dialog sowie gleichberechtigte Teilhabe geférdert werden.

Die vorliegende Resolution aktualisiert und erganzt die Positionierung der SP Schweiz zu
antimuslimischem Rassismus und Diskriminierung.

Empfehlung des Prasidiums: Annahme.

Mitunterzeichnende: Anna Rosenwasser, Benjamin Kobelt, Dimitrij Ruh, Jascha Harke, [.uca Da-
hinden, Nathalie Ruoss, Nicola Siegrist, Shasime Osmani, Werner Kalin
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	WICHTIG: Für Anträge zum Positionspapier bitte Hinweise unter dem entsprechenden Trak-tandenpunkt beachten und zum  
	Einreichen der Anträge das separate Antragsformular benüt-zen sowie das Merkblatt zu den Anträgen beachten.

	VERLÄNGERUNG DER ANMELDEFRIST 
	Anmeldungen sind weiterhin bis zum 6. Februar über folgenden Link möglich:  
	www.sp-ps.ch/an-meldung-parteitag

	  
	SCHLUSSDOKUMENTE 
	Sämtliche Schlussdokumente mit den Stellungnahmen von Präsidium und/oder Parteirat zu ein-gegangenen Anträgen und Resolutionen werden am Freitag, 20. Februar 2026, 18.00 Uhr, auf der Website veröffentlicht ().       
	www.spschweiz.ch/biel2026

	WICHTIG: Am Parteitag werden keine Dokumente verteilt. Bitte Dokumente selbst ausdrucken, wenn ein Papierexemplar gewünscht ist. 
	WORTMELDUNGEN 
	Die Wortmeldezettel liegen am Parteitag beim Tagungssekretariat neben der Bühne bereit. Die Wortmeldezettel müssen gut leserlich und komplett ausgefüllt bis zum Beginn des vorhergehen-den Traktandums beim Tagungssekretariat neben der Bühne eingereicht werden. Auch Antrag-stellende müssen eine Wortmeldung einreichen. Unvollständig ausgefüllte Wortmeldezettel wer-den nicht berücksichtigt. 
	IHR HABT DAS WORT!  
	Viele Leute melden sich nicht zu Wort, weil es ihnen an Übung fehlt oder weil sie sich nicht ge-trauen. Wir möchten daher alle Delegierten explizit auffordern, euch zu Wort zu melden. Wenn ihr noch nie oder schon lange nicht mehr an einem Parteitag gesprochen habt, unterstützen wir euch gerne bei der Vorbereitung. Ihr könnt euch dazu mit den unten aufgeführten Kontaktpersonen in Verbindung setzen. Wir helfen euch gerne mit rhetorischen Tricks und Kniffs gegen Nervosität, beim Ordnen eurer Gedanken oder auch
	Kontaktpersonen zu eurer Unterstützung:  
	• Tom Cassee, Generalsekretär SP Schweiz ()   
	• Tom Cassee, Generalsekretär SP Schweiz ()   
	• Tom Cassee, Generalsekretär SP Schweiz ()   
	tom.cassee@spschweiz.ch


	• Mia Jenni, Sekretärin SP queer ()  
	• Mia Jenni, Sekretärin SP queer ()  
	mia.jenni@spschweiz.ch



	VERPFLEGUNG WÄHREND DES PARTEITAGS 
	Für das leibliche Wohl während des Parteitags ist ein Getränke- und Snackbuffet geöffnet und bietet ein reichhaltiges Verpflegungsangebot an.  
	SIMULTANÜBERSETZUNG 
	Die Verhandlungen werden simultan Französisch, Deutsch und Italienisch übersetzt. Aus Kosten-gründen bitten wir, dass nur jene Teilnehmerinnen und Teilnehmer Kopfhörer beziehen, die auf die Simultanübersetzung angewiesen sind.  
	WICHTIG: Die Kopfhörer müssen unbedingt nach dem Parteitag wieder beim Ausgang zurück-gegeben werden. 
	GEBÄRDENSPRACHE 
	Es ist geplant, am Parteitag bei entsprechender Nachfrage eine Simultanübersetzung in Gebär-densprache (in Deutsch/DSGS und/oder Französisch/LSF) anzubieten. Um abschätzen zu kön-nen, ob eine Nachfrage besteht, bitten wir um ein Mail bis 6. Februar 2026 an  mit dem Vermerk, welche Sprache gewünscht wird. 
	partei-tag@spschweiz.ch

	PERSONEN MIT HÖRBEHINDERUNG 
	Personen mit Implantaten können uns dies via Mail () bis 6. Februar 2026 melden, damit wir entsprechend Kopfhörerverstärker bestellen können.  
	parteitag@spschweiz.ch

	PERSONEN MIT SEHBEHINDERUNG 
	Personen mit Sehbehinderungen können uns dies via Mail () bis 6. Feb-ruar 2026 mitteilen, damit wir ihnen im Vorfeld die Power-Point-Präsentationen zukommen lassen können. 
	parteitag@spschweiz.ch

	PERSONEN, DIE AUF EINEN ROLLSTUHL ANGEWIESEN SIND 
	Aus organisatorischen Gründen bitten wir Personen, die auf einen Rollstuhl angewiesen sind, uns im Vorfeld via Mail () bis 6. Februar 2026 zu kontaktieren.  
	parteitag@spschweiz.ch

	FINANZIELLE UNTERSTÜTZUNG IM BEDARFSFALL  
	Alle Genoss:innen sollen an den Anlässen der Partei teilnehmen können – auch solche mit wenig Geld. Die delegierenden Parteigliederungen (Kantonalparteien, Sektionen, Organe usw.) sind dazu aufgefordert, ihre Delegierten im Bedarfsfall finanziell zu unterstützen (Reisekosten, Verpfle-gung, allenfalls Übernachtung). Falls keine Lösung gefunden werden kann, bitte setzt euch mit uns in Verbindung ().   
	parteitag@spschweiz.ch

	KINDERHÜTEDIENST 
	Während des Parteitags wird von der SP Biel ein Kinderhütedienst angeboten. Bei Interesse an diesem Angebot muss aus organisatorischen Gründen bis 6. Februar 2026 eine schriftliche An-meldung mit Namen und Alter des Kindes/der Kinder an folgende Mailadresse erfolgen: . Die SP Schweiz wird anschliessend die Interessierten schriftlich informieren, ob der Kinderhütedienst durchgeführt werden kann. 
	partei-tag@spschweiz.ch
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	Figure
	INFORMATIONEN ZUM TAGUNGSORT 
	Kongresszentrum Biel, Zentralstrasse 60, Konzertsaal 
	(vgl. Routenplaner )  
	hier

	 
	Figure
	 
	An- und Abreise mit dem öffentlichen Verkehr  
	Vom Bahnhof aus ist das Kongresshaus in 5 Gehminuten erreichbar. 
	 
	Zugang für Genoss:innen, die auf einen Rollstuhl angewiesen sind 
	Die Räumlichkeiten sind rollstuhlgängig. Da die Anlagen in Biel jedoch etwas veraltet sind, bitten wir Genoss:innen, die auf einen Rollstuhl angewiesen sind, uns im Vorfeld via Mail () bis 6. Februar 2026 zu kontaktieren.   
	partei-tag@spschweiz.ch

	GESCHÄFTSORDNUNG FÜR DEN PARTEITAG 
	Art.  1 Eröffnungsgeschäfte 
	 Unmittelbar nach der Eröffnung wählt der Parteitag 
	• die Stimmenzähler:innen mit je einer:einem Stellvertreter:in 
	• die Stimmenzähler:innen mit je einer:einem Stellvertreter:in 
	• die Stimmenzähler:innen mit je einer:einem Stellvertreter:in 

	• die Mandatsprüfungskommission 
	• die Mandatsprüfungskommission 


	 
	Art.  2  Traktandierte Geschäfte und Anträge 
	 Nach Art. 14, Ziff. 12 der Statuten darf der Parteitag nur traktandierte Geschäfte behan-deln. Ausnahmen sind nur möglich, wenn zeitliche Dringlichkeit sowie ein entsprechen-der Antrag des Parteirats vorliegen. Sinngemäss kann nur über Anträge verhandelt wer-den, die sich auf traktandierte Geschäfte beziehen.  
	Art.  3  Resolutionen  
	 Resolutionen müssen bis Montag, 9. Februar 2026, 18.00 Uhr im Zentralsekretariat ein-gereicht werden. Sie werden vom Zentralsekretariat übersetzt und im Internet am Frei-tag, 20. Februar 2026, ab 18.00 Uhr veröffentlicht. 
	Art. 4 Wortmeldungen 
	 Die Wortmeldezettel liegen am Parteitag beim Tagungssekretariat neben der Bühne be-reit. Die Wortmeldezettel müssen gut leserlich und komplett ausgefüllt bis zum Beginn des vorhergehenden Traktandums beim Tagungssekretariat neben der Bühne einge-reicht werden. Auch Antragstellende müssen eine Wortmeldung einreichen. Unvollstän-dig ausgefüllte Wortmeldezettel werden nicht berücksichtigt. 
	Art.  5  Redezeit 
	 Der Antrag betreffend Redezeit wird nach Vorliegen aller Anträge, das heisst mit dem Versand der Schlussdokumentation, ergänzt. 
	Art.  6  Redner:innen-Liste 
	 Diskussionsredner:innen melden sich schriftlich beim Parteitagssekretariat. Jede Red-nerin und jeder Redner können zur gleichen Sache das Wort ein zweites Mal verlangen. Redner:innen, welche noch nicht gesprochen haben, haben den Vorrang. Ein drittes Votum zur gleichen Sache kann nur mit Zustimmung des Parteitages erfolgen. Ord-nungsanträge können jederzeit eingebracht werden. 
	Art.  7  Ordnungsanträge 
	 Ordnungsanträge sind sofort zu behandeln. Sie werden von der antragstellenden Per-son kurz begründet. Nach der Stellungnahme des Präsidiums wird unmittelbar abge-stimmt. 
	Art.  8  Anträge auf Redezeitkürzung, Schluss der Redner:innenliste und der Debatte 
	 Anträge auf Redezeitverkürzung, Schluss der Redner:innenliste und solche auf Schluss der Debatte sind als Ordnungsanträge zu behandeln. Vor der Abstimmung wird die Liste der noch gemeldeten Redner:innen bekanntgegeben. 
	Art.  9  Ausmehrung 
	 Für Abstimmungen gilt das Einfache Mehr. Bei Stimmengleichheit gibt das Co-Präsi-dium gemeinsam mit einer Stimme den Stichentscheid.  
	 Der/die Vorsitzende lässt die Stimmen auszählen, wenn die Mehrheit nicht eindeutig auszumachen ist oder wenn die Auszählung aus der Mitte der Versammlung verlangt wird. 
	Art. 10  Wahlen: Allgemein 
	 Wahlen finden in der Regel offen statt. 
	Art.  11  Verhandlungsführung 
	 Die:der Vorsitzende wacht darüber, dass die Verhandlungen ruhig und sachlich geführt werden. Sie:er ruft unsachliche Redner:innen zur Ordnung. Wer absichtlich die Ver-handlungen stört, kann nach zweimaligem Ordnungsruf auf Antrag der:des Vorsitzen-den durch Versammlungsbeschluss aus dem Saal gewiesen werden. 
	Art.  12  Sprachen 
	 Jede Rednerin und jeder Redner kann sich einer Landessprache bedienen. Die auf der Traktandenliste enthaltenen Anträge des Präsidiums/des Parteirats werden dem Partei-tag deutsch, französisch und italienisch vorgelegt. Referate und Voten werden simultan auf Französisch, Deutsch und bei entsprechender Nachfrage auch auf Italienisch über-setzt. 
	Art.  13  Beschlussprotokoll und Gender-Watch-Protokoll 
	 Über die Verhandlungen des Parteitages werden ein Beschlussprotokoll sowie ein Gen-der-Watch-Protokoll geführt. Die Verhandlungen werden aufgezeichnet und im Zentral-sekretariat aufbewahrt.  
	TRAKTANDUM 2:  GESCHÄFTE ZUM ABLAUF DES PARTEITAGES  
	WAHL DER MANDATSPRÜFUNGSKOMMISSION 
	Vorschlag: 
	• Karin Mader 
	• Karin Mader 
	• Karin Mader 

	• Andreas Weibel 
	• Andreas Weibel 


	Empfehlung des Präsidiums: Das Präsidium beantragt eine offene Wahl, gemäss Artikel 10 der Geschäftsordnung des Parteitages. 
	 
	 
	  
	TRAKTANDUM 3:  PROTOKOLL DES PARTEITAGES VOM 25. OKTOBER 2025 
	Genehmigung des Beschluss-Protokolls des Parteitages vom 25. Oktober 2025 in Sursee. 
	Das Protokoll des Parteitags kann auf der Homepage  eingesehen und heruntergeladen werden. 
	www.spschweiz.ch/biel2026

	 
	  
	TRAKTANDUM 9:  POSITIONSPAPIER DER SP SCHWEIZ 
	WUCHERMIETEN STOPPEN, IMMOBILIENWIRTSCHAFT IN DEN DIENST DER MENSCHEN STELLEN! 
	Das Positionspapier «Wuchermieten stoppen, Immobilienwirtschaft in den Dienst der Menschen stellen!» liegt als separates Dokument vor. Unter  sind folgende zwei Papiere zu finden: 
	www.spschweiz.ch/biel2026

	• Arbeitspapier   mit allen Anträgen aus Frist 1  Zusammenstellung aller bis zum 9. Januar eingereichten Anträge inklusive der Stellung-nahmen des Präsidiums. 
	• Arbeitspapier   mit allen Anträgen aus Frist 1  Zusammenstellung aller bis zum 9. Januar eingereichten Anträge inklusive der Stellung-nahmen des Präsidiums. 
	• Arbeitspapier   mit allen Anträgen aus Frist 1  Zusammenstellung aller bis zum 9. Januar eingereichten Anträge inklusive der Stellung-nahmen des Präsidiums. 

	• Antragspapier: überarbeitete Fassung   
	• Antragspapier: überarbeitete Fassung   


	Die 14 angenommenen Anträge aus Antragsfrist wurden in diese Fassung eingearbeitet.  
	Die überarbeitete Fassung, das Antragspapier bildet die Grundlage für die Antragsfrist 2 vom 9. Februar 2026 (18.00 Uhr). 
	Die Bestimmungen und Grundsätze für Antragsteller:innen sind in einem separaten Merkblatt festgehalten und können dort entnommen werden. Zum Einreichen der Anträge unter  muss das separate Antragsformular heruntergeladen und einge-reicht werden. 
	www.spschweiz.ch/biel2026

	Antragsberechtigte Kapitel: Es sind nur Kapitel 3, 4 und 5 «strategische Schwerpunkte» antrags-berechtigt. 
	Schlussdokument: Die definitive Fassung mit den Anträgen an den Parteitag aus der zweiten Frist wird am Freitag, 20. Februar 2026, 18.00 Uhr, auf der Website der SP Schweiz aufgeschal-tet und bildet die Grundlage für die Diskussion des Parteitags. 
	Wichtig: Am Parteitag werden keine ausgedruckten Dokumente verteilt. Bitte ausdrucken, wenn ein Papierexemplar gewünscht wird. 
	  
	TRAKTANDUM 10:  GENEHMIGUNG BERICHTE 
	EVALUATION DER STATUTENREFORM 2021 (STRUKTURREFORM) 
	verabschiedet vom Präsidium der SP Schweiz vom 14. Januar 2026 zu Handen des Parteitags vom 28. Februar 2026 
	 
	1. Einleitung  
	Am Parteitag in St. Gallen vom 28. August 2021 – dessen Diskussion aus zeitlichen Gründen am digitalen Parteitag vom 5. Februar 2022 in Genf fortgesetzt und abgeschlossen werden musste – hat die SP Schweiz eine umfassende Statutenreform («Strukturreform») verabschiedet. Diese stand unter dem Titel «Die SP der Zukunft gestalten – wir schaffen die organisatorischen Grund-lagen dafür!» 
	Mit dieser Reform sollten insbesondere drei Ziele erreicht werden: 
	1. Stärkung der Verantwortung und Mitbestimmung: Entscheidungen sollen von jenen getroffen werden, die anschliessend auch die Verantwortung dafür tragen. Die Kantonal-parteien sollen deshalb stärker in die Formulierung der nationalen Politik eingebunden werden. 
	1. Stärkung der Verantwortung und Mitbestimmung: Entscheidungen sollen von jenen getroffen werden, die anschliessend auch die Verantwortung dafür tragen. Die Kantonal-parteien sollen deshalb stärker in die Formulierung der nationalen Politik eingebunden werden. 
	1. Stärkung der Verantwortung und Mitbestimmung: Entscheidungen sollen von jenen getroffen werden, die anschliessend auch die Verantwortung dafür tragen. Die Kantonal-parteien sollen deshalb stärker in die Formulierung der nationalen Politik eingebunden werden. 

	2. Bessere vertikale Integration der Politik: Die Politik der SP Schweiz soll über die neuen Themenkommissionen vertikal besser vernetzt und abgestimmt werden. 
	2. Bessere vertikale Integration der Politik: Die Politik der SP Schweiz soll über die neuen Themenkommissionen vertikal besser vernetzt und abgestimmt werden. 

	3. Öffnung der nationalen Partei für die Basis: Die nationale Partei soll sich gegenüber der Basis weiter öffnen – über Arbeitsgruppen, Foren, Themenkommissionen sowie über den Parteitag, der neu zweimal jährlich tagt. 
	3. Öffnung der nationalen Partei für die Basis: Die nationale Partei soll sich gegenüber der Basis weiter öffnen – über Arbeitsgruppen, Foren, Themenkommissionen sowie über den Parteitag, der neu zweimal jährlich tagt. 


	 
	Gleichzeitig nahmen die Delegierten am Parteitag in St. Gallen den Antrag von Ursula Funk et al. an. Dieser verlangte, dass die neuen Strukturen nach vier Jahren auf ihre Wirksamkeit hin evalu-iert werden. Besonders geprüft werden sollten dabei der Parteirat, die Themenkommissionen so-wie die Foren. 
	1

	1 1 Am Parteitag in St. Gallen vom 28. August 2021 wurde folgender Antrag eingereicht:  
	1 1 Am Parteitag in St. Gallen vom 28. August 2021 wurde folgender Antrag eingereicht:  
	A-98: Ursula Funk, Pascale Michel, Laurie Willomet, Alina Oppikofer, Onaï Reymond, Virginia Köpfli und Marilena Corti, Aurélie Friedli und Leandra Bias, SP Frauen* Schweiz: «Das Präsidium evaluiert nach vier Jahren die neuen Statuten auf ihre Wirksamkeit. Insbesondere sind der Parteirat, die Themenkommissionen und die Foren zu prüfen. Die Ergebnisse der Evaluation werden an einem Parteitag vorgestellt.” 
	Die folgende modifizierte Formulierung der damaligen Geschäftsleitung wurde von den Delegierten verabschiedet: «Die Geschäftsleitung hält diesen Antrag für sehr sinnvoll. Wir würden den Text jedoch nicht in die Statuten schrei-ben, sondern als Antrag des Parteitags zur Annahme empfehlen und entsprechend im Protokoll verbindlich festhal-ten.» 

	  
	Die damalige Geschäftsleitung empfahl, den Antrag nicht in die Statuten aufzunehmen, sondern ihn als verbindlichen Parteitagsauftrag im Protokoll festzuhalten. Mit dem vorliegenden Bericht wird dieser Auftrag erfüllt. Der Bericht präsentiert die Ergebnisse der Evaluation, fasst die wichtigs-ten Erkenntnisse der letzten vier Jahre zusammen und formuliert Empfehlungen für die Weiterent-wicklung der Parteistrukturen der SP Schweiz. 
	2. Parteirat 
	Mit der Strukturreform von 2021 wurde der Parteirat als neues strategisches Organ der SP Schweiz geschaffen. Die damalige Geschäftsleitung sowie die damalige Koordinationskonferenz wurden durch dieses Gremium ersetzt, das sowohl als Vertretung der Organe und weiterer Grup-pen innerhalb der Partei als auch als Vertretung der Kantonalparteien und grösseren Stadtparteien fungieren sollte. Zusätzlich gehören dem Gremium zehn vom Parteitag frei gewählte Mitglieder an. Zudem wurden dem Parteirat auch einzelne Auf
	Der Parteirat wurde als breites und repräsentatives «Parlament» der Partei konzipiert, um die ver-schiedenen Ebenen und Strukturen der SP verbindlich in die strategische Politikformulierung ein-zubeziehen. 
	Bereits am Parteitag vom 28. August 2021 in St. Gallen wurde der Parteirat intensiv diskutiert. Zahlreiche Änderungsanträge wurden gestellt, bevor das neue Modell schliesslich angenommen wurde. Die konstituierende Sitzung des Parteirats fand am 25. März 2022 statt. Seither tagt der Parteirat in der Regel viermal jährlich, ergänzt durch etwa eine ausserordentliche Sitzung pro Jahr. 
	Im Jahr 2024 wurde eine interne Umfrage zur Funktionsweise des Parteirats durchgeführt; die Ergebnisse wurden an der Sitzung im Juni 2024 vorgestellt (). Die Auswertung zeigte Verbesserungsbedarf in folgenden Punkten: 
	siehe Bericht

	• Eine weit verbreitete Unzufriedenheit mit der Zusammensetzung des Gremiums, verbun-den mit einer geringen Beteiligung an den Sitzungen und einer noch geringeren aktiven Mitwirkung (Redebeiträge, Anträge). 
	• Eine weit verbreitete Unzufriedenheit mit der Zusammensetzung des Gremiums, verbun-den mit einer geringen Beteiligung an den Sitzungen und einer noch geringeren aktiven Mitwirkung (Redebeiträge, Anträge). 
	• Eine weit verbreitete Unzufriedenheit mit der Zusammensetzung des Gremiums, verbun-den mit einer geringen Beteiligung an den Sitzungen und einer noch geringeren aktiven Mitwirkung (Redebeiträge, Anträge). 

	• Der Wunsch nach mehr Zeit und Raum für strategische Debatten und die Entwicklung neuer Ideen, insbesondere zur mittel- bis langfristigen politischen Ausrichtung der SP. Der Parteirat wird teilweise als zu passiv gegenüber der Parteiführung und dem Sekretariat wahrgenommen. 
	• Der Wunsch nach mehr Zeit und Raum für strategische Debatten und die Entwicklung neuer Ideen, insbesondere zur mittel- bis langfristigen politischen Ausrichtung der SP. Der Parteirat wird teilweise als zu passiv gegenüber der Parteiführung und dem Sekretariat wahrgenommen. 

	• Die Wahrnehmung des Parteirats als «Abnickgremium» oder Resonanzkammer des Präsi-diums und der Fraktion, deren Einfluss als übermässig stark eingeschätzt wird. Der tatsäch-liche politische Einfluss des Parteirats wird entsprechend als gering bewertet. 
	• Die Wahrnehmung des Parteirats als «Abnickgremium» oder Resonanzkammer des Präsi-diums und der Fraktion, deren Einfluss als übermässig stark eingeschätzt wird. Der tatsäch-liche politische Einfluss des Parteirats wird entsprechend als gering bewertet. 


	 
	Als Reaktion auf diese Ergebnisse setzte der Parteirat im Jahr 2024 die Arbeitsgruppe «Weiterent-wicklung des Parteirats» ein. Diese präsentierte ihre Resultate und Empfehlungen im November 2024 (). Sie kam zum Schluss, dass eine umfassendere Evaluation, einschliesslich der Prüfung möglicher statutarischer Änderungen, notwendig sei. 
	siehe Bericht

	Daraufhin hat das Präsidium ein zweistufiges Konsultationsverfahren gestartet mit konkreten sta-tutarischen Verbesserungsvorschlägen. Die erste Vernehmlassung wurde im Juni 2025, die zweite im November 2025 abgeschlossen und im Parteirat diskutiert (siehe  und ). 
	Bericht zu Vernehmlassung 1
	Bericht zur Vernehmlassung 2

	In beiden Phasen wurden relevante Akteur:innen der Partei konsultiert: die Kantonalparteien, die zehn grössten Stadtparteien, die Organe der SP Schweiz, einschliesslich der JUSO, die Themen-kommissionen, die Reformplattform, die aktuellen Mitglieder des Parteirats sowie die Geschäfts-prüfungskommission (GPK). 
	Zur Diskussion standen verschiedene Modelle – von grundlegenden Statutenreformen, wie der Ersetzung des Parteirats durch einen zusätzlichen Parteitag oder eine Stärkung des Gremiums zu einer Präsidialkonferenz, bis hin zu punktuellen Anpassungen, die nur teilweise statutarischer Na-tur gewesen wären. 
	Die beiden Vernehmlassungsrunden zeigten, dass die bestehenden Probleme des Parteirats breit anerkannt werden. Gleichzeitig konnte jedoch keine tragfähige Mehrheit für eine der verschiede-nen diskutierten Reformoptionen gefunden werden. Während ein breiter Konsens über den Ver-besserungsbedarf in Bezug auf Fokus, Vorbereitung der Geschäfte und Rolle der Leitung besteht, gehen die Einschätzungen zu Tempo, Umfang und Richtung möglicher statutarischer Anpassun-gen deutlich auseinander. 
	Vor diesem Hintergrund diskutierte der Parteirat an seiner Sitzung vom 28. November 2025 in Bern die Ergebnisse der zweiten Vernehmlassung sowie die möglichen nächsten Schritte vertieft. Dabei stand insbesondere zur Debatte, ob dem Parteitag vom Februar 2026 eine Statutenrevision – und falls ja, in welcher Variante – unterbreitet oder eine solche auf einen späteren Zeitpunkt verschoben werden soll. 
	Der Parteirat entschied mit nur einer Enthaltung, auf eine Statutenrevision im Jahr 2026 zu ver-zichten. Stattdessen soll der Parteirat innerhalb des bestehenden statutarischen Rahmens weiter-entwickelt und gestärkt werden. Ausschlaggebend für diesen Entscheid war insbesondere die Einschätzung, dass zum jetzigen Zeitpunkt kein ausreichend breiter Konsens darüber besteht, in welche Richtung der Parteirat statutarisch angepasst werden sollte. Eine Revision wird zudem als verfrüht erachtet, der Parteirat will 
	Gleichzeitig anerkennt der Parteirat ausdrücklich die bestehenden Schwächen. Um den begon-nenen Verbesserungsprozess weiterzuführen, beschloss er die erneute Einsetzung einer Arbeits-gruppe, welche die Weiterentwicklung des Parteirats begleitet und dabei auch mögliche Anpas-sungen auf Reglementsebene prüft. 
	Als Fazit lässt sich festhalten, dass die mit der Statutenrevision 2021 angestrebten Ziele im Bereich des Parteirats nur punktuell erreicht wurden.  
	  
	3. Themenkommissionen 
	Im Nachgang zur Statutenrevision von 2021 hat die SP Schweiz die Themenkommissionen (ehe-mals Fachkommissionen) neu ausgerichtet und deren Rolle aufgewertet. Gemäss den Statuten, Artikel 21, entwickeln die Themenkommissionen «das themenspezifische Wissen und koordinie-ren und unterstützen die Politik der SP in den wesentlichen politischen Themenfeldern auf natio-naler, kantonaler und kommunaler Ebene». Die Themenkommissionen arbeiten eng mit der Frak-tion zusammen und haben eine beratende Funktion und Rolle
	Seit dieser Neuausrichtung sind zwölf Kommissionen mit vom Parteirat gewählten Präsidien (in der Regel Co-Präsidien, bestehend aus einer oder einem Vertreter:in des Bundesparlaments und einer oder einem Vertreter:in eines kantonalen oder kommunalen politischen Gremiums) in fol-genden Themenbereichen aktiv: 
	• Aussenpolitik 
	• Aussenpolitik 
	• Aussenpolitik 

	• Frieden und Sicherheit 
	• Frieden und Sicherheit 

	• Landwirtschaftspolitik 
	• Landwirtschaftspolitik 

	• Migration und Integration 
	• Migration und Integration 

	• Netz- und Datenpolitik 
	• Netz- und Datenpolitik 

	• Soziale Gerechtigkeit und Gesundheit 
	• Soziale Gerechtigkeit und Gesundheit 

	• Umwelt, Energie und Raumplanung 
	• Umwelt, Energie und Raumplanung 

	• Verkehr und Kommunikation 
	• Verkehr und Kommunikation 

	• Wirtschaft und Finanzen 
	• Wirtschaft und Finanzen 

	• Wissenschaft, Bildung und Kultur 
	• Wissenschaft, Bildung und Kultur 

	• Wohn- und Bodenpolitik 
	• Wohn- und Bodenpolitik 

	• Demokratisierung der Demokratie (neu gegründet am Parteirat vom September 2025) 
	• Demokratisierung der Demokratie (neu gegründet am Parteirat vom September 2025) 


	 
	Die Themenkommissionen sind aktiv und weisen eine gute Beteiligung auf. In den vergangenen Jahren haben sie verschiedene Positionspapiere erarbeitet, unter anderem zur Neutralität, zur Fi-nanzpolitik und zum Instrument der Schuldenbremse sowie zur Regulierung von KI-Systemen. Darüber hinaus beteiligen sich die Themenkommissionen regelmässig an Vernehmlassungen, ar-beiten mit der Fraktion zusammen und organisieren vertiefte Diskussionen mit externen Expert:in-nen und Gästen. Weitere Informationen finden sich
	«Bericht zu den Themenkommissionen der SP Schweiz 2023–2024».

	Im Austausch mit den Präsidien der Themenkommissionen hat sich gezeigt, dass die Bedürfnisse der Kommissionen je nach Thema und interner Zusammensetzung sehr unterschiedlich sind. Auf die ursprünglich angedachte, weitere Vereinheitlichung der Arbeitsweise der Themenkommissio-nen wurde deshalb in Absprache mit den Präsidien verzichtet.  
	  
	Ein Bereich mit Verbesserungspotenzial liegt in der Ausgestaltung der Rolle der Themenkommis-sionen gegenüber dem Parteirat sowie in der Zusammenarbeit mit der Fraktion. Dieser Punkt wurde auch in den Rückmeldungen zu den Vernehmlassungen 1 und 2 zum Parteirat sowie be-reits in der vorausgegangenen Umfrage hervorgehoben. Dennoch gilt – wie auch im Fall des Parteirats selbst –, dass es für statutarische Anpassungen noch zu früh ist. Es empfiehlt sich, den Strukturen im geltenden statutarischen Rahmen mehr Ze
	4. Foren 
	Die Foren sind im Rahmen der Strukturreform als neue Form innerparteilicher Zusammenarbeit eingeführt worden. Sie können sowohl thematisch als auch entlang politischer Strömungen  aus-gerichtet werden. Nach Erfüllung der in den Statuten festgelegten Kriterien erhalten sie ein Stimm-recht im Parteirat und damit auch eine indirekte Beteiligung am Parteitag. 
	Gemäss Statuten, Artikel 22: «Die Foren widmen sich im Rahmen einer offenen, selbstorganisier-ten Form bestimmten Themen und Interessenbereichen innerhalb der SP.» 
	a) Der Parteirat entscheidet über die Zulassung eines Forums auf Antrag einer Arbeits-gruppe. Dazu müssen folgende Voraussetzungen kumulativ erfüllt sein: Ziel, Zweck und Aktivitäten müssen den Werten und Zielen der SP Schweiz entsprechen. 
	a) Der Parteirat entscheidet über die Zulassung eines Forums auf Antrag einer Arbeits-gruppe. Dazu müssen folgende Voraussetzungen kumulativ erfüllt sein: Ziel, Zweck und Aktivitäten müssen den Werten und Zielen der SP Schweiz entsprechen. 
	a) Der Parteirat entscheidet über die Zulassung eines Forums auf Antrag einer Arbeits-gruppe. Dazu müssen folgende Voraussetzungen kumulativ erfüllt sein: Ziel, Zweck und Aktivitäten müssen den Werten und Zielen der SP Schweiz entsprechen. 

	b) Es muss vorher während mindestens zwei Jahren eine aktive Arbeitsgruppe bestanden haben. 
	b) Es muss vorher während mindestens zwei Jahren eine aktive Arbeitsgruppe bestanden haben. 

	c) Diese Arbeitsgruppe muss zum Zeitpunkt des Antrags auf Zulassung als Forum mindes-tens 500 Mitglieder der SP Schweiz vereinigen, die aus mindestens sechs Kantonalpar-teien stammen. Mitglieder des Forums, die nicht Mitglieder der SP sind, werden mit Faktor 0,5 und maximal zu 25 % der Gesamtsumme gezählt. 
	c) Diese Arbeitsgruppe muss zum Zeitpunkt des Antrags auf Zulassung als Forum mindes-tens 500 Mitglieder der SP Schweiz vereinigen, die aus mindestens sechs Kantonalpar-teien stammen. Mitglieder des Forums, die nicht Mitglieder der SP sind, werden mit Faktor 0,5 und maximal zu 25 % der Gesamtsumme gezählt. 

	d) Es darf nicht bereits ein anderes Forum oder eine Themenkommission mit dem gleichen Inhalt bestehen. 
	d) Es darf nicht bereits ein anderes Forum oder eine Themenkommission mit dem gleichen Inhalt bestehen. 


	 
	Seit Einführung dieser Möglichkeit hat sich mit der „Reformplattform. Sozialliberal in der SP Schweiz“ ein Forum gebildet, das als anerkanntes Forum im Parteirat vertreten und damit auch am Parteitag stimmberechtigt ist. Insgesamt lässt sich festhalten, dass die mit der Statutenrevision verfolgten Ziele in diesem Bereich erreicht wurden: Die Schaffung einer klar geregelten, aber of-fenen Struktur zur Bildung von Foren hat sich als sinnvoll erwiesen. Es bestehen keine Hinweise auf statutarische Anpassungsbed
	  
	5. Fazit und weiteres Vorgehen 
	Die Strukturreform verfolgte das Ziel, die Basis stärker einzubeziehen, die politische Debatte zu vertiefen und die Wirkung der Politik der SP auf allen Staatsebenen zu stärken. Sie stand auf zwei Säulen: Einerseits wurde eine neue, klarere Struktur der Parteigremien geschaffen – bestehend aus Parteitag, Parteirat und Präsidium. Andererseits wurde die inhaltliche Arbeit durch neu ausge-richtete Themenkommissionen, neu geschaffene Foren sowie die in den Statuten verankerten Ar-beitsgruppen gestärkt. 
	Fast vier Jahre nach dem Inkrafttreten der Strukturreform 2021 lässt sich festhalten, dass die Ziele der Statutenreform nur teilweise erreicht wurden. Die neu geschaffenen Gremien – Parteirat, The-menkommissionen und Foren – funktionieren in ihrer Grundstruktur, weisen jedoch Verbesse-rungspotenzial auf. Dieses betrifft insbesondere die Arbeitsweise, die Entscheidfindung sowie die politische Funktion des Parteirats. 
	Eine erneute Statutenrevision wird frühestens ab 2028, nach dem Wahljahr 2027, in Angriff ge-nommen. Bis dahin sollen die bestehenden Strukturen konsolidiert, weiterentwickelt und so ge-stärkt werden, dass eine künftige Revision auf einer breiten politischen und organisatorischen Ab-stützung aufbauen kann. 
	 
	  
	TRAKTANDUM 11:  STATUTARISCHE GESCHÄFTE 
	BUDGET 2026 
	  
	 Rechnung2024Budget2025Budget2026BetriebsertragBeiträge2’315’041     2’318’450     2’450’950     1)Mitgliederbeiträge2’055’717     2’068’450     2’200’950     Solidaritätsbeiträge259’324        250’000        250’000        Finanzbeschaffung 4’236’038     3’442’752     3’887’409     2)Mitgliederspenden800’000        795’000        835’000        Freie Spenden1’794’464     1’874’552     1’958’399     Übrige Spenden1’641’573     773’200        1’094’010     Verkaufserlös 358’763        201’300        224’100 
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	Rechnung2024Budget2025Budget2026Publikationen -525’823       -565’843       -591’107       24)Personal- u. Anteil GK-313’105       -330’503       -367’317       links-78’043         -99’030         -93’680         socialistes-30’764         -40’980         -34’480         ps.ch-35’358         -36’630         -36’630         Jahresbericht-9’305            -4’500            -4’600            direkt-magazin-59’248         -54’200         -54’400         Kampagnen & Kommunikation-848’514       -672’900       -8
	  
	Kommentar zum Budget 2026 
	Das Budget 2026 beinhaltet sämtliche Aufwendungen und Erträge der SP Schweiz und ist aus-geglichen. 
	1. Beiträge 
	1. Beiträge 
	1. Beiträge 


	Die Berechnung der Mitgliederbeiträge basiert auf dem Mitgliederbestand per Anfang 2025 und berücksichtigt einen leichten Anstieg, der sich per August 2025 abzeichnet. Die Beiträge werden durch die Kantonalparteien zuverlässig in den vorgegebenen Zahlungsfristen überwiesen. Die Skonto-Gutschriften an die Kantonalparteien werden entsprechend der effektiven Gutschriften der Vorjahre budgetiert. 
	2. Finanzbeschaffung 
	2. Finanzbeschaffung 
	2. Finanzbeschaffung 


	Die Mitgliederspenden werden ebenso wie die freien Spenden (Gönnerinnen und Gönner) netto ausgewiesen. Die Budgetierung der Spenden erfolgt unter Berücksichtigung der effektiven Er-träge der vergangenen Jahre.  
	In dieser Position sind die Erträge aus dem Public Fundraising mit den Spendenmailings und den Spenden der Gruppe 2027 sowie unter übrige Spenden die Einnahmen aus den E-Fundraising-Kampagnen, dem Spendenaufruf an die Empfängerinnen und Empfänger von links und socialis-tes sowie an die Mitglieder der SP Frauen und von SP60+ enthalten. 
	Die Gesamterträge sind insbesondere aufgrund der zu erwartenden Abstimmungen und Kampag-nen höher eingesetzt als 2025. Im Jahr 2026 werden die Stimmberechtigten unter anderem über die beiden SP-Initiativen Klimafond wie auch die Kita-Initiative befinden können. Zusätzlich wird die SP sich stark einbringen gegen die SVP-Halbierungsinitiative und die SVP-Kündigungsinitia-tive. 
	3. Verkaufserlös 
	3. Verkaufserlös 
	3. Verkaufserlös 


	Die Erlöse aus dem Verkauf von Inseraten/Beilagen/Publikationen sowie die Beteiligung der Kan-tonalparteien und Sektionen an der Durchführung von kantonalen und lokalen Basiskampagnen sowie Einnahmen aus geplanten Veranstaltungen und den Ertrag aus Dienstleistungen sind leicht tiefer eingesetzt als im Vorjahr, unter anderem weil in wenigen bevölkerungsstarken Kantonen Wahlen stattfinden. Die Kampagne der SP Frauen zu 30 Jahre Gleichstellung beinhaltet den Ver-kauf von Sonnenbroschen. Dies führt zu einem gep
	4. Übriger Ertrag 
	4. Übriger Ertrag 
	4. Übriger Ertrag 


	Die Position beinhaltet Unterstützungsbeiträge von Standortgemeinden und -kantonen an Apéros der Parteitage sowie die Kostenbeteiligungen für die Teilnahme am Fest anlässlich des zweitägi-gen Parteitags und Teilnahmegebühren weiterer Veranstaltungen. Die Abgeltung der Fraktion an die Gemeinkosten sowie die Leistungen des Generalsekretariats liegt leicht unter dem Budget 2025.  
	  
	5. Veränderung Rückstellungen 
	5. Veränderung Rückstellungen 
	5. Veränderung Rückstellungen 


	Im Budget 2026 ist die Auflösung von bestehenden Rückstellungen im Umfang von total rund 505 000 Franken geplant. Gleichzeitig werden Rückstellungen im Umfang von rund 137 000 Franken gebildet: 
	• Im Umfang von rund 376 000 Franken werden Rückstellungen zugunsten von Referen-den/Initiativen und Kampagnen aufgelöst, unter anderem für die SP-Initiativen Klimafond und Kita-Initiative.  
	• Im Umfang von rund 376 000 Franken werden Rückstellungen zugunsten von Referen-den/Initiativen und Kampagnen aufgelöst, unter anderem für die SP-Initiativen Klimafond und Kita-Initiative.  
	• Im Umfang von rund 376 000 Franken werden Rückstellungen zugunsten von Referen-den/Initiativen und Kampagnen aufgelöst, unter anderem für die SP-Initiativen Klimafond und Kita-Initiative.  

	• Zur Deckung der Abschreibungen aus den Investitionen in die Fundraising-Datenbank, in das erweiterte Basiskampagnen-Tool zur Verwaltung der Freiwilligeneinsätze sowie für die Weiterentwicklung des Fundraisings werden Rückstellungen von rund 82 000 Franken aufgelöst. 
	• Zur Deckung der Abschreibungen aus den Investitionen in die Fundraising-Datenbank, in das erweiterte Basiskampagnen-Tool zur Verwaltung der Freiwilligeneinsätze sowie für die Weiterentwicklung des Fundraisings werden Rückstellungen von rund 82 000 Franken aufgelöst. 

	• Weiter werden Rückstellungen für eine zusätzliche Anstellung der SP Frauen im Umfang von 47 000 Franken aufgelöst. 
	• Weiter werden Rückstellungen für eine zusätzliche Anstellung der SP Frauen im Umfang von 47 000 Franken aufgelöst. 

	• Aus den jährliche Unterstützungsbeiträgen der Raiffeisen Schweiz und der Mobiliar Versi-cherung werden Rückstellungen von rund 85 000 Franken geäufnet. Dies erfolgt entspre-chend dem Beschluss der Delegiertenversammlung vom Dezember 2012 in Thun. Die ge-plante Verwendung der Spenden von genossenschaftlich organisierten Unternehmen wird im Budget bzw. Finanzplan berücksichtigt, entsprechend ausgewiesen und kommentiert. Im Budget 2026 ist die Auflösung von 164 000 Franken aus diesen Rückstellungen ge-plant.
	• Aus den jährliche Unterstützungsbeiträgen der Raiffeisen Schweiz und der Mobiliar Versi-cherung werden Rückstellungen von rund 85 000 Franken geäufnet. Dies erfolgt entspre-chend dem Beschluss der Delegiertenversammlung vom Dezember 2012 in Thun. Die ge-plante Verwendung der Spenden von genossenschaftlich organisierten Unternehmen wird im Budget bzw. Finanzplan berücksichtigt, entsprechend ausgewiesen und kommentiert. Im Budget 2026 ist die Auflösung von 164 000 Franken aus diesen Rückstellungen ge-plant.

	• Zugunsten von Fundraising-Projekten ist die Bildung von Rückstellungen im Umfang von rund 52 000 Franken vorgesehen. 
	• Zugunsten von Fundraising-Projekten ist die Bildung von Rückstellungen im Umfang von rund 52 000 Franken vorgesehen. 


	 
	Im Personalaufwand ist die Äufnung einer Rückstellung im Sinne einer Arbeitgeberbeitragsre-serve gemäss Beschluss des Präsidiums berücksichtigt. 
	6. Produktions- und Warenaufwand 
	6. Produktions- und Warenaufwand 
	6. Produktions- und Warenaufwand 


	Die Produktionskosten Medien, d.h. für das links, socialistes und ps.ch sowie die Abstimmungs-zeitungen, sind leicht höher geplant als 2025. Dies insbesondere aufgrund höherer Auflagen und eines zusätzlichen Splittings beim links. 
	Die Kosten für Mailings beinhalten die Aufwendungen für das Spendenmailing an die Empfänge-rinnen und Empfänger von links und socialistes und an die SP Frauen sowie für Mailings im Rah-men von Kampagnen. Letztere sind gegenüber 2025 höher eingesetzt. 
	Die neuen Fundraisingprojekte enthalten u.a. die Aufwendungen für Massnahmen im Zusammen-hang mit dem Testament-Ratgeber sowie für Projekte zur Weiterentwicklung des Fund-raisings. Die Aufwendungen werden 2026 durch bestehende Rückstellungen gedeckt. 
	Im Warenaufwand ist der Kauf der Materialien zur Kampagne der SP Frauen zu 30 Jahren Gleich-stellung berücksichtigt. 
	  
	7. Bezogene Dienstleistungen 
	7. Bezogene Dienstleistungen 
	7. Bezogene Dienstleistungen 


	Die Aufwände umfassen unter anderem Agenturhonorare im Rahmen von Kampagnen und Pro-jekten, Honorare für Bildungsprojekte sowie für Layout und Lektorat der Publikationen. Überset-zungen beinhalten Drittleistungen und Simultanübersetzungen für die Parteitage sowie Konferen-zen und Anlässe der Organe. Zudem auch die Übersetzung in Gebärdensprache anlässlich der Parteitage sowie für Webseiten-Inhalte in Gebärdensprache und Einfacher Sprache. 
	Die Honorare Dritter sind mit rund 437 000 Franken höher als 2025 geplant. Insbesondere im Bereich Kampagnen sind die Honorare Dritter aufgrund der anstehenden Abstimmungen und Projekte höher eingesetzt als im Vorjahr. Das Budget für Übersetzungen ist gegenüber 2025 leicht tiefer eingesetzt. 
	8. Personalaufwand und Sozialversicherungsaufwand 
	8. Personalaufwand und Sozialversicherungsaufwand 
	8. Personalaufwand und Sozialversicherungsaufwand 


	Der Gesamtstellenetat (exkl. Fraktion) liegt mit 3 250% leicht unter dem Budget 2025 (Vorjahr: 3288% inkl. Praktika; 3 870% inkl. Fraktion, Vorjahr 3 952%). Die Personalkosten 2026 (exkl. Frak-tion) bleiben mit total rund 4.3 Mio. Franken unverändert. Für 2026 ist ein Teuerungsausgleich von 0.5% berücksichtigt. 
	Rund 250 Stellenprozent sind befristete Anstellungen. Die unbefristeten Stellenprozente sinken gegenüber dem Vorjahr von rund 3 120% auf rund 3 000%. 
	Ergänzend zur Arbeitgeberbeitragsreserve bei der Pensionskasse wird eine Rückstellung mit demselben Zweck geäufnet. Die Rücklage beträgt für 2026 30 000 Franken. 
	Die Veränderung der Stellenprozente gegenüber dem Vorjahr ist in den Erläuterungen zu den einzelnen Bereichen ausgeführt.  
	9. Übriger Personalaufwand 
	9. Übriger Personalaufwand 
	9. Übriger Personalaufwand 


	Der übrige Personalaufwand ist gegenüber dem Budget 2025 leicht tiefer. 
	10. Raumaufwand 
	10. Raumaufwand 
	10. Raumaufwand 


	Das Budget für Raumaufwand sinkt gegenüber 2025 leicht. Es beinhaltet weiterhin die Miete der Büroräume des Zentralsekretariats, eines zusätzlichen Raums für das Videostudio (u.a. für Pro-duktion Meyer:Wermuth ab Juni 2022) sowie die Miete externer Räume für Veranstaltungen. Letz-tere sind für 2026 tiefer eingesetzt. 
	11. Unterhalt, Reparaturen, Leasing 
	11. Unterhalt, Reparaturen, Leasing 
	11. Unterhalt, Reparaturen, Leasing 


	Diese Position beinhaltet u.a. die Miete für die Technik verschiedener Anlässe. Berücksichtigt sind zwei Parteitage (je ein ein- und ein zweitägiger; im 2025 waren es zwei eintägige), die Sitzungen des Parteirats sowie Bildungsveranstaltungen und die Versammlungen und Veranstaltungen der Organe. 
	  
	12. Verwaltungsaufwand 
	12. Verwaltungsaufwand 
	12. Verwaltungsaufwand 


	Die Summe Verwaltungsaufwand für 2026 liegt mit rund 555 000 Franken über dem Budget 2025. Insbesondere die Aufwände für Drucksachen, Porti sowie Honorare für übrige Dienstleis-tungen fallen im Bereich Kampagnen aufgrund der anstehenden Abstimmungen und Projekte gegenüber dem Vorjahr höher aus. 
	13. Informatikaufwand 
	13. Informatikaufwand 
	13. Informatikaufwand 


	Der Informatikaufwand (Lizenzen/Dienstleistungen und Wartung) ist mit rund 147 000 Franken gegenüber 2025 leicht höher budgetiert. Höher eingesetzt sind insbesondere die Aufwände für Lizenzen/Dienstleistungen. 
	14. Werbeaufwand 
	14. Werbeaufwand 
	14. Werbeaufwand 


	Im Werbeaufwand sind insbesondere die voraussichtlichen Kosten für Inserate- und Plakatekam-pagnen sowie für Online-Kampagnen für Abstimmungen, Referenden und Initiativen enthalten. Dazu gehören auch Social Media-Kampagnen. Gegenüber 2025 sind  die Aufwände wieder höher budgetiert. Grund dafür sind ebenfalls die Abstimmungskampagnen und Projekte im 2026. 
	15. Übriger Parteiaufwand 
	15. Übriger Parteiaufwand 
	15. Übriger Parteiaufwand 


	Der übrige Parteiaufwand ist gegenüber 2025 mit rund 484 000 Franken höher. 
	Die Ausschüttung an die Kantonalparteien als Beteiligung am Fundraising der SP Schweiz ist auf-grund der budgetierten Fundraisingeinnahmen erfreulicherweise unverändert mit dem Maximal-betrag berücksichtigt. Die Ende 2019 verabschiedeten Reglemente über die Beteiligung der Kan-tonalparteien am Fundraising der SP Schweiz dienen als Grundlage für die Berechnung. Die ef-fektive Beteiligung wird sich nach den tatsächlichen Nettoeinnahmen des Fundraisings im Jahr 2026 richten. 
	Die Beiträge an Organisationen, welche u.a. Kampagnenbeiträge an Komitees und Trägervereine umfassen, sind gegenüber 2025 leicht höher eingesetzt. 
	Der übrige Veranstaltungsaufwand fällt 2026 höher aus als 2025. Er beinhaltet die Kosten für Apéros, Verpflegung und diverse Aufwände im Rahmen der Parteitage, des Parteirats, des Präsi-diums sowie von Kommissionen und von Bildungsveranstaltungen. Insbesondere die Durchfüh-rung eines zweitägigen Parteitags mit einem Fest sowie geplante Veranstaltungen der SP Frauen führen zu Mehrkosten in dieser Position.  
	Für die Kontaktpflege mit ausländischen Schwesterparteien ist 2026 ein Budget analog der Vor-jahre eingesetzt. 
	16. Abschreibungen 
	16. Abschreibungen 
	16. Abschreibungen 


	Die Abschreibungen für die inhouse betriebenen Systeme – Mitgliederdatenverwaltungssystem, Fundraising-Datenbank, Basiskampagnen-Tool – sinken gegenüber 2025. Dies aufgrund insge-samt tieferen Investitionen gegenüber 2025.  
	Kostenstellen 
	Die Kosten für Zentrale Dienste, d.h. Personalkosten Support und IT sowie Finanzen & Controlling und Personalwesen, Miete Büroräumlichkeiten, Unterhalt/Reparaturen/Ersatz Büromaterial und –mobiliar, Sachversicherungen und allgemeine Verwaltungskosten wie Fotokopien, Telefon, Porti sowie Informatikaufwendungen und Abschreibungen sind mit total 1 386 000 Franken gegenüber dem Vorjahr leicht tiefer. Rund 640 Stellenprozente (Vorjahr: 720) exkl. Lernende:r sind im Bereich Zentrale Dienste budgetiert. 10 Stellen
	Die Kosten der Zentralen Dienste werden im Verhältnis der Lohnkosten auf die Hauptkostenstel-len umgelegt. 
	17. Partei 
	17. Partei 
	17. Partei 


	Die Einnahmen sind basierend auf dem Mitgliederbestand per Anfang 2025 geplant und berück-sichtigen ein leichtes Wachstum im Mitgliederbestand. Die Mitgliederspenden sind im Verhältnis zum langjährigen Anteil am gesamten Sammelertrag ausgeschieden. Zur Planung des Fundrai-sing-Sammelertrags sind Details im Kommentar zur Finanzbeschaffung zu finden. 
	Die Kosten für die Zusammenkünfte der statutarischen Parteigremien entsprechen jenen der Vor-jahre, wobei im 2026 ein eintägiger und ein zweitägiger Parteitag geplant sind (2025: zwei eintä-gige Parteitage). Seit 2022 werden Mittel für Entwicklungsprojekte vorgesehen. Diese sind an der Schnittstelle zwischen Parteiarbeit, Bildung und Kommunikation angesiedelt. Sie sollen die SP stärken und explorative Projekte ermöglichen. Für 2026 sind dafür 100 000 Franken vorgesehen. Der Sachaufwand Präsidium berücksicht
	Die insgesamt rund 550 Stellenprozente im Bereich der Parteiarbeit (Vorjahr: 540) entsprechen ungefähr dem Vorjahr. Darin enthalten sind 30 Stellenprozente, welche befristet sind. 
	18. Bildung 
	18. Bildung 
	18. Bildung 


	Die Sachkosten sind 2026 höher als im Budgets 2025. 
	Die Sachkosten beinhalten Aufwendungen für die Durchführung von Bildungsmodulen für ver-schiedene Ansprechsgruppen: Mitarbeiter:innen von Kantonal- und Stadtparteien, Mitglieder mit Funktionen (parteiinterne Ämter sowie gewählte Behördenämter) sowie für Mitglieder/Interes-sierte. Im 2026 sind wiederum die Durchführung der kommunalpolitischen Tagung für Mitglieder in Behördenämtern in kleinen Gemeinden sowie die Unterstützung der sozialdemokratischen Städtekonferenz geplant. Geplant ist zudem die Funktionär:
	Die Bereiche parteiinterne Bildung und Basis arbeiten eng zusammen. Insgesamt sind im Budget 2026 370 Stellenprozente (Vorjahr 350) geplant, exkl Praktikum. 50 Stellenprozente davon sind befristet. 
	  
	19. SP60+ 
	19. SP60+ 
	19. SP60+ 


	Der Gesamtaufwand liegt im Rahmen des Vorjahresbudget. Im Budget sind weiterhin 40 Stellen-prozente, die Entschädigungen für die Gremien sowie Sachaufwendungen für Konferenzen, The-menanlässe und Kampagnen enthalten. 
	20. SP Migrant:innen 
	20. SP Migrant:innen 
	20. SP Migrant:innen 


	Wie 2025 sind 40 Stellenprozent (exkl. Anteil Praktikum) geplant. Der allgemeine Sachaufwand sowie der Sachaufwand und die Spesen für Präsidium und Geschäftsleitung bleiben unverändert. 
	21. JUSO 
	21. JUSO 
	21. JUSO 


	Gemäss Vereinbarung mit der JUSO trägt die SP Schweiz die Personalkosten für die Zentralsek-retärin der JUSO, einen Teil des Bruttolohns der JUSO-Präsidentin sowie die gesamten anteiligen Gemeinkosten der Mitarbeitenden der JUSO. Der reguläre Kampagnenbeitrag beträgt 25 000 Franken. 
	22. SP Frauen 
	22. SP Frauen 
	22. SP Frauen 


	Das Budget SP Frauen beinhaltet 100 Stellenprozente (Vorjahr: 60). 40 Stellenprozente sind be-fristetet für 2026 und bis Ende 2027. Die Kosten der befristeten Stellenprozente werden über Rückstellungen der SP Frauen gedeckt (47 000 Franken). Die anteiligen Gemeinkosten steigen durch die höheren Stellenprozente gegenüber dem Vorjahr. Der Aufwand Sachkosten, unter Be-rücksichtigung der Spendeneinnahmen ist in der Summe tiefer als im Vorjahr. 
	23. SP queer 
	23. SP queer 
	23. SP queer 


	Im 2026 sind unverändert 40 Stellenprozente geplant. Der allgemeine Sachaufwand sowie der Sachaufwand für Präsidium und Geschäftsleitung entsprechen dem Vorjahr. 
	24. Publikationen 
	24. Publikationen 
	24. Publikationen 


	Für Publikationen stehen geplante 210 Stellenprozente bereit (2025: 190%). Davon sind 10 Stel-lenprozente befristet. 
	Die Sachkosten der Publikationen links (6 Ausgaben), socialistes (4 Ausgaben) und ps.ch (4 Aus-gaben) entsprechen für 2026 dem Budget 2025. Das Mailing an die Empfänger:innen von links und socialistes, welches in der Vergangenheit jeweils einen Nettoertrag einbrachte, wird seit 2016 jährlich versandt und ist entsprechend der effektiven Erträge in den Vorjahren geplant. Der grafi-sche Relaunch wurde im 2025 umgesetzt. Diese Kosten entfallen 2026. Im Gegenzug ergeben sich höhere Kosten bei der Produktion insb
	Für das direkt-magazin sind Sachkosten von rund 54 000 Franken budgetiert, vor allem für online Werbekosten und externe Kolumnist:innen. Insgesamt entspricht das Sachkostenbudget jenem von 2025. 
	  
	25. Kampagnen & Kommunikation 
	25. Kampagnen & Kommunikation 
	25. Kampagnen & Kommunikation 


	Der Sachaufwand im Bereich Kampagnen umfasst die Aufwendungen für die Produktion von Ab-stimmungsmaterialien, die Koordination und Mitarbeit in Komitees und überparteilichen Bündnis-sen, die Konzeption und Umsetzung von Aktionen, die Planung und Realisierung von Paid-Media-Kampagnen und Online-Aktivitäten sowie die Publikation der Abstimmungszeitungen. 2026 sind drei Abstimmungszeitungen vorgesehen. 
	Im Bereich Kampagnen sind 2025 ohne Praktika rund 630 Stellenprozent (Vorjahr 690%) einge-plant. 80 Stellenprozente betreffen eine befristete Anstellung hinsichtlich der umfangreichen Kam-pagnen, welche 2026 anstehen, und zur Unterstützung während der Kampagne zu den eidgenös-sischen Wahlen 2027. 
	Im 2026 werden Abstimmungen zu Kernthemen der SP stattfinden. Die Stimmberechtigten stim-men über zwei wichtige SP-Initiativen ab: Die Klimafonds-Initiative ermöglicht Milliardeninvestitio-nen in erneuerbare Energien, Gebäudesanierungen und klimafreundliche Mobilität, um Netto-Null bis 2050 zu erreichen. Die Kita-Initiative schafft genügend bezahlbare Betreuungsplätze, stärkt die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und fördert so die Gleichstellung. Ausserdem gilt es, mit einer kraftvollen Gegenkampagne zu 
	Seit 2018 wird das E-Fundraising im Bereich Kampagnen & Kommunikation geführt. Im 2026 sind Nettoerträge aus dem E-Fundraising von rund 878 000 Franken geplant. Weitere Informationen zur Planung der E-Fundraising-Erträge sind im Kommentar zur Finanzbeschaffung und zur Kos-tenstelle Fundraising zu finden.  
	26. Basis 
	26. Basis 
	26. Basis 


	In dieser Kostenstellengruppe werden die Aufwände der Basiskampagnen – insbesondere die Unterstützung der Kantonalparteien und Sektionen bei kantonalen und lokalen Wahlen und Ab-stimmungen – abgebildet. 
	Im Bereich Basiskampagne sind auch Aktivitäten angesiedelt, welche dazu dienen, Bildungsan-gebote in Sektionen zu ermöglichen. Zusätzlich wird in diesem Bereich das Projekt «Sektionen stärken» vorangetrieben. Dabei stehen die Stärkung und der Know-How-Transfer für Sektionen im Zentrum.  
	Im Bereich Bildung und Basis zusammen sind im Budget 2026 370 Stellenprozente (Vorjahr 350) geplant, exkl. Praktikum. 50 Stellenprozente davon sind befristet.  
	Zur Deckung der Abschreibungen aus den Investitionen in das Basiskampagnen-Tool Avanti wer-den Rückstellungen von 30 000 Franken aufgelöst. 
	  
	27. Fundraising 
	27. Fundraising 
	27. Fundraising 


	Der netto ausgewiesene Ertrag aus Sammelaktionen sowie der Mitgliederspenden (Kostenstelle Partei) sowie die Einnahmen im E-Fundraising, welche im Bereich Kampagnen & Kommunikation ausgewiesen werden, sind basierend auf den effektiven Erträgen der vergangenen Jahre unter Berücksichtigung von Sondereffekten geplant. Die Erträge sind angesichts der im 2026 zur Ab-stimmung kommenden Vorlagen höher geplant als im 2025. 
	Im Fundraising sind insgesamt rund 270 Stellenprozente (Vorjahr 280%) geplant. 
	Die Ausschüttung an die Kantonalparteien als Beteiligung am Fundraising der SP Schweiz ist auf-grund der budgetierten Fundraisingeinnahmen mit dem Maximalbetrag berücksichtigt. Die effek-tive Beteiligung wird sich nach den tatsächlichen Nettoeinnahmen des Fundraisings 2026 richten. 
	Von den bestehenden Rückstellungen für Fundraisingprojekte werden 2026 rund 52 000 Fran-ken aufgelöst: zur Deckung der Abschreibungen aus der Investition in die neue Fundraising-Da-tenbank sowie für Massnahmen im Rahmen neuer Fundraising-Projekte. Weiter werden basierend auf die erwähnten Reglemente Rückstellungen für zukünftige Investitionen gebildet (52 000 Fran-ken). Die jährliche Unterstützungsbeiträge der Raiffeisen Schweiz und der Mobiliar Versicherung von rund 85 000 Franken werden zugunsten zukünfti
	Empfehlung des Parteirates: Genehmigung Budget 2026. 
	  
	TRAKTANDUM 12:  RESOLUTIONEN UND ANTRÄGE  
	RESOLUTION DES PRÄSIDIUMS DER SP SCHWEIZ FÜR VÖLKERRECHT UND DEMOKRATIE STATT MACHTPOLITIK UND AUTORITARISMUS:  MEHR EUROPA IST UNSERE ANTWORT 
	Rückkehr imperialer Machtpolitik  
	Das Völkerrecht und die multilaterale Zusammenarbeit werden von autoritären und nationalisti-schen Grossmächten offen herausgefordert. Das diktatorisch-kleptokratische Putin-Regime unter-drückt die Zivilgesellschaft und führt einen Angriffskrieg gegen die Ukraine sowie einen hybriden Krieg gegen Europa. China verfolgt eine neokoloniale Aussenpolitik und hat einen totalitären Kon-troll- und Repressionsstaat gegen innen aufgebaut. Und die USA unter Trump erpressen ihre ehe-maligen Verbündeten, als ob es kein 
	Die Rückkehr imperialer Gewaltpolitik zeigt sich nicht nur in Russlands Angriffskrieg gegen die Ukraine, sondern auch dort, wo Grossmächte wieder offen mit militärischem Zwang und Drohku-lissen operieren. So wie dies China gegenüber Taiwan tut. Auch der US-Angriff auf Venezuela und die gewaltsame Verschleppung politischer Führungspersonen sind ein eklatanter Verstoss gegen das völkerrechtliche Gewaltverbot und schaffen gefährliche Präzedenzfälle, die weiteren autoritä-ren Regimen zusätzlich Argumente für ei
	In dieser Lage ist Europa der einzige Kontinent, der trotz negativen Tendenzen in einzelnen Län-dern und nicht zu verleugnenden Verfehlungen zum Beispiel in der Migrationspolitik politisch und wirtschaftlich stabil durch demokratische Institutionen und eine insgesamt verlässliche Rechtsge-meinschaft verbunden ist. Für die Schweiz, die mitten in Europa liegt und wirtschaftlich, gesell-schaftlich wie auch politisch eng verflochten ist, stellt sich damit eine zentrale Frage: Wollen wir – als Voraussetzung echt
	Die SP Schweiz engagiert sich für europäische Integration und Souveränität und setzt sich als Teil der Sozialdemokratischen Partei Europas (SPE) für ein soziales und demokratisches Europa ein. Darüber hinaus bekennt sich die SP zu einer Aussenpolitik, die Verantwortung für Freiheit, Frieden und soziale wie ökologische Gerechtigkeit übernimmt, internationale Zusammenarbeit stärkt und das Völkerrecht, die Menschenrechte und die Menschenwürde aktiv verteidigt. 
	Darum verurteilt die SP jeden Völkerrechtsbruch und steht immer auf der Seite der Opfer. Sie verurteilt genauso den mörderischen Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine, den Genozid am palästinensischen Volk in Gaza, oder die Verbrechen gegen die Menschlichkeit im Sudan und allen anderen Konflikten.  
	Mehr Europa wagen 
	Die Bilateralen III und eine kluge Umsetzungsgesetzgebung erneuern und stabilisieren den bilate-ralen Weg und sichern der Schweiz den rechtssicheren Zugang zum europäischen Binnenmarkt und zu den Kooperationsprogrammen. Sie schützen damit Arbeitsplätze und Löhne, den For-schungsstandort und den Austausch in Bildung, Kultur und Wissenschaft. Das ist fundamental für eine soziale Schweiz. 
	Gleichzeitig ist klar: Wirtschaftliche Integration allein genügt nicht mehr. Die Schweiz braucht eine enge Zusammenarbeit mit Europa auch in Bereichen wie Klimaschutz, Tech-Regulierung, Steuer-politik und Sicherheit. 
	Die SP lehnt die «Keine-10-Millionen-Schweiz»-Initiative entschieden ab. Sie würde nicht nur das Asylrecht in Frage stellen, sondern auch zu einer Kündigung der zentralen Verträge mit der EU führen und die Beziehungen zur wichtigsten Partnerin der Schweiz massiv gefährden. Ebenso lehnt die SP die Kompass-Initiative ab. Sie will, dass europapolitische Verträge künftig dem Stän-demehr unterstellt werden. Dies würde die bewährte, in der Bundesverfassung verankerte, demo-kratische Mitsprache der Bevölkerung ver
	Die Zukunft der Schweiz liegt in einer aktiven und gestaltenden Zusammenarbeit mit Europa, nicht in institutioneller Verkomplizierung und politischer Abriegelung. 
	Neutralität heisst Verantwortung, nicht Opportunismus 
	Die SP steht zu einer aktiven Neutralitätspolitik. Neutralität bedeutet aber nicht, dass die Schweiz in einem weltpolitischen Ausnahmezustand schweigt, sich wegduckt oder gar versucht, von Krie-gen und Menschenrechtsverletzungen wirtschaftlich zu profitieren. Denn Neutralität ergibt nur Sinn, wenn sie als Anwaltschaft für das Völkerrecht verstanden wird, als Bollwerk gegen das Recht des Stärkeren. Wir wissen: Jede politische Entscheidung – und ebenso jede Nicht-Entscheidung – bedeutet eine Positionierung. W
	Aktive Neutralität heisst: Einsatz für das Völkerrecht, Unterstützung des Multilateralismus, klare Verurteilung von Angriffskriegen, keine Waffenverkäufe an Aggressoren und Völkerrechtsbre-chern und enge Zusammenarbeit mit jenen Staaten, die demokratische und rechtsstaatliche Grundsätze achten. Die SP bekämpft die Neutralitätsinitiative, die besser «Pro-Putin-Initiative» heis-sen sollte, deshalb entschieden. 
	Multilateral statt erpressbar: Handelspolitik mit klaren Prinzipien 
	Der von den USA geforderte Zoll-«Deal» ist kein Verhandlungsergebnis, sondern ein politisches Diktat. Die Senkung der US-Zölle von 39 auf 15 Prozent wird mutmasslich an Bedingungen ge-knüpft, die für die Schweiz unannehmbar sein könnten und unsere Souveränität direkt unter Druck setzen. Solche Erpressungsversuche untergraben internationale Regeln und bedrohen die Fähig-keit kleiner und mittelgrosser Staaten, ihre Interessen selbstbestimmt zu vertreten. Es ist kein Wun-der, dass gerade die Oligarchen dies- u
	Gerade deshalb braucht die Schweiz eine Handelspolitik, die auf klaren Prinzipien, auf Multilate-ralismus und auf Völkerrecht basiert – nicht auf Machtpolitik. 
	Die SP setzt sich für faire Handelsabkommen ein, die hohe Standards bei Arbeit, Umwelt und Menschenrechten sichern und die demokratischen Handlungsspielräume nicht einschränken. Sie lehnt Abkommen ab, die Staaten zu einer einseitigen Abhängigkeit drängen, demokratische Re-gulierung unterlaufen oder der Bevölkerung Kosten aufbürden, während Konzerne und Oligar-chen profitieren. 
	Gleichzeitig ist klar: Eine gerechte internationale Ordnung entsteht durch starke Partnerschaften, nicht durch Isolation. Die Schweiz soll aktiv mit jenen Ländern zusammenarbeiten, die sich für das Völkerrecht und eine nachhaltige Entwicklung einsetzen – in Europa aber auch und besonders im globalen Süden. 
	  
	Für eine Schweiz, die Souveränität durch Zusammenarbeit stärkt 
	Die drei anstehenden Volksinitiativen weisen in die falsche Richtung: 
	• Die «Keine-10-Millionen-Schweiz-Initiative» gefährdet die zentrale europäische Zusammen-arbeit der Schweiz. 
	• Die «Keine-10-Millionen-Schweiz-Initiative» gefährdet die zentrale europäische Zusammen-arbeit der Schweiz. 
	• Die «Keine-10-Millionen-Schweiz-Initiative» gefährdet die zentrale europäische Zusammen-arbeit der Schweiz. 

	• Die sogenannte «Neutralitätsinitiative» verpflichtet die Schweiz zur Untätigkeit gegenüber Kriegstreibern und Völkerrechtsbrechern wie Putins Russland und isoliert die Schweiz in Europa. 
	• Die sogenannte «Neutralitätsinitiative» verpflichtet die Schweiz zur Untätigkeit gegenüber Kriegstreibern und Völkerrechtsbrechern wie Putins Russland und isoliert die Schweiz in Europa. 

	• Die Kompass-Initiative schafft neue institutionelle Blockaden und schwächt die demokrati-sche Entscheidungsfindung sowie den aussenpolitischen Handlungsspielraum. 
	• Die Kompass-Initiative schafft neue institutionelle Blockaden und schwächt die demokrati-sche Entscheidungsfindung sowie den aussenpolitischen Handlungsspielraum. 


	 
	Die SP Schweiz sagt zu allen drei Initiativen klar Nein. Hingegen bieten die Bilateralen III die Chance, den Werk-, Forschungs- und Bildungsplatz zu stärken und die Zusammenarbeit in Eu-ropa zu vertiefen. 
	Die Schweiz braucht eine Aussenpolitik, die Verantwortung für Freiheit und Frieden übernimmt, europäisch verankert ist und die Grundwerte unserer Demokratie und unserer humanitären Tradi-tion verteidigt. Eine Politik, die internationale Zusammenarbeit stärkt, das Völkerrecht schützt und global für soziale und ökologische Gerechtigkeit einsteht. Nur so kann die Schweiz ihre Zukunft in einer zunehmend instabilen Welt souverän gestalten und zur Linderung von Not und Armut in der Welt, zur Achtung der Menschenr
	Empfehlung des Präsidiums: Annahme. 
	 
	  
	RESOLUTION DES PRÄSIDIUMS DER SP SCHWEIZ UND DER SP FRAUEN SCHWEIZ GESCHLECHTERSPEZIFISCHE GEWALT STOPPEN. SCHUTZ JETZT SICHERN! 
	In der Schweiz wurden im letzten Jahr 29 Frauen und Mädchen getötet. Diese Tötungsdelikte sind keine tragischen Einzelfälle, sondern Ausdruck struktureller, geschlechtsspezifischer Gewalt, die tief in patriarchale Machtverhältnisse eingebettet ist. Gewalt gegen Frauen, trans und non-binäre Personen ist kein individuelles Versagen, sondern das Resultat patriarchaler Gewalt und politi-schen Versagens im Bereich Opferschutz, Gewaltprävention, Strafverfolgung und Gleichstellung. 
	Trotz wichtiger Fortschritte in der Sensibilisierung nimmt die Gewalt nicht ab: Die Nachfrage nach Schutz und Unterstützung steigt. Vielerorts stossen die bestehenden Strukturen an ihre Grenzen – räumlich, personell und vor allem finanziell. Anderorts fehlen die Strukturen komplett. In zahlrei-chen Kantonen werden die nötigen Mittel nicht zu Verfügung gestellt, um der Bedürfnisse der Betroffenen gerecht zu werden, geschweige denn die nötigen Massnahmen ergriffen, um Gewalt präventiv zu verhindern. Frauenhäu
	Dies geht aus dem Parallelbericht des Netzwerks Istanbul-Konvention, der im Oktober 2025 ver-öffentlicht wurde, hervor. Der Bericht zeigt unmissverständlich auf, dass die Schweiz ihren Ver-pflichtungen aus der Istanbul-Konvention nicht nachkommt. Die Bemühungen zur Bekämpfung von geschlechtsspezifischer Gewalt sind ungenügend, unkoordiniert, zufällig und werden den Be-dürfnissen der Betroffenen und von unterschiedlichen Betroffenengruppen nicht gerecht. Damit verletzt die Schweiz ihre Verantwortung gegenübe
	Besonders betroffen sind Menschen, die mehrfach diskriminiert werden: LGBTQIA+-Personen, Menschen mit Behinderungen, geflüchtete und migrantische Menschen sowie rassifizierte Perso-nen. Für sie ist der Zugang zu Schutzunterkünften und Beratungsangeboten weiterhin erschwert. Ein wirksamer Opferschutz muss diesen unterschiedlichen Lebensrealitäten Rechnung tragen und diskriminierungsfrei ausgestaltet sein. 
	In der Budgetdebatte vom Dezember 2025 haben rund eine halbe Million Menschen unseren Appell für mehr Mittel gegen patriarchale Gewalt unterzeichnet. Dieses starke Signal zeigt: Ge-schlechtsspezifische Gewalt bewegt die Bevölkerung und macht betroffen. Die Menschen erwar-ten zu Recht, dass die Politik handelt. Frauen- und FLINTA Leben zu schützen ist eine gesamtge-sellschaftliche Aufgabe – und sie braucht die notwendigen finanziellen Mittel. 
	  
	Für die SP Schweiz und die SP Frauen ist deshalb klar: Es braucht eine gesicherte und nachhaltige Finanzierung der Opferhilfe gemäss Opferhilfegesetz (OHG) und Istanbul-Konvention (IK), den flä-chendeckenden Ausbau von Schutzunterkünften, diskriminierungsfreien Zugang zu allen Unter-stützungsangeboten sowie breit angelegte Informations- und Präventionskampagnen, Sensibili-sierungen an Schulen, am Arbeitsplatz und im Freizeitbereich, Täteransprachen, Electronic Moni-toring, Täterarbeit und vieles mehr – dami
	Das Parlament hat bewiesen, dass es nur zögerlich vorangeht und dass es nicht bereit ist, die nötigen Mittel zu Verfügung zu stellen und die Verantwortung für den Schutz von Frauen und FLINTA-Personen endlich zu dem zu machen, was es ist: eine Priorität. 
	Deshalb lancieren die SP Schweiz und die SP Frauen eine Volksinitiative – gemeinsam mit Fachorganisationen, Expert:innen und politischen Verbündeten aus allen Lagern. Die Initi-ative soll die notwendige Finanzierung der Bekämpfung von geschlechtsspezifischer, se-xualisierter und häuslicher Gewalt sichern sowie die Vereinheitlichung und Sicherstellung von qualitativ guten und inklusiven Angeboten gemäss Istanbul-Konvention in der ganzen Schweiz garantieren. 
	Empfehlung des Präsidiums: Annahme. 
	 
	  
	RESOLUTION DES PRÄSIDIUMS DER SP SCHWEIZ KLARE HALTUNG GEGENÜBER TEHERAN: MENSCHENRECHTE SCHÜTZEN, ZIVILGESELLSCHAFT STÄRKEN, KRIEG VERHINDERN 
	Die SP steht solidarisch an der Seite der Menschen im Iran, die mutig für Freiheit, soziale Gerech-tigkeit und demokratische Grundrechte einstehen. Die aktuellen Proteste gegen das autoritäre Regime und die wirtschaftliche Not werden mit brutaler Gewalt beantwortet. Berichte über Tote, Massenverhaftungen, Folter und Einschüchterung sind alarmierend. Gleichzeitig schränkt das Re-gime den Zugang zu Internet und Kommunikationsmitteln gezielt ein, um Informationen zu unter-drücken und die Zivilgesellschaft zu i
	Die SP verurteilt diese Repression entschieden. Gleichzeitig ist klar: Ein demokratischer Wandel im Iran kann und soll international unterstützt werden, aber nicht militärisch. Die SP warnt aus-drücklich vor einer militärischen Intervention, sei es durch die USA unter Präsident Trump oder durch Israel unter Ministerpräsident Netanyahu. Die Folgen für die Menschen im Iran und für die Stabilität der gesamten Region wären unkalkulierbar. Die Erfahrungen aus früheren militärischen Regimewechseln, etwa im Irak 2
	Die Schweiz muss jetzt konsequent handeln, abgestimmt mit europäischen Partnern und getra-gen von einer klaren Menschenrechtspolitik. 
	Die SP fordert den Bundesrat auf: 
	1. Die EU-Sanktionen gegen das iranische Regime vollständig zu übernehmen und konsequent durchzusetzen, insbesondere gegen Verantwortliche für Menschenrechts-verletzungen, die Revolutionsgarden und weitere Repressionsorgane.  
	1. Die EU-Sanktionen gegen das iranische Regime vollständig zu übernehmen und konsequent durchzusetzen, insbesondere gegen Verantwortliche für Menschenrechts-verletzungen, die Revolutionsgarden und weitere Repressionsorgane.  
	1. Die EU-Sanktionen gegen das iranische Regime vollständig zu übernehmen und konsequent durchzusetzen, insbesondere gegen Verantwortliche für Menschenrechts-verletzungen, die Revolutionsgarden und weitere Repressionsorgane.  

	2. Die Schweiz muss Sanktionsumgehungen über den Finanzplatz konsequent verhin-dern. Der Bundesrat soll SECO und FINMA mit genügend Ressourcen ausstatten, damit sanktionierte Vermögenswerte systematisch identifiziert, eingefroren und überwacht wer-den. Zudem braucht es strenge Kontrollen gegen Strohfirmen und verschleierte Eigentü-merstrukturen, inklusive wirksamer Nachweispflichten zu den wirtschaftlich berechtigten und spürbarer Sanktionen bei Verstössen. 
	2. Die Schweiz muss Sanktionsumgehungen über den Finanzplatz konsequent verhin-dern. Der Bundesrat soll SECO und FINMA mit genügend Ressourcen ausstatten, damit sanktionierte Vermögenswerte systematisch identifiziert, eingefroren und überwacht wer-den. Zudem braucht es strenge Kontrollen gegen Strohfirmen und verschleierte Eigentü-merstrukturen, inklusive wirksamer Nachweispflichten zu den wirtschaftlich berechtigten und spürbarer Sanktionen bei Verstössen. 

	3. Der Bundesrat soll die UNO-Untersuchungsmission und den UNO-Sonderberichter-statter zum Iran politisch und finanziell stärken und sich international für die Verlänge-rung der Mandate einsetzen, damit Beweise gesichert und Verantwortliche zur Rechen-schaft gezogen werden können. 
	3. Der Bundesrat soll die UNO-Untersuchungsmission und den UNO-Sonderberichter-statter zum Iran politisch und finanziell stärken und sich international für die Verlänge-rung der Mandate einsetzen, damit Beweise gesichert und Verantwortliche zur Rechen-schaft gezogen werden können. 

	4. Sich konsequent für die Achtung und Stärkung der Minderheitenrechte im Iran ein-zusetzen, insbesondere der Rechte ethnischer und religiöser Minderheiten, sowie Demo-kratiebestrebungen zu unterstützen. 
	4. Sich konsequent für die Achtung und Stärkung der Minderheitenrechte im Iran ein-zusetzen, insbesondere der Rechte ethnischer und religiöser Minderheiten, sowie Demo-kratiebestrebungen zu unterstützen. 


	5. Die iranische Zivilgesellschaft und unabhängige Menschenrechtsorganisationen finanziell zu unterstützen und Schutzmassnahmen für gefährdete Aktivist:innen, Jour-nalist:innen, Gewerkschafter:innen und Frauenrechtsverteidiger:innen auszubauen.  
	5. Die iranische Zivilgesellschaft und unabhängige Menschenrechtsorganisationen finanziell zu unterstützen und Schutzmassnahmen für gefährdete Aktivist:innen, Jour-nalist:innen, Gewerkschafter:innen und Frauenrechtsverteidiger:innen auszubauen.  
	5. Die iranische Zivilgesellschaft und unabhängige Menschenrechtsorganisationen finanziell zu unterstützen und Schutzmassnahmen für gefährdete Aktivist:innen, Jour-nalist:innen, Gewerkschafter:innen und Frauenrechtsverteidiger:innen auszubauen.  

	6. Gemeinsam mit europäischen Partnerstaaten konkrete Massnahmen für Kommuni-kationsfreiheit umzusetzen. Die Schweiz soll sich mit EU-Staaten und gleichgesinnten Regierungen koordinieren, um Internetabschaltungen und digitale Repression internatio-nal klar zu verurteilen und politisch zu sanktionieren. Gleichzeitig soll sie Programme un-terstützen, die der Zivilgesellschaft einen möglichst sicheren Zugang zu Information und Kommunikation ermöglichen, etwa durch technische Unterstützung gegen Abschaltun-gen 
	6. Gemeinsam mit europäischen Partnerstaaten konkrete Massnahmen für Kommuni-kationsfreiheit umzusetzen. Die Schweiz soll sich mit EU-Staaten und gleichgesinnten Regierungen koordinieren, um Internetabschaltungen und digitale Repression internatio-nal klar zu verurteilen und politisch zu sanktionieren. Gleichzeitig soll sie Programme un-terstützen, die der Zivilgesellschaft einen möglichst sicheren Zugang zu Information und Kommunikation ermöglichen, etwa durch technische Unterstützung gegen Abschaltun-gen 

	7. Eine atomare Bewaffnung Irans konsequent zu verhindern, durch Diplomatie, inter-nationale Kontrolle und koordinierten Druck. Die Schweiz soll ihre guten Dienste an-bieten, Gesprächsformate in Genf ermöglichen und gemeinsam mit europäischen Part-nern und der internationalen Gemeinschaft auf eine glaubwürdige Nichtverbreitungspoli-tik hinwirken. Dazu gehört auch die aktive Unterstützung der Arbeit der IAEA sowie aller internationalen Kontroll- und Verifikationsmechanismen, damit das Regime keine nukle-are 
	7. Eine atomare Bewaffnung Irans konsequent zu verhindern, durch Diplomatie, inter-nationale Kontrolle und koordinierten Druck. Die Schweiz soll ihre guten Dienste an-bieten, Gesprächsformate in Genf ermöglichen und gemeinsam mit europäischen Part-nern und der internationalen Gemeinschaft auf eine glaubwürdige Nichtverbreitungspoli-tik hinwirken. Dazu gehört auch die aktive Unterstützung der Arbeit der IAEA sowie aller internationalen Kontroll- und Verifikationsmechanismen, damit das Regime keine nukle-are 


	Empfehlung des Präsidiums: Annahme. 
	 
	  
	RESOLUTION DES PRÄSIDIUMS DER SP SCHWEIZ FÜR DEN SCHUTZ DER ZIVILBEVÖLKERUNG IN SYRIEN, FÜR MINDERHEITENRECHTE UND FÜR EINE POLITISCHE LÖSUNG MIT PERSPEKTIVE 
	Die Lage in Syrien spitzt sich Anfang 2026 erneut gefährlich zu. In Aleppo ist es seit Anfang Januar zu schweren Kämpfen in mehrheitlich kurdischen Quartieren gekommen. Zehntausende Men-schen wurden vertrieben, viele Zivilpersonen sind verletzt oder getötet worden. Gleichzeitig blei-ben Nord und Ostsyrien (Rojava) und andere Regionen durch militärische Operationen, Gewalt gegen die Zivilbevölkerung und Angriffe auf zivile Infrastruktur wie Wasser und Strom akut be-droht. Besonders betroffen sind ethnische u
	Die SP Schweiz hält fest: Der Schutz der Zivilbevölkerung und die Einhaltung des humanitären Völkerrechts sind nicht verhandelbar. Syrien braucht eine politische Lösung, die Menschenrechte, Minderheitenschutz, Demokratie und soziale Gerechtigkeit ins Zentrum stellt. Die Schweiz hat als humanitäre Akteurin, als Depositarstaat der Genfer Konventionen und als Staat mit Erfahrung in ziviler Friedensförderung eine besondere Verantwortung.Der Bundesrat wurde im Dezember 2025 durch eine parteiübergreifende Motion 
	24.4498

	Angesichts der aktuellen Eskalation fordern wir den Bundesrat auf, umgehend zu handeln. 
	Die SP fordert den Bundesrat auf: 
	1. Schutz der Zivilbevölkerung und Minderheiten zur Priorität zu machen: Die Schweiz soll sich bilateral und in internationalen Organisationen konsequent für den Schutz der Zivilbevölkerung und von Minderheiten in Syrien einsetzen. 
	1. Schutz der Zivilbevölkerung und Minderheiten zur Priorität zu machen: Die Schweiz soll sich bilateral und in internationalen Organisationen konsequent für den Schutz der Zivilbevölkerung und von Minderheiten in Syrien einsetzen. 
	1. Schutz der Zivilbevölkerung und Minderheiten zur Priorität zu machen: Die Schweiz soll sich bilateral und in internationalen Organisationen konsequent für den Schutz der Zivilbevölkerung und von Minderheiten in Syrien einsetzen. 

	2. Deeskalation und Waffenruhe aktiv zu unterstützen: Der Bundesrat soll auf eine sofor-tige Deeskalation drängen und politische Gespräche fördern, auch mit Blick auf lokale Schutzmechanismen in Städten wie Aleppo. 
	2. Deeskalation und Waffenruhe aktiv zu unterstützen: Der Bundesrat soll auf eine sofor-tige Deeskalation drängen und politische Gespräche fördern, auch mit Blick auf lokale Schutzmechanismen in Städten wie Aleppo. 

	3. Humanitäre Hilfe zu verstärken: Die Schweiz soll ihre humanitäre Unterstützung aus-bauen, insbesondere für medizinische Versorgung, Wasser, Nahrung, Unterkünfte, psy-chosoziale Hilfe und Winterhilfe, auch für Binnenvertriebene. Die humanitäre Hilfe soll pri-mär über UNO-Organisationen abgewickelt werden. 
	3. Humanitäre Hilfe zu verstärken: Die Schweiz soll ihre humanitäre Unterstützung aus-bauen, insbesondere für medizinische Versorgung, Wasser, Nahrung, Unterkünfte, psy-chosoziale Hilfe und Winterhilfe, auch für Binnenvertriebene. Die humanitäre Hilfe soll pri-mär über UNO-Organisationen abgewickelt werden. 

	4. Humanitären Zugang und sichere Versorgungswege durchzusetzen: Die Schweiz soll sich international für sichere Flucht- und Versorgungswege einsetzen und dafür, dass hu-manitäre Organisationen ungehindert Zugang erhalten, ohne Einschüchterung und ohne Blockaden. 
	4. Humanitären Zugang und sichere Versorgungswege durchzusetzen: Die Schweiz soll sich international für sichere Flucht- und Versorgungswege einsetzen und dafür, dass hu-manitäre Organisationen ungehindert Zugang erhalten, ohne Einschüchterung und ohne Blockaden. 

	5. Angriffe auf zivile Infrastruktur klar zu verurteilen: Wo Wasser, Strom, Spitäler oder Schulen getroffen werden, braucht es politischen Druck. Der Schutz ziviler Infrastruktur muss in allen Gesprächen und multilateralen Foren eingefordert werden. 
	5. Angriffe auf zivile Infrastruktur klar zu verurteilen: Wo Wasser, Strom, Spitäler oder Schulen getroffen werden, braucht es politischen Druck. Der Schutz ziviler Infrastruktur muss in allen Gesprächen und multilateralen Foren eingefordert werden. 


	6. Zivile Friedensförderung und Unterstützung der syrischen Zivilgesellschaft auszu-bauen: Die Schweiz soll gezielt Organisationen stärken, die Menschenrechte, Bildung, Ge-sundheitsversorgung, Frauenrechte und Jugendperspektiven fördern, auch in schwer er-reichbaren Regionen. 
	6. Zivile Friedensförderung und Unterstützung der syrischen Zivilgesellschaft auszu-bauen: Die Schweiz soll gezielt Organisationen stärken, die Menschenrechte, Bildung, Ge-sundheitsversorgung, Frauenrechte und Jugendperspektiven fördern, auch in schwer er-reichbaren Regionen. 
	6. Zivile Friedensförderung und Unterstützung der syrischen Zivilgesellschaft auszu-bauen: Die Schweiz soll gezielt Organisationen stärken, die Menschenrechte, Bildung, Ge-sundheitsversorgung, Frauenrechte und Jugendperspektiven fördern, auch in schwer er-reichbaren Regionen. 

	7. Eine menschenrechtsbasierte Sanktionspolitik sicherzustellen: Sanktionen müssen gezielt Verantwortliche treffen, dürfen aber humanitäre Hilfe und zivile Grundversorgung nicht behindern. Es braucht wirksame humanitäre Ausnahmen und klare Finanzkanäle für Hilfeleistungen. Es ist zu begrüssen, dass der Bundesrat am 20.06.2025 die Wirtschafts-sanktionen gegenüber Syrien grossmehrheitlich aufgehoben hat, nachdem die EU dies auch getan hatte. Angesichts der heutigen Lage ist in Koordination mit der EU zu prüfe
	7. Eine menschenrechtsbasierte Sanktionspolitik sicherzustellen: Sanktionen müssen gezielt Verantwortliche treffen, dürfen aber humanitäre Hilfe und zivile Grundversorgung nicht behindern. Es braucht wirksame humanitäre Ausnahmen und klare Finanzkanäle für Hilfeleistungen. Es ist zu begrüssen, dass der Bundesrat am 20.06.2025 die Wirtschafts-sanktionen gegenüber Syrien grossmehrheitlich aufgehoben hat, nachdem die EU dies auch getan hatte. Angesichts der heutigen Lage ist in Koordination mit der EU zu prüfe

	8. Rechenschaft und Aufarbeitung zu unterstützen: Schwere Menschenrechtsverletzun-gen müssen dokumentiert und verfolgt werden. Die Schweiz soll internationale Mechanis-men für Beweissicherung und Strafverfolgung aktiv unterstützen und stärken. 
	8. Rechenschaft und Aufarbeitung zu unterstützen: Schwere Menschenrechtsverletzun-gen müssen dokumentiert und verfolgt werden. Die Schweiz soll internationale Mechanis-men für Beweissicherung und Strafverfolgung aktiv unterstützen und stärken. 

	9. Solidarität mit Nord und Ostsyrien (Rojava) praktisch werden zu lassen: Die Schweiz soll sich für den Schutz der Zivilbevölkerung und der lokalen demokratischen Strukturen einsetzen und humanitäre Hilfe, Wiederaufbau der Grundversorgung sowie Unterstützung für Flüchtlingslager verstärken. 
	9. Solidarität mit Nord und Ostsyrien (Rojava) praktisch werden zu lassen: Die Schweiz soll sich für den Schutz der Zivilbevölkerung und der lokalen demokratischen Strukturen einsetzen und humanitäre Hilfe, Wiederaufbau der Grundversorgung sowie Unterstützung für Flüchtlingslager verstärken. 


	Empfehlung des Präsidiums: Annahme. 
	 
	  
	RESOLUTION DER SP MIGRANT:INNEN FÜR ECHTE SELBSTBESTIMMUNG – GEGEN ANTIMUSLIMISCHEN RASSISMUS. EINE RESOLUTION FÜR GLEICHSTELLUNG, RELIGIONSFREIHEIT UND ANTIDISKRIMINIERUNG 
	Antimuslimischer Rassismus in der Schweiz ist eine Form von Rassismus, die wie andere Formen gruppenbezogener Diskriminierung – wie beispielsweise Antisemitismus – strukturell verankert und intersektional wirkt. Er zeigt sich in systematischen Benachteiligungen in Bildung und Arbeits-welt sowie in Ausgrenzung und Herabwürdigung im Alltag. Aktuelle Befunde deuten darauf hin, dass rassistische Diskriminierung insgesamt zunimmt. Eine nationale Grundlagenstudie zu anti-muslimischem Rassismus dokumentiert system
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	2 Grundlagenstudie «Antimuslimischer Rassismus in der Schweiz» (SZIG/FRB, Februar 2025),  und   
	2 Grundlagenstudie «Antimuslimischer Rassismus in der Schweiz» (SZIG/FRB, Februar 2025),  und   
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	3 Schweizerische Gesellschaft Mittlerer Osten und Islamische Kulturen (05.03.2025),  und le News (20.02.2025),  
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	Keine Einzelfälle: Antimuslimi-scher Rassismus in der Schweiz – Schweizerische Gesellschaft Mittlerer Osten und Islamische Kulturen
	Most Muslims in Switzerland don’t report racist incidents


	Antimuslimischer Rassismus wirkt intersektional. Besonders betroffen sind muslimische Frauen, die aufgrund ihres Geschlechts, ihrer Religion und sozialer Zuschreibungen mehrfach diskrimi-niert werden. Auffällig ist dabei, dass sich gesellschaftliche Debatten selektiv auf bestimmte Grup-pen konzentrieren. Während kopftuchtragende Frauen in prekären Tätigkeiten kaum Aufmerk-samkeit erhalten, geraten insbesondere Lehrerinnen oder andere öffentlich sichtbare Berufsgrup-pen ins politische Visier. Diese Selektivi
	Rechtsstaatlich ist die Lage hingegen eindeutig:  garantiert Reli-gionsfreiheit. Pauschale Kopftuchverbote für Schülerinnen sind gemäss Bundesgericht unverhält-nismässig. Auch der Bundesrat lehnt generelle Kopftuchverbote ab. Der Ausschluss von kopf-tuchtragenden Lehrerinnen verschärft nicht nur den Lehrer:innenmangel, sondern widerspricht auch der Neutralität und ist gruppenspezifisch. Antimuslimischer Rassismus ist empirisch belegt, verfassungswidrig und demokratiegefährdend. Für die Betroffenen zeigen si
	Art. 15 in der Bundesverfassung
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	Bundesrat lehnt ein Verbot von Kinderkopftüchern in öffentlichen Schulen ab
	Kopftücher an öffentlichen Schulen: Bundesrat will kein Verbot - News - SRF


	6 Der Bund (03.11.2025),  und Blick (20.07.2025),  
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	Bern: Regierungsrat hält an Kopftuchverbot für Lehrerinnen fest
	Lehrermangel vor Schulstart
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	Die Kopftuchdebatte als Ausdruck antimuslimischen Rassismus 
	Kein anderes Thema verdeutlicht antimuslimischen Rassismus klarer als die Kopftuchdebatte. Die aktuelle Eskalation ist hochgradig alarmierend. Das Egerkinger Komitee reichte am 1. Dezember 2025 die Petition «Keine Kopftücher an Schweizer Schulen!» mit über 12'000 Unterschriften ein und fordert ein Verbot für Lehrerinnen und Schülerinnen an allen Bildungseinrichtungen.). Thomas Knutti fragte am gleichen Tag mit der Interpellation  an: «Wie viele Mädchen und Lehrerinnen wären von einem Kopftuchverbot betroffe
	25.4591
	25.4592
	25.4165
	8
	9

	8 Tages-Anzeiger (01.12.2025),  und NZZ (30.12.2025),  
	8 Tages-Anzeiger (01.12.2025),  und NZZ (30.12.2025),  
	Kopftuchverbot: Egerkinger Komitee lanciert Volksinitiative
	Jetzt rollt eine schweizweite Offensive gegen das Kopftuch an


	9 Egerkinger Komitee (01.12.2025):  
	9 Egerkinger Komitee (01.12.2025):  
	Kopftuchverbot an Schulen: Nach erfolgreicher Petition lanciert das Egerkinger Komitee zwei parlamentarische Vorstösse


	Parallel sind mehrere kantonale Vorstösse unterwegs, die pauschale Kopftuchverbote an Schulen und Kindergärten anstreben: 
	• Im Kanton Zug lancierte die SVP am 24. Oktober 2025 die kantonale Gesetzesinitiative «Keine Kopftücher an Zuger Schulen und Kindergärten», die das Tragen religiös oder welt-anschaulich begründeter Kopfbedeckungen an öffentlich-rechtlichen Schulen grundsätz-lich untersagt. Sie benötigt 2000 Unterschriften. 
	• Im Kanton Zug lancierte die SVP am 24. Oktober 2025 die kantonale Gesetzesinitiative «Keine Kopftücher an Zuger Schulen und Kindergärten», die das Tragen religiös oder welt-anschaulich begründeter Kopfbedeckungen an öffentlich-rechtlichen Schulen grundsätz-lich untersagt. Sie benötigt 2000 Unterschriften. 
	• Im Kanton Zug lancierte die SVP am 24. Oktober 2025 die kantonale Gesetzesinitiative «Keine Kopftücher an Zuger Schulen und Kindergärten», die das Tragen religiös oder welt-anschaulich begründeter Kopfbedeckungen an öffentlich-rechtlichen Schulen grundsätz-lich untersagt. Sie benötigt 2000 Unterschriften. 
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	• Im Kanton Aargau reichten Grossräte am 18. November 2025 zwei Motionen ein. Eine von Roland Haldimann (EDU) zur Neutralität bei Angestellten der öffentlichen Hand und eine von Adrian Schoop (FDP) zum «Schutz vor religiösem Zwang» für Schülerinnen unter 16 Jahren. 
	• Im Kanton Aargau reichten Grossräte am 18. November 2025 zwei Motionen ein. Eine von Roland Haldimann (EDU) zur Neutralität bei Angestellten der öffentlichen Hand und eine von Adrian Schoop (FDP) zum «Schutz vor religiösem Zwang» für Schülerinnen unter 16 Jahren. 
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	• Im Kanton Zürich reichte die SVP am 24. November 2025 die Motion «Keine Unterdrü-ckung von Frauen und Mädchen an Zürcher Schulen und Kindergärten» ein, die Kopfbe-deckungen aus religiösen Gründen an öffentlichen Schulen und Kindergärten verbieten will. 
	• Im Kanton Zürich reichte die SVP am 24. November 2025 die Motion «Keine Unterdrü-ckung von Frauen und Mädchen an Zürcher Schulen und Kindergärten» ein, die Kopfbe-deckungen aus religiösen Gründen an öffentlichen Schulen und Kindergärten verbieten will. 
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	SVP-Initiative Zug: Kopftuchverbot für Schülerinnen gefordert
	SVP Zug lanciert kantonale Initiative «Keine Kopftücher an Zuger Schulen und Kindergärten»
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	Kopftuchverbot im Aargau: Wortgefechte im «TalkTäglich»
	Das Kinderkopftuch soll aus den Aargauer Schulen verschwinden
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	Im Kanton Zürich sollen Kopftücher an den Schulen verboten werden


	 
	Weitere Vorstösse und Anfragen gab es in St. Gallen (Verbot für Lehrpersonen) und Luzern (An-frage zu religiösen Symbolen). 
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	SVP-Motion will Kopftuchverbot bei Lehrpersonen: Rückschrittlich und diskri-minierend
	Religiöse Symbole und Bekleidung im Schulwesen: Anfrage im Luzerner Kantonsrat


	  
	Diese kantonalen Vorstösse folgen der gleichen Logik wie die nationale Eskalation: Unter dem Vorwand von «Neutralität» und «Frauenrechte» werden muslimische Frauen gezielt sichtbar ge-macht, problematisiert und mehrfach diskriminiert – aufgrund von Geschlecht, Religion und zuge-schriebener Herkunft. 
	Eine ähnliche Stigmatisierung zeigt der geplante Verkauf des Treffpunkts Wittigkofen in Bern (Ab-sichtserklärung September 2025, 1,8 Mio. CHF an die moderate Stiftung IZB für interreligiöse Nutzung). Das Egerkinger Komitee diffamiert dieses Vorhaben als «Ghetto»-Gefahr, obwohl das IZB transparent lokal finanziert (Spendenkampagne bis 2026) und offen ist. Solche Narrative bedienen gezielt Ängste und verstärken Ausgrenzung. 
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	Islamisches Zentrum Bern
	Wittigkofen: Moschee-Pläne im ehemaligen Gemeindezentrum - News - SRF


	15 Egerkinger Komitee (27.11.2025), , Babanews (30. November 2025), https://www.babanews.ch/was-die-medien-ueber-die-moschee-in-wittigkofen-schreiben-und-was-nicht/ 
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	Treffpunkt Wittigkofen Bern: Verkauf an muslimische Stiftung – Genau hin-schauen und Transparenz herstellen

	 

	Politische Einordnung 
	Die Strategie der SVP und des Egerkinger Komitees ist durchsichtig: Statt Lösungen für reale gesellschaftliche Probleme wie steigende Mieten, Fachkräftemangel, Pflegekrise oder soziale Un-gleichheit anzubieten, wird ein angebliches Problem konstruiert. Der Anteil kopftuchtragender Musliminnen im Bildungsbereich ist verschwindend gering. Dennoch werden Minderheiten gezielt zur Projektionsfläche gemacht. 
	Diese Politik folgt einem bekannten Muster: Ablenkung durch Sündenbockpolitik, Machtaus-übung auf Kosten marginalisierter Gruppen und bewusste Spaltung der Gesellschaft. Diskriminie-rung und Hass sind jedoch nachweislich schädlich – sie erzeugen Frustration, zerstören Vertrauen und hinterlassen langfristige gesundheitliche und soziale Schäden. Das darf nicht Ziel der Schwei-zer Politik sein. Wegschauen oder Schweigen schwächen den gesellschaftlichen Zusammenhalt und gefährden das friedliche Zusammenleben. 
	Die Kopftuchdebatte bedroht demokratische Grundwerte, höhlt den Gleichheitsgrundsatz aus, kostet dringend benötigte Fachkräfte und mindert gesellschaftliche Teilhabe. Ein klares Bekennt-nis zur Religionsfreiheit, zur staatlichen Neutralität und gegen pauschale Verbote sowie hetzeri-sche Kampagnen ist deshalb zentral, um unsere Demokratie zu schützen. 
	Die Situation ist akut und erfordert entschlossenes Handeln. Die laufenden Vorstösse und die dro-hende Volksinitiative können nur durch gemeinsames, konsequentes Handeln verhindert werden. Die SP Schweiz muss jetzt klar Position beziehen und mit voller Kraft und in breiten Allianzen den Vorstössen des Egerkinger Komitees und der SVP entgegentreten, um gleiche Rechte zu sichern und einer schleichenden Aushöhlung von Grundrechten entschieden die Stirn zu bieten. Wir set-zen auf Zusammenleben statt Stigmatisie
	  
	Forderungen  
	1. Wir fordern, dass das Arbeitsrecht weiterentwickelt wird, um indirekte und intersektionelle Diskriminierungen – insbesondere zulasten muslimischer Frauen – wirksam zu bekämp-fen. Dabei ist die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (Urteile vom 15.07.2021, ) zu berücksichtigen. 
	1. Wir fordern, dass das Arbeitsrecht weiterentwickelt wird, um indirekte und intersektionelle Diskriminierungen – insbesondere zulasten muslimischer Frauen – wirksam zu bekämp-fen. Dabei ist die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (Urteile vom 15.07.2021, ) zu berücksichtigen. 
	1. Wir fordern, dass das Arbeitsrecht weiterentwickelt wird, um indirekte und intersektionelle Diskriminierungen – insbesondere zulasten muslimischer Frauen – wirksam zu bekämp-fen. Dabei ist die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (Urteile vom 15.07.2021, ) zu berücksichtigen. 
	C-804/18 und C-341/19


	2. Die SP Schweiz verurteilt pauschale Kopftuchverbote in staatlichen Institutionen und Bil-dungsstätten. Kopftuchverbote für Lehrpersonen sind unverhältnismässig und verfas-sungswidrig. Solche Verbote verletzen die Grundrechte auf Religionsfreiheit und Gleichbe-handlung. 
	2. Die SP Schweiz verurteilt pauschale Kopftuchverbote in staatlichen Institutionen und Bil-dungsstätten. Kopftuchverbote für Lehrpersonen sind unverhältnismässig und verfas-sungswidrig. Solche Verbote verletzen die Grundrechte auf Religionsfreiheit und Gleichbe-handlung. 

	3. Die SP Schweiz erkennt antimuslimischen Rassismus als eine Form gruppenbezogenen Hasses in der Schweiz. Sie fordert eine entschlossene Bekämpfung dieses Phänomens durch Bildung, Sensibilisierung und effektive rechtliche Massnahmen. 
	3. Die SP Schweiz erkennt antimuslimischen Rassismus als eine Form gruppenbezogenen Hasses in der Schweiz. Sie fordert eine entschlossene Bekämpfung dieses Phänomens durch Bildung, Sensibilisierung und effektive rechtliche Massnahmen. 

	4. Die SP Schweiz fordert eine breite Mobilisierung durch Allianzen gegen die Eskalation, um Betroffene zu schützen und demokratische Grundrechte zu stärken. 
	4. Die SP Schweiz fordert eine breite Mobilisierung durch Allianzen gegen die Eskalation, um Betroffene zu schützen und demokratische Grundrechte zu stärken. 

	5. Die SP Schweiz fordert, dass gegen Stigmatisierung vorgegangen wird, indem entspre-chende Kampagnen entschieden zurückgewiesen werden und stattdessen interreligiöser Dialog sowie gleichberechtigte Teilhabe gefördert werden. 
	5. Die SP Schweiz fordert, dass gegen Stigmatisierung vorgegangen wird, indem entspre-chende Kampagnen entschieden zurückgewiesen werden und stattdessen interreligiöser Dialog sowie gleichberechtigte Teilhabe gefördert werden. 

	6. Die vorliegende Resolution aktualisiert und ergänzt die Positionierung der SP Schweiz zu antimuslimischem Rassismus und Diskriminierung. 
	6. Die vorliegende Resolution aktualisiert und ergänzt die Positionierung der SP Schweiz zu antimuslimischem Rassismus und Diskriminierung. 
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